


BETREFFEND DIE 
ZUSAMMENGESTELLT VOM 
AERO-CLUB VON DEUTSCHLAND 











Digitized by the Internet Archive 
in 2021 with funding from | 
University of Illinois Urbana-CGhampaign Alternates 


https://archive.org/details/gesetzeundentwur02aero 


GESETZE 


UND 


ENTWÜRFE VON GESETZEN 


DBEILR-DIE 


..00272.1:0,98 


ZUSAMMENGESTELLT 


VON DER 
JURISTISCHEN KOMMISSION 
DES 


AERO-CLUBS VON DEUTSCHLAND 





re 
BANDI SER 
UNIVERSIT\ nr 
No! (OF ILLiva 


DIERELNZI7E20 
VERLAG GUSTAV BRAUNBECK G. M. B.H. 





2 





Alle Rechte, insbesondere das 
Recht der Uebersetzung, vorbehalten 


Copyright 1919 by Verlag 
Gustav Braundbeck G.m.b.H. 
Berlin W 35 






uaanıs 


INHALTSVERZEICHNIS 


SEES ES SR RE SE Re Le I 


International, 
Internationale Konvention für Luftfahrt . 


Oesterreich. 
Vollzugsanweisung der Staatsregierung vom 15. 4 1919 usw, „. . » 
Gesetzentwurf betr. die vorläufige Regelung der Lutftfahrt . - 
Geschäftsordnung des Fachausschusses für Luitfahrtangelegenheiten . 
Dänemark. 
Gesetz betr. Verwendung von Luftfahrzeugen vom 4. 10. 1919 , 


Schweden. 
Schwedisches Gesetz betr. Ausübung der Luftfahrt über schwedischem 
Gebiet vom 23. 5. 1919 
Niederlande. 
Gesetzentwurf vom 29. 4, 1919 


England. 
Luitfahrtgesetzentwurf von Anfang 1919 
Verordnungen über Luftfahrtwesen vom 30. 4. 1919 . 

Schweiz. 


Provisorische Regelung des Luitverkehrs in der Schweiz vom 18.7.1919 . 
Provisorische Vorschriftfür denLuitverkehr inderSchweizvom 1.8.1919 . 


Entwurf eines Bundesbeschlusses betr. den Luftverkehr in der Schweiz . 


Spanien. 
Königliche Verordnung vom 25. 11. 1919 

Anhang. 
Nachtrag zum Literaturverzeichnis des 1. Bandes . 


Seite 


7 
07 
12 


76 


78 


92 
93 


128 
130 
131 


136 


143 


EYE 
KEN 
« 





VORWORT 


Vor kaum neun Monaten erschien unsere Zusammenstellung 
der die Luftfahrt betreffenden Gesetze und Gesetzentwürfe und 
schon ist es erforderlich, eine Fortsetzung der Sammlung heraus- 
zugeben, denn inzwischen sind nicht nur in einer Reihe von 
Staaten neue Gesetze und Gesetzentwürfe erschienen, sondern 
im besonderen ist die „Internationale Konvention für Luftfahrt“ 
zwischen unseren bisherigen Gegnern abgeschlossen worden, die 
für alle Kulturstaaten eine gewisse Grundlage für die Gesetz- 
gebung geben muß, damit auf einem Gebiet, welches wie kein 
anderes internationale Regelung erheischt, die Schwierigkeiten 
des Grenzüberfluges nach Möglichkeit gemildert werden. Die 
Kenntnis dieser Konvention ist daher für jeden an der Luftfahrt 
Interessierten erforderlich. 

Den Entwurf der „Deutschen Luftfahrt-Gesetzgebung“ der 
Sammlung beizufügen, ließ sich noch nicht ausführen, da dieser 
Entwurf sich noch in Bearbeitung befindet. Erst wenn er der 
Nationalversammlung vorgelegt werden wird, erscheint es an- 
gebracht, den Entwurf zu veröffentlichen. Bis dahin werden mit 
aller Wahrscheinlichkeit auch wieder andere Gesetzentwürfe Ver- 
änderungen und zum Teil Inkraitsetzungen erfahren haben, so 
daß eine abermalige Ergänzung nötig sein wird. Es ist beab- 
sichtigt, von Zeit zu Zeit solche Ergänzungen vorzunehmen. 


Berlin, Januar 1920. 


Aero-Club von Deutschland 
von Tschudi. 
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Internationale Konvention für Luitiahrt. 
Kapitel I. 
Allgemeine Grundsätze. 


Artikel 1. 

Die vertragschließenden Staaten erkennen an, daß jeder Staat völlige 
und ausschließliche Herrschaft im Luftraum über seinen Territorien und 
Territorial-Gewässern hat. 

Artikel 2. 

Jeder vertragschließende Staat übernimmt es, den Luftfahrzeugen der 
anderen vertragschließenden Staaten, vorausgesetzt, daß die Bedingungen dieses 
Abkommens‘ beobachtet werden, in Friedenszeiten Freiheit für harmlosen 
Verkehr über seinem Gebiet zu Lande und zu Wasser und dem seiner Kolonien 
zu sichein. 

Alle Anordnungen, die ein vertragschließender Staat über die Zulassung 
der Luftfahrzeuge der anderen vertragschließenden Staaten über seinem 
Territorium getroffen hat, sollen ohne Unterschied der Nationalität angewandt 


werden. 
Artikel 3. 


Jeder verlragschließende Staat hat das Recht, aus militärischen Gründen 
oder im Interesse der öffentlichen Sicherheit, die Luftfahrt der anderen Staaten 
über bestimmten Gebieten seines Landes unter Androhung der Strafen, die 
seine Gesetzgebung vorsieht, zu untersagen. Dabei sollen keine Unterschiede 
gemacht werden zwischen seiner eigenen Luftflotte und der der anderen ver- 
tragschließenden Staaten. Macht er von diesem Rechte Gebrauch, so muß er 
vorher die Lage und Ausdehnung der Sperrgebiete den anderen Staaten 


öffentlich bekanntgeben. 
, Artikel 4. 


Jedes Luftfahrzeug, welches sich über einem Sperrgebiet befindet, muß, 
sobald es dieser Tatsache gewahr wird, die Notsignale geben, die in $ 17 im 
Anhang D vorgesehen sind, und muß außerhalb des verbotenen Geländes 
diesem so nahe wie möglich und so schnell wie möglich auf einem Flug- 
platze des unrechtmäßig überflogenen Staates landen. | 
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Kapitel II. 
Nationalität der Luftfahrzeuge. 


Artikel 5. 


Kein vertragschließender Staat soll, außer mit besonderer und zeit- 
weiliger Erlaubnis, Luftfahrzeugen, die nicht die Nationalität eines der vertrag- 
schließenden Staaten tragen, das Fliegen über seinem Gebiete gestatten. 


Artikel 6. 


Ein Luftfahrzeug besitzt die Nationalität des Staates, in dessen Liste 
es eingetragen ist. (Nach Maßgabe der Verfügungen Sektion I, c des 
Anhangs A). 

Artikel 7. 


Ein Luftfahrzeug darf nicht in die Liste eines Staates eingetragen 
werden, wenn es nicht völlig Angehörigen des Staates gehört. 

Eine Gesellschaft (incorporated company) kann nicht als Besitzerin eines 
Luftfahrzeuges eingetragen werden, wenn sie nicht die Nationalität des Staates 
besitzt, bei dem das Luftfahrzeug eingetragen ist, wenn nicht der Präsident 
oder Vorsitzender der Gesellschaft und mindestens *°/, der Direktoren dieselbe 
Nationalität besitzen, und wenn die Gesellschaft nicht alle anderen Bedingungen 
erfüllt, welche die Gesetze eines jeden Staates vorschreiben. 


Artikel 8. 


Ein Luftiahrzeug darf nicht bei mehr als einem Staate rechtseültig 
eingetragen sein. 
Artikel 9. 


Die vertragschließenden Staaten sollen jeden Monat Abschriften der im 
vergangenen Monat gemachten Eintragungen und Streichungen in ihren Listen 
untereinander austauschen und der internationalen Kommission für Luftiahrt 
übermitteln. 

Artikel 10. 

Alle Luftfahrzeuge der internationalen Luftfahrt müssen im Dienste ihre 
Nationalitäts- und Register-Zeichen, sowie Name und Wohnort des Besitzers 
an sich tragen. (Nach Maßgabe der Bestimmungen Anhang A). 


Kapitel Il. 
Zeugnisse über Luittüchtigkeit und Befugnis. 


Artikel 11. 


Jedes Luftfahrzeug im internationalen Luftverkehr soll nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Anhangs B ein Zeugnis seiner Lufttüchtigkeit, aus- 
gestellt oder anerkannt von dem Staate, dem es angehört, führen. 


Artikel 12. 


Der Befehlshaber, Führer, Ingenieur und andere Mitglieder der Besatzung 
eines jeden Luftfahrzeuges sollen nach Anhang B Ausweise über Befugnis 
und Zulassung, ausgegeben oder anerkannt von dem Staate, dessen Nationalität 
das Luftiahrzeug besitzt, bei sich führen. 
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Artikel 13. 


Ausweise über Lufttüchtigkeit und Befugnis, sowie Zulassungsscheine, 
die von dem Staate, dessen Nationalität das Luftfahrzeug angehört, nach den 
Verordnungen des Anhangs B und Anhangs E und künftighin von der inter- 
nationalen Luftfahrt-Kommission ausgestellt oder anerkannt sind, sollen als 
rechtsgültig von den anderen vertragschließenden Staaten anerkannt werden. 

Für luftfahrerische Betätigung innerhalb seiner Grenzen und über seinem 
eigenen Gebiet braucht ein Staat die seinen Angehörigen von einem anderen 
Konventionsstaat ausgestellten Flugtüchtigkeitszeugnisse und Lizenzen nicht 
anzuerkennen. 

Artikel 14. 


F. T.-Gerät darf nicht mitgeführt werden, ohne besondere Erlaubnis des 
Staates, dessen Nationalität das Luftfahrzeug besitzt. F.T.-Gerät darf nur 
benutzt werden, wenn die Besatzung einen besonderen Ausweis für diesen 
Zweck hat. Jedes Luftfahrzeug, welches dem öffentlichen Verkehr dient und 
fähig ist, zehn oder mehr Personen zu tragen, hat F. T.-Empfangs- und Sende- 
gerät an Bord zu führen, sobald die Bestimmungen für Gebrauch von F.T.- 
Gerät durch die internationale Luftfahrt-Kommission erlassen sein werden. 

Diese Kommission kann später die Verpflichtung, F.T.-Gerät an Bord 
zu führen, auf alle anderen Klassen der Luftfahrzeuge ausdehnen, unter den 
Bedingungen und gemäß den Bestimmungen, die sie festsetzen wird. 


Kapitel IV. 


Zulassung der Luftfahrt über fremdem Gebiet. 


Artikel 15. 


Jedes Luitiahrzeug eines vertragschließenden Staates hat das Recht, 
einen anderen Staat zu überfliegen, ohne zu landen. In diesem Falle muß es 
den von dem überflogenen Staate vorgeschriebenen Weg innehalten. Jedoch 
ist es verpflichtet, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit zu landen, wenn 
ihm dies durch Signale, die in Anhang D vorgesehen sind, befohlen wird. 

Jedes Luftfahrzeug, welches von einem Staat in einen anderen über- 
fliegt, muß, wenn die Verordnungen dieses Staates das verlangen, auf einem 
Flughafen, den dieser Staat bestimmt hat, landen. Bekanntmachungen über 
diese Flughäfen sollen durch die vertragschließenden Staaten an die inter- 
nationale Kommission und von dieser an alle vertragschließenden Staaten 
gegeben werden. 

Die Festsetzung von internationalen Luftwegen soll der Zustimmung 
des überflogenen Staates unterworien werden. 


Artikel 16. 


Jeder Staat soll das Recht haben, den gewerbsmäßigen Personen- und 
Güterverkehr zur Luft zwischen zwei Orten seines eigenen Gebietes der 
eigenen Luftfahrt vorzubehalten. 


Artikel 17. 


Wenn ein vertragschließender Staat Beschränkungen der Art, wie sie 
Artikel 16 erlaubt, festsetzt, darf seine Luftfahrt denselben Beschränkungen in 
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jedem der anderen vertragschließenden Staaten unterworfen werden, auch wenn 
der andere Staat anderen fremden Luftfahrzeugen diese Beschränkungen nicht 
auferlegt. Beschränkungen und Vorbehalte, wie 8 16 vorgesehen, sollen sofort 
veröffentlicht und der internationalen Kommission für Luftfahrt mitgeteilt 
werden; diese teilt sie weiter allen in Betracht kommenden Staaten mit. 


Artikel 18. 


Beim Flug oder Durchflug irgend eines Luitfahrzeuges mit oder ohne 
Landung über oder durch das Gebiet irgend eines vertragschließenden Staates 
einschließlich von Aufenthalten, die billiger Weise durch den Zweck eines 
solchen Transits bedingt sind, soll der Grund, daß die Konstruktion oder der 
Mechanismus des Luftfahrzeuges eine Verletzung irgend eines Patentes, Ent- 
wurfes oder Modells ist, das in dem Staate rechtmäßig zugelassen oder ein- 
getragen ist, keine Festnahme oder Zurückhaltung des Luftiahrzeuges durch 
den betreffenden Staat oder irgend eine ihm angehörige Person nach sich 
ziehen. Jede Forderung wegen einer Verletzung dieser Art soll gebührend 
in dem Lande erhoben werden, aus dem das Luitfahrzeug stammt. 


Kapitel V. 


Regeln, die bei Start, Landung und unterwegs 
zu beobachten sind. 


. Artikel 19. 
Jedes Luftiahrzeug des internationalen Luftverkehrs soil versehen 
sein mit: 

a) einem Register-Ausweis nach Anhang A, 

b) einem Zeugnis der Flugtüchtigkeit nach Anhang B, 

c) mit Zeugnissen und Vollmachten des Kommandanten, der Führer 
und der Bemannung nach Anhang E, 

d) wenn es Passagiere führt, mit einer Liste ihrer Namen, 

e) wenn es Fracht führt, mit Frachtbriefen und Deklarationen, 

f) mit Bordbüchern nach Anhang C, 

g) wenn es mit F.T.-Gerät ausgerüstet ist, mit dem besonderen Aus- 
weis nach Artikel 14. 


Artikel 20. 
Die Bordbücher müssen zwei Jahre nach der letzten Eintragung aui- 
gehoben werden. 
Artikel 21. 


Beim Start eines Luftfahrzeuges sollen die Behörden in jedem Falle 
das Recht haben, das Luftfahrzeug zu besichtigen und sich von der Richtigkeit 
aller Urkunden, mit denen es versehen sein muß, zu überzeugen. 


Artikel 22. 


Bei der Landung eines Luftfahrzeuges sollen die Landesbehörden in 
allen Fällen das Recht haben, das Luftfahrzeug zu besichtigen und sich von 
der Richtigkeit aller Urkunden, mit denen es versehen sein muß, zu überzeugen. 
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Artikel 23. 


Alle Personen an Bord eines Luftfahrzeuges sollen sich nach den Ge- 
setzen und Verordnungen des Staates, den sie besuchen, richten. 

Im Falle eines Fluges ohne Landung von Grenze zu Grenze sollen alle 
Personen an Bord die Gesetze und Verordnungen des überflogenen Landes 
beachten; Zweck hiervon ist, die Harmlosigkeit des Fluges zu gewährleisten. 

Für die rechtlichen Beziehungen zwischen Personen an Bord eines 
Luitiahrzeuges während des Fluges gelten die Gesetze des Heimatsstaates des 
Luftfahrzeuges. 

Von einer Person an Bord eines Luftfahrzeuges gegen eine andere solche 
während des Fluges begangene Verbrechen oder Vergehen unterliegen nur in 
dem Falle der Rechtsprechung des überflogenen Staates, daß die Person, gegen 
die das Verbrechen oder Vergehen begangen ist, diesem Staate angehört und 
wenn eine Landung während desselben Fluges auf dem Gebiete des betr. 
Staates folgt. 


Der überflogene Staat hat die Rechtsprechung: 


1. Gegenüber jedem Bruch seiner Gesetze für die öffentliche 
Sicherheit und seiner militärischen und fiskalischen Gesetze; 


2. Im Falle einer Uebertretung seiner Luftfahrverordnungen. 


Artikel 24. 


Luftfahrzeuge der vertragschließenden Staaten sollen berechtigt sein, 
dieselben Hilfeleistungen bei Landungen, besonders bei Notlandungen,. in An- 
spruch zu nehmen, wie Luftfahrzeuge des eigenen Staates. 

Bezüglich der Bergung von Flugzeugwracken auf See sollen, soweit 
durchführbar, die Verordnungen der einzelnen Staaten für Bergung von 
Schiffen Anwendung finden. 

Artikel 25. 

Jeder Flughafen eines vertragschließenden Staates, der für den eigenen 
öffentlichen Luftverkehr gegen Zahlung zugänglich ist, soll in gleicher Weise 
der Luftfahrt aller anderen vertragschließenden Staaten offenstehen. Auf jedem 
solchen Flughafen soll es nur eine einheitliche Kostenberechnung für Landung 
und Aufenthalt geben, die für eigene und fremde Luftfahrzeuge gilt. 


Artikel 26. 


Jeder vertragschließende Staat übernimmt es, Maßregeln zu treifen, die 
gewährleisten, daß jedes Luftfahrzeug, das über den Grenzen seines Gebietes 
fliegt, und jedes Lulftfahrzeug, das seine Flagge trägt, wo es sich auch be- 
finden mag, sich den Verordnungen in Anhang D der heutigen Konvention 
fügen muß. Er wird alle Personen strafen, die diese Verordnungen nicht 
befolgen. 


Kapitel VI. 
Beförderungs-Verbote. 


Artikel 27. 


Die Beförderung von Explosivstoffen, von Waffen und Kriegsmunition 
zur Luft ist im internationalen Luftverkehr verboten. Kein fremdes Luftfahr- 
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zeug darf solche Gegenstände zwischen zwei Orten ein und desselben ver- 
tragschließenden Staates an Bord führen. 


Artikel 28. 


Jeder Staat darf das Mitführen oder die Benutzung von Lichtbildgerät 
verbieten oder regeln. Jede solche Verordnung soll sofort der Internationalen 
Kommission für Luftfahrt mitgeteilt werden, die sie dann an die anderen ver- 
tragschließenden Staaten weitergibt. 


Artikel 29, 


Als Maßnahme der öffentlichen Sicherheit kann die Beförderung anderer 
Gegenstände als in den Artikeln 27 und 28 erwähnten Einschränkungen durch 
jeden der vertragschließenden Staaten unterworfen werden. Jede derartige 
Bestimmung soll alsbald der Internationalen Kommission für Luftfahrt mit- 
geteilt werden, die die Mitteilung an alle anderen vertragschließenden Staaten 
weiterleitet. 

Artikel 30. 

Alle Beschränkungen, die in Artikel 29 angeführt sind, sollen gleich- 

mäßig auf eigene und fremde Luftfahrzeuge angewandt werden. 


Kapitel VII. 
Staatliche Luitiahrt. 


Artikel 31. 


Folgendes wird als Staats-Luftfahrt angesehen: 
a) Heeres-Luitfahrzeuge, 
b) Luftfahrzeuge, die nur im Staatsdienst verwandt werden, wie 
Post, Zoll und Polizei. 


Jedes andere Luftfahrzeug gehört zur privaten Luftfahrt. Alle staatlichen 
Luftfahrzeuge, die nicht Militär-, Zoll- oder Polizeidienst tun, sollen wie private 
Luftfahrzeuge behandelt werden, und als solche den Bestimmungen dieser 
Konvention unterworfen sein. 

Artikel 32. 

Jedes von einer Militärperson, die besonders dazu beauftragt ist, be- 

fehligte Luftfahrzeug wird als militärisches Luftfahrzeug angesehen. 


Artikel 33. 

Militärischen Luftfahrzeugen soll außer im Falle besonderer Erlaubnis 
verboten sein, das Gebiet eines anderen der vertragschließenden Staaten zu 
überfliegen oder auf ihm zu landen. 

Im Falle einer solchen Erlaubnis sollen Militär-Luftfahrzeuge dieselben 
Vorrechte der Exterritorialität genießen, wie sie gewohnheitsmäßig den freinden 
Kriegsschiffen gewährt werden. 

Ein militärisches Luftfahrzeug, welches aus Not, auf Verlangen oder 
Zwang landet, soll dadurch kein Recht auf Exterritorialität erwerben. 


Artikel 34. 


Vereinbarungen von Staat zu Staat bestimmen, in welchem Falle Polizei- 
und Zoll-Luftfahrzeuge zum Ueberflug der Grenze berechtigt sind; sie genießen 
keinesfalls die Privilegien der Exterritorialität. 
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Kapitel VII. 


Internationale Kommission für Luftfahrt. 


Artikel 35. 


Es soll unter der Bezeichnung „Internationale Kommission für Luftfahrt“ 
und als ein Teil der Organisation des Völkerbundes eine ständige Komission 
eingesetzt werden, zusammengesetzt aus: 


Zwei Vertretern von jedem der folgenden Staaten: Die Vereinigten Staaten 
von Amerika, Frankreich, Italien und Japan; einem Vertreter von Groß- 
Britannien und einem von jedem britischen Dominian und von Indien und 
einem Vertreter von jedem der anderen vertragschließenden Staaten. 


Jeder von den fünf erstgenannten Staaten (Groß-Britannien, die Domi- 
nians und Indien gelten hierfür als ein Staat) soll eine Minimalzahl von 
Stimmen haben, die mit fünf multipliziert ein Produkt ergibt, das wenigstens 
eine Stimme mehr beträgt als die gesamte Stimmenzahl aller anderen vertrag- 
schließenden Staaten. 

Alle Staaten, außer den fünf erstgenannten, sollen jeder eine Stimme 
haben. 

Die Internationale Kommission für Luftfahrt soll ihre Geschäftsordnung 
und den Ort ihres dauernden Sitzes selbst bestimmen, aber es soll ihr frei- 
stehen an Orten, die ihr angezeigt scheinen, zu tragen. Ihre erste Tagung 
wird in Paris stattfinden. Diese Tagung soll von der französischen Regierung 
berufen werden, sobald die Mehrzahl der unterzeichnenden Staaten die Ratifi- 
kation der gegenwärtigen Konvention mitgeteilt haben werden, 


Die Pflichten dieser Kommission sind: 


a) Vorschläge zur Abänderung und Verbesserung der Bestimmungen 
der gegenwärtigen Kommission von den vertragschließenden Staaten 
entgegen zu nehmen oder den anderen vertragschließenden Staaten 
zu machen, sowie angenommene Aenderungen bekanntzugeben. 


b) Die Aufgaben auszuführen, die ihr dieser Artikel und die Artikel 9, 13, 
14, 15, 17, 28, 29 und 38 der gegenwärtigen Konvention auferlegen. 


c) Die Vorschriften der technischen Anhänge zu verbessern. 


d) Nachrichten jeder Art betr. die internationale Luftfahrt zu sammeln 
und den vertragschließenden Staaten mitzuteilen. 


e) Alle Nachrichten über F. T.-Wesen, Meteorologie und medizinische 
Wissenschaft, die für die Luftfahrt von Interesse sein können, zu 
sammeln und den vertragschließenden Staaten mitzuteilen. 


fi) Die Herausgabe von Karten für die Luftfahrt gemäß den Bestimmungen 
im Anhang F sicherzustellen. 


g) Ihre Meinung abzugeben über Fragen, die die Staaten ihrer Prüfung 
vorlegen. 


Aenderungen der Bestimmungen irgend eines der Anhänge können von 
der Internationalen Kommission für Luftfahrt getroffen werden, wenn die 
Aenderung mit dreiviertel der gesamten stimmberechtigten Stimmen ange- 
nommen wurde. Die Aenderungen sollen in Kraft treten mit dem Augenblick, 
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wo sie von der Internationalen Kommission für Luftfahrt allen vertrag- 
schließenden Staaten bekanntgegeben sind. 

Jede vorgeschlagene Aenderung der Artikel der vorliegenden Konvention 
soll von der Internationalen Kommission für Luftfahrt nachgeprüft werden, 
sei es, daß sie von einem der vertragschließenden Staaten stammt oder von 
der Internationalen Kommission für Luftfahrt selbst. Derartige Aenderungen 
sollen den vertragschließenden Staaten zur Annahme nur vorgeschlagen werden, 
wenn sie mit wenigstens zwei Drittel aller Stimmen, die abgegeben werden 
könnten, wenn alle Staaten anwesend wären, angenommen sind. 
| Alle solche Aenderungen der Artikel der Konvention (nicht der Be- 
stimmungen der Anhänge) müssen förmlich von den vertragschließenden 
Staaten angenommen werden, ehe sie in Kraft treten. 

Die Ausgaben für Organisation und Tätigkeit der Internationalen 
Kommission für Luftfahrt sollen von den vertragschließenden Staaten, im 
Verhältnis der Zahl der Stimmen, die ihnen zustehen, getragen werden. 

Die Ausgaben, die durch Entsendung von technischen Delegationen 
entstehen, werden von den betreffenden Staaten getragen. 


Kapitel IX. 
Schlußbestimmungen. 


Artikel 36. 


Jeder vertragschließende Staat übernimmt es, so weit wie möglich 
mitzuwirken an internationalen Maßnahmen betreffend: 


a) Die Sammlung und Verbreitung von statistischen, laufenden a 
besonderen Wetternachrichten, gemäß den Bestimmungen Anhang G. 


b) Die Veröffentlichung von einheitlichen Luftfahrt-Karten und die Ein- 
richtung eines einheitlichen Systems von Bodenzeichen (Kennungen), 
gemäß den Bestimmungen Anhang F. 


c) Die Benutzung von F. T.-Gerät in der Luftfahrt, die Einrichtung 
der nötigen F. T.-Stationen und die Beachtung von internationalen 
F. T.-Regeln. 
Artikel 37. 


Allgemeine Bestimmungen betr. das Zollwesen im internationalen Luft- 
verkehr sind der Gegenstand einer besonderen Vereinbarung, enthalten in 
Anhang H dieser Konvention. 

Nichts in dieser Konvention soll als hinderlich ausgelegt werden dem 
Abschluß besonderer Abmachungen der Staaten untereinander in Ueberein- 
stimmung mit den von der Konvention aufgestellten Grundsätzen über Zölle, 
Polizei und Post oder andere Gebiete von gemeinsamem Interesse mit Be- 
ziehung auf die Luftfahrt. 


Artikel 38. 


Im Falle einer Uneinigkeit zwischen zwei oder mehreren Staaten in 
Betreff der Auslegung dieser Konvention, soll die Streitfrage entschieden 
werden von dem ständigen internationalen Gerichtshofe, der von dem Völker- 


bund errichtet werden soll, und bis zu seiner Errichtung von einem Schieds- 
gericht. 
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Wenn die Parteien bei der Wahl des Schiedsgerichtes nicht überein- 
stimmen, sollen sie folgendermaßen vorgehen: 

Jede der Parteien soll einen Schiedsrichter ernennen, und die beiden 
Schiedsrichter sollen zusammenkommen und einen dritten ernennen. Wenn 
die Schiedsrichter sich nicht einigen können, soll jede der Parteien einen 
dritten Staat namhaft machen, und der dritte so erwählte Staat soll die Be- 
stimmung des dritten Schiedsrichters vornehmen durch eine Einigung oder 
dadurch, daß jeder einen nennt und dann das Los zwischen die beiden 
entscheidet. 

Sollten zwei oder mehrere vertragschließende Staaten über eine der 
technischen Bestimmungen des Anhanges der Konvention uneins sein, so soll 
der Streitpunkt durch die Internationale Kommission für Luftfahrt durch 
Stimmenmehrheit entschieden werden. 

Falls der Streit sich darum dreht, festzustellen, ob die Konvention (d.h. 
diese Vorschrift) oder eine Verordnung in Frage kommt, so soll die endgültige 
Entscheidung durch ein nach dem ersten Paragraphen dieses Artikels zu 
wählendes Schiedsgericht erfolgen. 


Artikel 39. 

Für den Kriegsfall beeinträchtigen die Vorschriften dieser Konvention 
die vertragschließenden Staaten weder als Kriegsführende noch als Neutrale in 
der Freiheit des Handelns. 

Artikel 40. 

Die Bestimmungen der gegenwärtigen Konvention werden vervollständigt 
durch die Anhänge A—H, welche dieselbe Wirkung haben und zur gleichen 
Zeit in Kraft treten wie die Konvention selbst. 


Artikel 41. 


Die britischen Dominians und Indien werden für diese Konvention als 
Staaten angesehen. Protektorate oder Gebiete, die vom Völkerbunde verwaltet 
oder unter seine Aufsicht gestellt sind, werden für alle Zwecke dieser Kon- 
vention als Teile des beschützenden oder Mandatarstaates angesehen, sowohl 
was ihr Gebiet wie auch ihre Nationalität angeht. 


Artikel 42. 


Die gegenwärtige Konvention soll in Kraft treten zwischen einzelnen 
vertragschließenden Staaten, sobald diese Staaten die Ratifikation ausgetauscht 
haben werden, was binnen eines Jahres geschehen sein muß. Die Ratifikationen 
sollen bei dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten der französischen 
Republik niedergelegt werden. 


Artikel 43. 

Die Staaten, die an dem jetzigen Kriege nicht teilgenommen haben, 
sollen dieser Konvention durch einfache Erklärung an das Ministerium des 
Auswärtigen der französischen Republik beitreten können. Die französische 
Republik wird dann die vertragschließenden Staaten von diesem Beitritt in 
Kenntnis setzen. | 

Artikel 44. 

Staaten, die an dem gegenwärtigen Kriege teilgenommen haben, nicht 
aber an den Verhandlungen dieser Konvention, können ihren Wunsch, der 
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Konvention beizutreten, äussern und können zum Beitritt zugelassen werden, 
wenn dieser Staat Mitglied des Völkerbundes ist, oder bis zum 1. Januar 1923 
durch einstimmiges Votum der unterzeichneten und beigetretenen Staaten, 
oder nach dem 1. Januar 1923 kann die Zulassung durch ein zustimmendes 
Votum von mindestens °?/, der im ganzen möglichen Stimmen erfolgen. Dabei 
haben die Stimmen der verschiedenen Staaten denselben Wert, wie es im 
Artikel 35 dieser Konvention vorgesehen ist. 

Das Ministerium des Auswärtigen in Frankreich soll die Gesuche um 
Zulassung unter den in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen in Empfang 
nehmen, soll sie den veriragschließenden Staaten mitteilen, die Stimmen der 
vertragschließenden Staaten in Empfang nehmen und das Ergebnis der Ab- 
stimmung verkünden. 


Artikel 45. 


Die Kündigung der gegenwärtigen Konvention soll wirksam sein einzig 
für den Staat, der sie ausgesprochen hat. Sie soll nicht ausgesprochen werden 
vor dem 1. Januar 1922 (neunzehnhundertzweiundzwanzig), und die Kün- 
digung soll wirksam werden erst ein Jahr, nachdem sie ausgesprochen ist. 

Mitteilungen bezüglich dieses Artikels sollen an das Ministerium des 
Auswärtigen in Frankreich gegeben werden, das sie den vertragschließenden 
Staaten weitergeben muß. 


Folgen die Unterschriften der Delegierten zur Konvention. 


Geschehen zu Paris, den... . 1919 in englischer und französischer 
Sprache, die gleiche Giltigkeit haben sollen, in einem einzigen Exemplar, 
welches niedergelegt werden soll in den Archiven der französischen Regierung 
und in gebührend beglaubigter Abschrift. 


Anhang 4 


Zeichen für Luftiahrzeuge. 


I. Allgemeines. 


a) Das Nätionalitätszeichen wird in großen lateinischen Buchstaben dar- 
gestellt z. B. Frankreich . . F. 


Das Eintragungszeichen wird durch eine Gruppe von vier großen Buch- 
staben dargestellt; jede Gruppe enthält zum mindesten einen Vokal, wobei 
der Buchstabe Y als Vokal betrachtet wird. Die vollständige Gruppe der fünf 
Buchstaben soll als Rufzeichen des betreffenden Luftfahrzeuges für Senden 
und Empfangen für drahtlose Telegraphie oder andere Signalmittel benutzt 
werden, außer wenn eine Verbindung mittelst Sichtsignalen hergesteilt wird, 
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Nationalität .. 


Nationalitätszeichen 


Eintragungs-Zeugnis 
(Vorläufige Form) 


Eee san a aan Een ee rn 
a RE a RE TEN EIER Tree AL rm worte m Tee N EL He 


Eintragungszeichen 


Luftfahrzeugiyp: + Handelsluftfahrzeug 


Name des Erbauers 


Seriennummer ......... 


Beschreibung 


Besitzer (Name und Vorname) 


Wohnsitz des 


Heimatshafen 


Unterschrift und Siegel der Behörde,\...... 
welche das Zeugnis ausgefertigt hatj 


Reiseluftfahrzeug 


Staatsluftfahrzeug 


EN EEE EEE N EN N De BE Pa A N 


ee ee ee ea ee ee Re Dep ee Te ee ee a De ERHEBEN, we re ER De a a ee a ehe ER 


DER N NE En DEN RL VZO TE ATS DL EB Se CHE FB BE I a A 


Besitzers 


Bussen nenn nennen - 


des Luftfahrzeugs 


EINE DE NIRE E R EEENT E r  F  IEE  N  3 F N e 
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in welchem Falle die gewöhnlichen Methoden angewandt werden. Die 
Nationalitäts- und Eintragungszeichen müssen mit der Zeichentabelle der Ab- 
teilung VII des Anhanges A übereinstimmen. 


b) Bei anderen als Staats- und Handelsluftfahrzeugen wird das Ein- 
tragungszeichen schwarz unterstrichen. 


c) Die Eintragung in das Register und die Eintragungsurkunde muß 
eine Beschreibung des Luftfahrzeuges enthalten und die Fabriknummer oder 
eine andere Fabrikmarke enthalten, das oben erwähnte Nationalitäts- und Ein- 
tragungszeichen, den gewöhnlichen Hafen des Luftfahrzeuges und das Datum 
der Eintragung. 


d) An jedem Luftlahrzeuge muß eine Metallplatte mit Namen und 
Wohnort des Besitzers, Nationalitäts- und Eintragungszeichen an der Gondel 
oder am Rumpf angebracht sein. (Hier folgt eine vorläufige Form des Ein- 
tragungszeugnisses; s. S. 11.) 


II. Anbringungsstelle für Zeichen. 


Die Nationalitäts- und Eintragungszeichen müssen schwarz auf weißem 
Grunde in folgender Weise aufgemalt sein: 


a) Flugzeuge. Die Zeichen sollen auf der Unterfläche der unteren 
Tragflächen und auf der oberen Seite der obersten Tragflächen aufgemalt sein, 
und zwar mit dem oberen Ende der Buchstaben nach der Vorderkante zu gerichtet; 
sie sollen außerdem auf beiden Seiten des Rumpfes zwischen Tragfläche und 
Schwanz angebracht sein. Für den Fall, daß das Flugzeug keinen Rumpf be- 
sitzt, sollen die Zeichen am Führerraum oder der Gondel angebracht werden. 


b) Luftschiffe und Freiballone. Bei Luftschiifen sollen die 
Zeichen in der Nähe des größten Querschnittes zu beiden Seiten und oben 
in gleicher Entfernung von den Seitenbuchstaben auf der Hülle aufgemalt sein. 


Bei Freiballonen sollen die Zeichen zweimal in der Nähe des größten 
horizontalen Umfanges (Aequators) soweit als möglich voneinander entfernt 
aufgemalt sein. 


Bei Luftschiffen und Ballonen sollen die Seitenzeichen von der Seite 
und vom Boden aus sichtbar sein. 


III. Weitere Anbringungsstellen für Nationalitätszeichen. 


a) Flugzeuge und Luftschiffe. Das Nationalitätszeichen 
soll auch auf den rechten und linken untersten und obersten Schwanzflossen 
oder Höhensteuern aufgemalt sein, u. z. je nachdem, ob die Flosse oder das 
Höhensteuer größer ist, auf den größeren Teil. Es muß gleichfalls auf beiden 
Seiten des Seitensteuers oder auf den Außenseiten der äußeren Seitensteuer 
angebracht sein, wenn mehr als ein solches Steuer vorhanden ist. 


b) Ballone. Das Nationalitätszeichen soll am Korbe angebracht sein. 
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IV. Höhe der Nationalitäts- und Eintragungszeichen. 


a) Flugzeuge. Die Höhe der Zeichen, sowohl auf den Haupt- 
tragflächen als auch auf den Schwanzflossen muß vier Fünftel der Flächen- 
breite betragen, bei dem Seitensteuer müssen sie so groß als möglich sein. 
Die Höhe der Zeichen auf dem Rumpf oder dem Führerraum muß vier Fünftel 
der Höhe des schmalsten Teiles jener Stelle des Rumpies oder Führerraumes 
betragen, an welchem die Zeichen angebracht sind. 


b) Luftschiffe und Ballone. Bei Luitschiffen müssen die 
Nationalitätszeichen auf der Schwanzflosse ebenfalls vier Fünftel der Breite der 
Schwanzflosse betragen, beim Seitensteuer müssen die Zeichen so groß als 
möglich sein. Die Höhe der übrigen Zeichen muß zum mindesten ein Zwölitel 
des am größten Durchmesser gemessenen Umfanges betragen. 


Bei Ballonen muß die Höhe der Nationalitätszeichen vier Fünftel der 
Höhe des Korbes betragen, und die Höhe der übrigen Buchstaben mindestens 
ein Zwölitel des Ballonumianges. 


c) Allgemeines. Bei allen Motorluftfahrzeugen brauchen die Buch- 
staben der Nationalitäts- und Eintragungszeichen nicht 2,5 m Höhe zu über- 
steigen. 


V. Breite der Buchstaben von Nationalitäts- usw. Zeichen. 


a) Die Breite der Buchstaben muß zwei Drittel ihrer Höhe und die 
Stärke ein Sechstel ihrer Höhe betragen. Die Buchstaben müssen schwarz 
ausgefüllt sein. Ein Zwischenraum entsprechend der Hälite der Buchstaben- 
breite muß zwischen den Buchstaben freigelassen werden. 


b) Bei unterstrichenen Buchstaben muß die Stärke der Linie gleich der 
Stärke des Buchstabens und der Zwischenraum zwischen dem Fuß der Buch- 
staben und der Linie gleich der Stärke der Linie sein. 


VI. Abstand zwischen Nationalitäts- und Eintragungszeichen. 


Da, wo die Nationalitäts- und Eintragungszeichen zusammenkommen 
muß ein Bindestrich, welcher ebenso lang wie die Breite eines Buchstabens 
ist, zwischen dem Nationalitäts- und Eintragungszeichen angebracht sein. 


VI. Instandhaltung. 


Die Nationalitäts- und Eintragungszeichen müssen möglichst vorteilhaft 
angebracht sein, unter Berücksichtigung der Konstruktion des Luitiahrzeuges. 
Die Zeichen müssen sauber und lesbar gehalten werden. 


VII. Zeichentafel. 


Das Nationalitätszeichen des umstehend angeführten Staates bezieht 
sich auf die Luftfahrzeuge seiner Dominien, Kolonien, Protektorate, 
Dependancen oder der Länder, deren Mandatstaat er ist. 
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Land an Eintragungszeichen 

ver-:Staalen, us. N Alle Kombinationen, welche gem. den Bestimm. 
BrierReich rt sure G d. Abs. I(a) dies. Anhang. gemacht sind, indem 
Frankreich 22... HB sie eine Gruppe v. vier Buchst. der 26 alphab. 
Hallen anne I Buchst. bilden, welche Gruppe z. mindesten 
JADan u a J einen Vokal enthalten muß, z. B. ADCJ, PURN 
Bolivias., erse et c Alle Kombinat. mit B als Anfangsbuchstaben 
Kubas man nl, C > 5 ER = 

Portugal Au une C x Ed Mr 5 
Rumanienzese ua: C 2 % RT » 

Umpuay na Dr C z 5 alr, E 
Tschecho-Slow. Ri 3 5 BREBAFE “ 
Guatemala . .... ;E A > nich N F 

laberiar.. 00 an An: I: S in ZA Pr € 

Brasilien sa P = z su Dro% 4 
POIs P ” Sa pe n 

Belgien ar nun. OÖ = x wuBst} 5 

Per Eu a ee 16) 3 > PP N 2 

CHmat, um Se ne X H x u ; 
Honduras®, es. nee X i 2 u 5 

Serbien, Kroat, Slav.| X N . IDEE 5 

Haitisv. ron H % “ et & 

SE RE RE) Fr H 5 er late) ın 3 5 

Eauador et ne E = ei Eee 
Griechenland S “ 55 LE EN . 

Panania 3.3.7.7 5 2 4 RE 4 

Hedschas..: 2. 2 A % Pie; Mr 

Anhang B. 


Flugtüchtigkeitszeugnisse. 


Die folgenden Hauptbedingungen regeln die Ausstellung von Flug- 
tüchtigkeitszeugnissen. | 
Sal: 
Der Luftfahrzeugtyp muß hinsichtlich seiner Sicherheit einem gewissen 
Grad von Mindestforderungen entsprechen. 


Sr 
Eine genügende Erprobung der tatsächlichen Flugeigenschaften des zu 
prüfenden Typs muß in Form von Flugversuchen vorgenommen werden; 
indessen brauchen die nachgebauten Maschinen, welche dem zugelassenen 
Typ entsprechen, diesen Prüfungen nicht unterworfen zu werden. Die Flug- 
versuche müssen gewissen normalen Mindestforderungen entsprechen. 


8 3. 
Der Bau eines jeden Luftfahrzeuges bezgl. seiner Ausführung und 
seines Materials muß genehmigt werden. 
Die Kontrolle des Baues und der Prüfungen müssen gewissen normalen 
Mindestforderungen entsprechen. 
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| S 4. 

Das Luftfahrzeug muß mit zweckentsprechenden Instrumenten für 
sicheren Flug ausgestattet sein. 

85. 

Die aufgestellten Mindestiorderungen der 8$ 1—3 müssen von der 
Internationalen Luftfahrtkommission (International Commission for Air Navi- 
gation) festgesetzt werden. Solange sie nicht auf diese Weise festgesetzt sind, 
muß jeder zugelassene Staat die Bestimmungen erlassen, nach denen Flug- 
tüchtigkeitszeugnisse gewährt werden oder in Gültigkeit bleiben. 


Anhang. 
Bordbücher. 


I. Tagebuch. 


Dieses muß auf allen Luitfahrzeugen geführt werden und folgendes 
enthalten: 


a) Die Art des Luftfahrzeuges, sein Nationalitäts- und Eintragungs- 
zeichen, den vollen Namen, Nationalität, Wohnort des Besitzers, Namen des 
Erbauers und Tragfähigkeit des Fahrzeuges. 

b) Bei jedem Fluge: 

1. Namen, Nationalität und Wohnort jedes Mitgliedes der Besatzung. 
2. Ort, Datum und Stunde des Abfluges, die Fluglinie und alle Reise- 
ereignisse einschl. def Landungen. 


II. Luitfahrzeug-Bordbuch. 


Dieses ist nur vorgeschrieben, wenn das Luftfahrzeug Passagiere oder 
Waren gegen Bezahlung führt und muß folgendes enthalten: 


a) Die Art des Luftfahrzeuges, sein Nationalitäts- und Eintragungszeichen, 
den vollen Namen, die Nationalität, den Wohnort des Besitzers, den Namen 
des Erbauers und die Tragfähigkeit des Luftfahrzeuges. 


b) Typ und Seriennummer des Motors; Typ des Propellers, seine Steigung 
seine Fabriknummer, seinen Durchmesser und den Namen des Herstellers. 

c) Typ des Apparates für FT. / 

d) Tafel mit den erforderlichen Montageangaben für diejenigen, welche 
für das Flugzeug und seine Instandhaltung verantwortlich sind. 

e) Laufende Aufzeichnungen über den Lebenslauf des Luftfahrzeuges 


einschließlich aller Abnahmeprüfungen, Ueberholungen, Auswechselungen, 
Reparaturen und ähnlicher Arbeiten, 


III. Motorbordbuch. 


Dieses ist nur vorgeschrieben für Motoren in Luftfahrzeugen, die 
Passagiere oder Waren gegen Bezahlung befördern. Es muß ein besonderes 
Buch für jeden Motor geführt werden, das immer bei dem Motor bleibt. 

Es muß folgendes enthalten: 


a) Typ des Motors, Seriennummer, Name des Erbauers, PS, Normal- 
höchstdrehzahl, Datum der Erbauung und der ersten Indienststellung. 


16 INTERNATIONAL 


TREPPE HPPEPHHTOUEPPHHTPHHPOHHPPHHPELIETPPDDOEHILEITHTPPEOHHTHTHPHH 
s 


b) Eintragungszeichen und Typ des Luftfahrzeuges, in welchem der 
Motor eingebaut ist. | | 


c) Laufende Aufzeichnungen über den Lebenslauf des Motors, einschließ- 
lich aller Abnahmeprüfungen, Betriebsstunden, Ueberholungen, Auswechselungen, 
Reparaturen und ähnlicher Arbeiten. 


IV. Signalbuch. 
Dieses ist nur bei Luitfahrzeugen vorgeschrieben, welche Passagiere 
oder Waren gegen Bezahlung befördern und muß folgendes enthalten: _ 
a) Die Art des Luftfahrzeuges, sein Nationalitäts- und Eintragungszeichen, 
den vollen Namen, Nationalität und Wohnort des Besitzers. 
b) Ort, Zeit und Datum der Abgabe oder des Empfanges von Signalen. 


c) Name oder andere Angaben über die Person oder die Station, an 
welche ein Signal abgegeben, oder von welcher ein Signal empfangen wurde. 


V. Anweisung zur Führung der Bordbücher. 


a) Der Erbauer muß die grundlegenden Eintragungen in die Bordbücher 
selbst vornehmen und unterschreiben, soweit er dazu in der Lage ist. 
Die übrigen Eintragungen müssen vom Führer oder anderen zuständigen 
Personen vorgenommen und unterschrieben werden. 

b) Eine Kopie des Flugtüchtigkeitszeugnisses muß in der hinteren 
Tasche des Luftfahrzeugbordbuches aufbewahrt werden. 

c) Alle Eintragungen müssen in Tinte ausgeführt werden, außer bei 
Tage- und Signalbüchern; hier können die Eintragungen mit Bleistift in einem 
gewöhnlichen Notizbuche gemacht werden; sie müssen jedoch alle 24 Stunden 
mit Tinte in das Bordbuch übertragen werden. Im Falle einer etwaigen 
amtlichen Untersuchung kann das Notizbuch hinzugezogen werden. 

d) Es dürfen keine Radierungen gemacht werden oder Blätter ausge- 
rissen werden. 


e) Eine Kopie dieser Anweisungen muß in jedem Bordbuch enthalten sein. 





AnhangD. 


Regeln für Lichterführung und Signale. 
Flugregeln. 


Erklärungen. 


Das Wort „Luftiahrzeug“ umfaßt Ballone (Fessel- oder Freiballone), 
Drachen, Luftschiffe und Flugzeuge. 

Das Wort „Ballon“ (Fessel- oder Freiballon) bedeutet ein Luitfahrzeug, 
das leichter als Luft ist und keine Antriebmittel besitzt. 

Das Wort „Luftschifi“ bedeutet ein Luftfahrzeug, welches als Tragmittel 
Gas benutzt und das leichter als Luft ist und Antriebmittel besitzt. 

Das Wort „Flugzeug“ umfaßt alle Land- und Seeflugzeuge, Flugboote 


und alle anderen Luftfahrzeuge, welche schwerer als die Luft sind und An- 
triebmittel besitzen. 
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Ein Luftfahrzeug ist „unterwegs“ im Sinne dieser Regeln, wenn es 


nicht am Boden oder an irgend einem anderen Gegenstand an Land oder im 
Wasser festgemacht ist. 


I. Lichterführung. 


Das Wort „sichtbar“ in diesen Regeln, wenn auf Lichter angewandt, 
bedeutet, daß dieselben in einer dunklen Nacht bei klarer Luft sichtbar 
sind. Die Winkelgrenzen, welche nach diesen Regeln in der Skizze festgesetzt 
sind, gelten unter der Voraussetzung, daß sich das Luftfahrzeug in seiner 
normalen Lage befindet, um einen graden, horizontalen Kurs zu fliegen, 


—D=roürne 








Lichterführung der Luftfahrzeuge 


Sch: 
Den Bestimmungen über Lichterführung muß bei jedem Wetter von 
Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang nachgekommen werden, und während 
dieser Zeit sollen keine anderen Lichter, welche mit den vorgeschriebenen 


Lichtern verwechselt werden könnten, sichtbar sein. Die vorgeschriebenen 
Lichter dürfen nicht flimmern. 


$2 | 
Ein Flugzeug, welches sich in der Luft befindet oder auf dem Lande 
oder Wasser mit eigener Kraft fährt, muß folgende Lichter führen: 


a) Nach vorn ein weißes Licht (Buglicht), sichtbar in einen: Winkel 
von 220°, d. h. je 110° rechts und links der Flugrichtung und von einer 
solchen Stärke, daß es mindestens 8 km sichtbar ist, 


b) Auf der rechten Seite ein grünes Licht (Steuerbordlicht), so ange- 
bracht, daß es ein ununterbrochenes Licht zwischen zwei vertikalen Wänden 
zeigt, deren Winkel 110° beträgt, gemessen von der Fahrtrichtung voraus nach 


rechts rückwärts. Das Licht muß so stark sein, daß es mindestens 5 km. 
sichtbar ist, 
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c) Auf der linken Seite ein rotes Licht (Backbordlicht), so angebracht, 
daß es ein ununterbrochenes Licht zwischen zwei vertikalen Wänden zeigt, 
deren Winkel 110° beträgt, gemessen von der Fahrtrichtung voraus nach links 
rückwärts. Das Licht muß so stark sein, daß es mindestens 5 km sichtbar ist. 

d) Die grünen und roten Seitenlichter sollen so angebracht sein, daß 
das grüne Licht nicht von der linken und das rote Licht nicht von der rechten 
Seite sichtbar ist. 

e) Am Heck des Fahrzeuges, und zwar so weit nach hinten als mög- 
lich, soll ein weißes Licht (Hecklicht) angebracht sein, das ununterbrochen in 
einem Winkel von 140° gleichmäßig, also je 70° nach rechts und links von 
seiner Mittellinie leuchtet. 

f) Falls zur Erfüllung der vorstehenden Bestimmungen das Einzellicht 
durch mehrere Lichter ersetzt wird, soll das Feld der Sichtbarkeit jedes ein- 
zelnen so begrenzt sein, daß nur eines zu gleicher Zeit gesehen werden kann. 


S 3. 

Die Regeln, welche für Lichterführung von Flugzeugen gegeben sind 
werden auch auf Luitschiffe angewandt, mit folgenden Einschränkungen: 

a) Alle Lichter sollen doppelt geführt werden, die Bug- und Hecklichter 
senkrecht übereinander und die Seitenlichter horizontal hintereinander parallel 
der Längsachse. 

b) Beide Lichter jedes Paares vorn und hinten (Bug- und Hecklichter- 
paar) sollen zu gleicher Zeit sichtbar sein. 

Die Entfernung derLichter eines Paares soll mindestens zwei Meter betragen. 


84. 

Ein Luftschiff, welches geschleppt wird, soll die Lichter führen, welche 
in & 3 aufgeführt sind und außerdem die in $ 6 für nicht manövrierfähige 
Luitschiife angeführten. ar 

a) Ein Flugzeug oder ein Luftschiff, welches sich auf der Oberfläche des 
Wassers befindet und nicht manövrierfähig ist, d, h, nicht manövrieren kann, 
wie es die „Vorschriften zur Vermeidung von Zusammenstößen auf See“ erfor- 
dern, soll zwei rote Lichter führen, die nicht weniger als zwei Meter von ein- 
ander entfernt übereinander stehen und von solcher Stärke, daß sie nach allen 
Richtungen auf eine Entfernung von mindestens 3 km sichtbar sind. 

b) Jedes für diesen $ in Betracht kommende Luftfahrzeug soll, wenn es 
sich nicht auf Wasser fortbewegt, die Seitenlichter nicht führen, bewegt es sich 
jedoch auf Wasser fort, so muß es sie führen. 


S 6. 

Ein Luftschiff, welches aus irgend einem Grunde nicht manövrierfähig 
ist, oder welches seine Motoren freiwillig gestoppt hat, muß außer den vorge- 
schriebenen Lichtern zwei rote Lichter führen, eines über dem anderen 
mindestens zwei Meter von einander entfernt und von solcher Stärke, daß sie 
nach allen Richtungen auf einer Entfernung von mindestens 3 km sichtbar sind. 

Bei Tage muß ein Luftschiff, welches geschleppt wird oder aus irgend 
einem Grunde nicht manövrierfähig ist, sichtbar zwei schwarze Bälle oder 
Scheiben führen, von denen jede 60 cm im Durchmesser mißt, eine über der 
anderen angebracht, nicht weniger als zwei Meter auseinander. 
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Ein Luitschiff, das verankert oder unterwegs ist, jedoch freiwillig seine 
Motoren gestoppt hat, muß sichtbar zwei schwarze Bälle oder Scheiben führen, 
von 60 cm im Durchmesser und muß von jedem anderen Luftfahrzeug als 
manövrierunfähig behandelt werden. 

SEE 

Ein Freiballon muß ein helles weißes Licht unter dem Korbe führen 
in einer Entfernung von nicht weniger als fünf Meter, das so konstruiert ist, 
daß es ein ununterbrochenes Licht nach allen Richtungen zeigt und so 
beschafien ist, daß es bei einer Entfernung von mindestens 3 km sichtbar ist. 


88. 

Ein Fesselballon soll an derselben Stelle wie das in $ 7 erwähnte Licht 
und anstatt desselben drei Lichter in vertikaler Richtung übereinander und 
nicht weniger als zwei Meter auseinander führen. Das oberste und das unterste 
dieser Lichter soll rot, das mittlere weiß sein und von solcher Stärke, daß sie 
bei einer Entfernung von mindestens 3 km sichtbar sind. 

Außerdem soll das Ankerkabel, in Zwischenräumen von 300 m vom 
Korbe aus gemessen, Gruppen von drei Lichtern führen, ähnlich den im vor- 
stehenden Absatz erwähnten; auch soll der Gegenstand, an dem der Ballon 
auf dem Boden verankert ist, zur Bezeichnung seiner Lage eine ähnliche 
Gruppe von Lichtern führen. 

Bei Tage soll das Ankerkabel an derselben Stelle und anstatt der im 
vorigen Absatz erwähnten Lichtergruppe röhrenförmige Wimpel führen von 
nicht weniger als 20 cm Durchmesser und zwei Meter Länge, die weiß und 
‚rot abwechselnde Streifen von 50 cm Breite haben. 

89 

Ein Luftschiff, welches nahe dem Boden verankert ist, soll die Lichter 
führen, die in $ 2a) und e) und in $ 3 angeführt sind. Außerdem, wenn dasselbe 
verankert, aber nicht nahe dem Boden ist, muß das Luitschiff, das Ankertau 
und der Gegenstand, an dem es verankert ist, entsprechend den Bestimmungen 
des $ 8 gekennzeichnet sein, sowohl bei Tage als auch bei Nacht. 

Wasseranker oder Treibanker, die von Luftschiffen zur Verankerung 
auf See gebraucht werden, sind von diesen Regeln ausgenommen. 


8 10. 
h Ein Flugzeug, welches auf dem Lande oder Wasser sich in Ruhe be- 
lindet aber nicht verankert oder vertäut ist, soll die Lichter, die in $ 2 an- 
geführt sind, führen. 

SEE 


Um Zusammenstöße mit Wasserfahrzeugen zu vermeiden: 

a) soll ein Flugzeug, wenn es verankert oder vertäut auf dem Wasser 
ist, an einer Stelle, wo es am besten gesehen werden kann, ein weißes Licht 

führen u. z. so konstruiert, daß es ein unterbrochenes Licht ringsum sichtbar 

zeigt, auf eine Entiernung von mindestens 2 km. 

b) sollen Flugzeuge von 50 m Länge über alles und mehr außer dem 
zu a) genannten Licht noch achtern ein eben solches führen, das mindestens 
5 ın tiefer angebracht sein muß. 

Als die Länge eines Flugzeuges wird die ganze Länge (zwischen den 
äußersten Punkten gemessen) angesehen, - 


2* 
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c) Flugzeuge von 50 m oder mehr in der Breite müssen außerdem, 
wenn sie vor Anker liegen oder verläut auf dem Wasser sind an jeder der 
unteren Flügelspitzen ein solches Licht führen, wie es unter a) in diesem $ 
angegeben ist. . 

Als die Breite eines Flugzeuges gilt die größte seitliche Ausdehnung. 


8.12. 
Im Falle des Versagens eines dieser Lichte, welches das Flugzeug ge- 
mäß diesen Bestimmungen beim nächtlichen Flug zu führen hat, hat dasselbe 
bei der ersten hinreichend sicheren Gelegenheit zu landen. 


S 13. 

Nichts in diesen Regeln soll Sonderbestimmungen ausschließen, die 
von der Regierung irgend eines Staates erlassen werden, in bezug auf zu- 
sätzliche Stations- oder Signallichter für zwei oder mehr Militärluftfahrzeuge 
oder für Luftfahrzeuge in Geschwadern oder in bezug auf die Führung 
von Erkennungssignalen, wie sie etwa durch Besitzer von Luftfahrzeugen zur 
Anwendung kommen, mit Genehmigung ihrer bezüglichen Regierungen, 
nachdem sie entsprechend eingetragen und veröffentlicht worden sind. 


II. Regeln für Signale. 
8 14. 

a) Ein Luitiahrzeug, welches bei Nacht auf einem Flugplatz, der eine 
Platzkontrolle besitzt, zu landen beabsichtigt, muß vor der Landung ein grünes 
Signallicht (Very) abschießen, oder eine grüne Lampe blinken lassen und 
außerdem muß es nach den internationalen Morsevorschriften die Buchstaben- 
gruppe seines eigenen Anrufes geben. 

b) Die Landungserlaubnis wird durch die Wiederholung desselben An- 
rules vom Boden aus erteilt, gefolgt von einem grünen Signallicht oder dem 
Blinken mit einer grünen Lampe. 

$ 15. 

Die Abieuerung eines roten Signallichtes oder das Entialten eines roten 
Scheines vom Boden aus ist als eine Anweisung anzusehen, daß Luftfahr- 
zeuge nicht landen dürfen. 

S 16. 

Ein Luftfahrzeug, das gezwungen ist bei Nacht zu landen, soll vor 
der Landung ein rotes Signallicht abfeuern oder eine Reihenfolge von kurzen 
Blinken mit den Navigationslichtern geben. 


8 17. 
Wenn ein Luitfahrzeug in Not ist, und Beistand braucht, sollen folgende 
Signale gegeben oder gezeigt werden, entweder einzeln oder zusammen: 
a) Das internationale Signal SOS durch Sichtsignal oder vermittelst 
draltloser Telegraphie, 
b) das internationale Code- -Flaggensignal für in Not befindliche, das 
durch NC gegeben wird, 


c) das Fernsignal, das aus einer viereckigen Flagge besteht, über oder 
unter welcher ein Ball oder etwas einem Balle ähnliches angebracht ist, 


d) ein ununterbrochener Ton mit irgend einem Schallapparat, 
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e) ein Signal, bestehend aus einer Folge von weißen Signallichtern, 
welche in kurzen Zwischenräumen abgefeuert werden. 


$ 18. 
Um ein Luitfahrzeug zu warnen, daß es sich in der Nähe einer ver- 
botenen Zone befindet und seinen Kurs ändern soll, sind folgende Signale 
anzuwenden: 


a) Bei Tage drei Schüsse in Zwischenräumen von zehn Sekunden, mit 
einem Projektil, welches bei. der Explosion weißen Rauch entwickelt und 
durch die Stelle, an der es explodiert, die Richtung angibt, welche das Luft- 
fahrzeug einschlagen soll. 


b) Bei Nacht drei Schüsse in Zwischenräumen von zehn Sekunden, mit 
einem Projektil, welches bei der Explosion weiße Sterne entwickelt und 
durch die Stelle, an der es explodiert, die Richtung angibt, welche das Luit- 
fahrzeug einschlagen soll. 

$ 19. 

Um ein Luftfahrzeug zum Landen zu veranlassen, sollen folgende Sig- 
nale gegeben werden: 

a) Bei Tage drei Schüsse in Zwischenräumen von zehn Sekunden mit 
einem Projektil, welches bei der Explosion schwarzen oder gelben Rauch 
entwickelt. 

b) Bei Nacht drei Schüsse in Zwischenräumen von zehn Sekunden mit 
einem Projektil, welches bei der Explosion rote Sterne oder Lichter entwickelt. 

Wenn es notwendig ist, das Landen eines anderen als des gemeinten 
Luftfahrzeuges zu verhindern, soll ein in Zwischenräumen aufblitzender Schein- 
werfer auf das Luitfahrzeug gerichtet sein, dessen Landung verlangt wird. 


S 20. 

a) Bei Nebel oder Dunst, welcher die Flugplätze unsichtbar macht, 
kann deren Lage durch einen Ballon angegeben werden, welcher als eine 
Luftboje wirkt und andere bewährte Mittel. 

b) Bei Nebel, Dunst, Schneefall oder schweren Regenschauern soll ein 
Luftfahrzeug bei Tage oder Nacht auf dem Wasser folgende Schallsignale mit 
einem Schallapparate abgeben: 

1. Wenn nicht verankert oder vertäul, einen Ton in Zwischenräumen 
von nicht mehr als zwei Minuten, bestehend aus zwei Tönen von un- 
gefähr fünf Sekunden Dauer, mit Zwischenpausen von ungefähr einer 
Sekunde. 

2. Wenn vor Anker oder vertäut, das schnelle Läuten einer wirk- 
sanıen Glocke oder eines Gongs während ungefähr fünf Sekunden mit 
Zwischenräumen von nicht mehr als einer Minute. 


III. Ausweichregeln. 
21 
Flugzeuge haben stets Freiballonen, Fesselballonen und Luftschiffen 
auszuweichen, Luitschiffe müssen Frei- und Fesselballonen ausweichen. 
| 22, 
Ein Luftschiff, welches manövrierunfähig ist, wird als Freiballon an- 
gesehen. 
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S 23. 

Die Kollisionsgefahr kann, wenn es die Umstände gestatten, durch auf- 
merksame Anpeilung eines herannahenden Luftschiffes festgestellt werden. 
Im Falle, daß die Seiten- und die Höhenpeilungwinkel sich nicht wesentlich 
ändern, muß die Kollisionsgeiahr als bestehend angesehen werden. 


S 24. 
„Kollisionsgefahr“ bedeutet die Gefahr einer Beschädigung durch zu 
große Annäherung eines anderen Luftiahrzeuges. Jedes Luftfahrzeug, welches 
durch diese Regeln verpflichtet ist, einem anderen auszuweichen, um eine 


Kollision zu vermeiden, muß eine den Umständen entsprechende Entfernung 
einhalten. 


S 25. 
Bei der Befolgung der Regeln, die sich auf Kollisionsgefahr beziehen 
($ 24), muß ein Luftfahrzeug mit Motorbetrieb stets nach den Regeln der 
folgenden 88 manövrieren, sobald es ersichtlich ist, daß es bei Einhaltung 
seines Kurses irgend einen Teil eines anderen Luftfahrzeuges in einem Ab- 
stand von weniger als 200 m passieren würde. 


S 26. 
Wenn zwei Motorluftfahrzeuge sich treffen oder nahezu treifen würden, 
soll jedes seinen Kurs nach rechts ändern. 


Ss 27. 
Wenn zwei Motorluftfahrzeuge auf sich kreuzenden Kursen fliegen, soll 
das Luftfahrzeug, welches das andere an seiner eigenen rechten Seite hat, 
dem Kurse des andern ausweichen. 


S 28. 
Ein Luftiahrzeug, welches irgend ein anderes überholt, hat dem Fahr- 
zeug, das überholt wird, auszuweichen u. z. durch Kursänderung nach rechts 
und darf nicht durch Unterfliegen passieren. 


Jedes Luftfahrzeug, das sich einem anderen aus irgend einer Richtung 
nähert, die mehr als 110° von seiner Fahrtrichtung abweicht, d. h. in einer 
solchen Richtung zu dem anderen Luftfahrzeug, daß es bei Nacht nicht in 
der Lage wäre, die Seitenlichter jenes Luitfahrzeuges zu sehen, soll als ein über- 
holendes Luftfahrzeug angesehen werden, und keine spätere Aenderung der 
Lage der beiden Luftfahrzeuge zu einander soll das überholende Luftfahr- 
zeug zu einem kurskreuzenden nach diesen Regeln machen oder cs der 
Pflicht entheben, von dem überholten Luftfahrzeug klar zu halten, bis es end- 
gültig passiert ist. 

Da das überholende Luftfahrzeug bei Tage nicht immer mit Sicherheit 
wissen kann, ob es voraus oder achteraus vom anderen Luftfahrzeug ist, 
soll es, wenn es in Zweifel ist, annehmen, daß es ein überholendes Luit- 
fahrzeug ist und ausweichen, 

Ss 29. 

Wo entsprechend einer dieser Regeln eines der beiden Luftfahrzeuge 
auszuweichen hat, soll das andere seinen Kurs und seine Geschwindigkeit 
beibehalten. Wenn infolge von dickem Wetter oder anderen Ursachen das 
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Luftfahrzeug, welches berechtigt ist, seinen Kurs beizubehalten, sich plötzlich 
so nahe an einem anderen befindet, daß ein Zusammenstoß durch Manö- 
‚vrieren des Luftfahrzeuges, das auszuweichen hat, allein nicht vermieden werden 
kann, so hat es zu handeln, wie es am geeignetsten erscheint, um einen 
Zusammenstoß zu vermeiden. 


S 30. 
Jedes Luftfahrzeug, das nach diesen Regeln verpflichtet ist, anderen 
Luitiahrzeugen auszuweichen, muß, wenn es die Umstände gestatten, verineiden 
vor diesem vorbeizufliegen. 


8 31. 
Auf offiziell anerkannten Luftstraßen soll jedes Luftiahrzeug, wen 
es sich mit der Sicherheit vereinbaren läßt und angebracht erscheint, sich 
auf der rechten Seite der Luitstraße halten. 


S 32. 
Luftfahrzeuge auf dem Lande oder auf dem Wasser sollen sich erst vom 
Boden erheben, wenn keine Gefahr eines Zusammenstoßes mit einem anderen 
Luftfahrzeuge besteht. 


S 33, 

Alle Luftfahrzeuge, welche sich in einer Wolke, im Nebel oder Dunst 
belinden oder in anderen Fällen schlechter Sichtigkeit, sollen mit Vorsicht 
fliegen unter sorgfältiger Berücksichtigung aller gegebenen Bedingungen und 
Verhältnisse. 

5 34. 

Bei der Befolgung und Auslegung dieser Regeln sollen alle Gefahren 
des Luftverkehrs und der Kollisionen und alle besonderen Umstände, welche 
ein Abweichen von diesen Regeln angebracht erscheinen lassen, im Auge 
behalten werden. 


Ballast. 


S 35. 
Das Fallenlassen von anderem Ballast als feinem Sand oder Wasser 
von einem Luftfahrzeug in der Luft ist verboten. 


Regeln für den Luftverkehr auf und in der Nachbarschaft von Flugplätzen. 
S 36. 

Inmitten eines jeden Flugplatzes soll an gut sichtbarer Stelle eine Flagge 
gesetzt sein, welche anzeigen soll, ob, wenn ein Flugzeug im Begriff ist zu 
landen oder aufzusteigen und es für notwendig erachtet, eine Runde oder den 
Teil einer Runde zu fliegen, solch eine Runde links (in dem Uhrzeiger ent- 
gegengesetzter Richtung) oder rechts herum (in der Richtung des Uhrzeigers) 
entsprechend der Farbe der Flagge auszuführen ist. 

Eine weiße Flagge zeigt an, daß die Runde rechts herum geflogen 
werden soll, d.h, daß die Flagge dauernd an der rechten Seite, die das grüne 
Positionslicht des Luftfahrzeuges führt, gesehen werden muß; eine rote Flagge 
zeigt an, daß die Runde links herum auszuführen ist, d. h. daß die rote Flagge 
dauernd an der linken Seite, also an der Seile, die das rote Positionslicht des 
Luitfahrzeuges führt, gesehen werden muß, 
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S 37. 

Wenn ein Flugzeug von einem Flugplatze abfliegt, soll es keine Wen- 
dung machen, bevor es nicht von dem ihm nächsten Punkt des Flugplatzes 
mindestens 500 m entfernt ist und die Wendung muß dann den Regeln der 
vorhergehenden Paragraphen entsprechen. 


S 38. 

Alle Flugzeuge, welche zwischen 500 und 1000 m Entfernung von dem 
ihnen nächsten Punkt eines Flugplatzes fliegen, sollen sich den obenerwähnten 
Regeln betreffend Rundenflüge unterwerfen, außer wenn diese Flugzeuge in 
einer größeren Höhe als 2000 m fliegen. 


S 39. 

Akrobatische Landungen sind verboten auf für internationalen Luift- 
verkehr bestimmten Flugplätzen vertragschließender Staaten. Luftfahrzeugen 
ist es verboten, akrobatische Lufttricks auszuführen in einer geringeren Ent- 
jernung als 2000 m von dem nächsten Punkt dieser Flugplätze. 


8 40. 
Auf allen konzessionierten Flugplätzen muß die Windrichtung durch 
eine oder mehrere der anerkannten deutlichen Methoden angezeigt werden, 
d.h. Landungspfeile, röhrenförmige Wimpel, rauchende Feuer und dgl. 


8 4l. 

Jedes Flugzeug, das auf einem konzessionierten Flugplatz abfliegen 
oder landen will, soll dieses gegen den Wind tun, außer wenn die natürlichen 
Bedingungen des Flugplatzes solches nicht gestatten. 

8 42. 

Im Falle, daß Flugzeuge sich einem konzessionierten Flugplatze zum 
Zwecke der Landung nähern, ist das Flugzeug, welches höher fliegt, verant- 
wortlich dafür, das Flugzeug, welches niedriger fliegt zu meiden und muß in 
bezug auf die Landung die Regeln des $ 28 betreffend Ueberholung beobachten. 


$ 43. 
Flugzeugen, welche Notsignale geben, soll beim Versuch einer Landung 
auf einem Flugplatz freie Bahn gegeben werden. 


S 44. 

Jeder Flugplatz soll als bestehend aus drei Streifen im Sinne der 
Windrichtung angesehen werden. Die Zone zur rechten Hand soll die Start- 
‚zone, die zur linken Hand die Landungszone sein. Zwischen diesen beiden 
Zonen soll eine neutrale Zone liegen. Ein Flugzeug, welches landet, soll 
versuchen so nahe als möglich an der neutralen Zone zu landen, aber in 
jedem Falle links von einem Flugzeuge das schon gelandet ist. Nachdem es 
bei seiner Landung das Rollen verlangsamt hat oder zum Stillstand gekommen 
ist, soll das Flugzeug unverzüglich in die neutrale Zone steuern. Entsprechend 
soll ein Flugzeug, welches startet, sich soweit als möglich nach rechts in der 
Startzone halten; es muß aber links von anderen Flugzeugen halten, welche 
ebenfalls starten oder im Begriff sind, es zu fun. 


S 45. 
Kein Flugzeug darf beginnen, sich vom Boden zu erheben, bevor das 
vorhergehende Flugzeug den Boden verlassen hat. | 
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8 46. 

Obige Regeln gelten ebenfalls für Nachtlandungen, wo die Signale 
folgende sind: 

a) Ein rotes Licht soll den Flugsinn einer Runde links herum und ein 
grünes soll eine Runde rechts herum anzeigen (siehe $ 36), die rechte Zone 
soll durch weiße Lichter in Form eines „L“ markiert sein, die linke 
Seitenzone entsprechend. Die „Ls“ sollen Rücken gegen Rücken stehen, 
damit ist gemeint, daß die Längsseiten der „Ls“ die Grenzen der neutralen 
Zone anzeigen. Die Richtung für die Landung soll stets entsprechend dem 
langen Arm des „L“ nach dem kurzen Arm hin sein. Die Lichter des „L“ 
sollen so angebracht sein, daß die Lichter, welche den Kopf des langen Armes 
bilden, die äußersten Punkte angeben, auf denen ein Flugzeug auf dem 
Flugplatz sicher aufsetzen kann. 

Die Lichter, welche den kurzen Arm des „L“ angeben, bezeichnen die 
Grenze für eine sichere Landungsfläche für Flugzeuge, d. h., daß das Flugzeug 
nicht über den kurzen Arm hinausrollen darf (siehe Skizze A). 

b) Wo es wünschenswert erscheint, Lichter und Personal zu sparen, 
kann das folgende System zur Anwendung kommen: | 

Zwei Lichter sollen auf der Windseite des Flugplatzes aufgestellt werden, 
um die in $ 44 erwähnten Grenzen der neutralen Zone zu markieren, die 
Linie, welche die Lichter verbindet, soll in rechtem Winkel zur Windrichtung 
stehen. Zwei weitere Lichter sollen in folgender Weise aufgestellt werden: 
eins auf der Unterwindseite des Flugplatzes auf einer Linie parallel zur Wind- 
richtung, durch die Mitte der Verbindungslinie der beiden Lichter auf der 
Luvseite, um die Ausdehnung des Flugplatzes und der Windrichtung zu zeigen, 
- und das andere soll sich in der Mitte zwischen den beiden Lichtern, 
welche die Grenzen der neutralen Zone angeben befinden (siehe Skizze B). 

Zusatzlichter können symmetrisch aufgestellt werden, entlang den 
Grenzen der neutralen Zone und an den Enden der Start- und Landungszonen 
auf der Linie durch die drei Lichter der Windseite. 


Windrichtun 
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S 47. 
Kein Fesselballon, Drachen oder verankertes Luftschiff soll in der Nach- 
barschalt eines Flugplatzes ohne besondere Genehmigung aufgelassen werden, 
außer in Fällen, wie sie in $ 20 vorgesehen sind. 


$ 48. 
3 
Geeignete Zeichen müssen an allen feststehenden Hindernissen, welche 
für Flieger gefährlich sein könnten, innerhalb einer Zone von 500 m bei allen 
Flugplätzen angebracht sein. 


Allgemeines. 


S 49, 

Jedes Luitfahrzeug, das mit eigener Kraft auf dem Wasser manövriert, 
muß den „Vorschriften zur Vermeidung von Zusammenstößen auf See“ nach- 
kommen und ist im Sinne dieser Verfügungen wie ein Dampischiff anzusehen, 
muß aber die Lichter führen, wie sie in diesen Regeln angegeben sind und 
nicht jene für Dampfschiffe, wie sie in den „Vorschriften zur Vermeidung von 
Zusammenstößen auf See“ angegeben sind. Die Schallsignale, welche in jenen 
Verordnungen angegeben sind, sollen weder durch noch auf ein solches Luft- 
fahrzeug Anwendung finden, mit Ausnahme der in den $$ 17 und 20 oben 
erwähnten. 

S 50. 

Nichts in diesen Regeln entbindet ein Luftfahrzeug oder den Besitzer, 
den Führer oder die Besatzung desselben von den Folgen einer Unterlassung, 
Lichter zu führen oder Signale zu geben oder von den Folgen der Unter- 
lassung, sorgfältig Ausschau zu halten oder den Folgen der Unterlassung 
einer Vorsichtsmaßregel, wie sie bei der gewöhnlichen Ausübung der Luftfahrt 
oder durch besondere Umstände geboten erscheint. 


S 5l. 

Nichts in diesen Regeln soll die Befolgung irgend einer besonderen 
Vorschrift oder besonderer Vorschriften verhindern, welche ordnungsgemäß in 
bezug auf den Luftverkehr erlassen und veröffentlicht worden sind, in un- 
mittelbarer Nachbarschaft irgend eines Flug- oder anderen Platzes und es soll 
die Pflicht aller Luftfahrzeugbesitzer, -führer und -besatzung sein, diese Ver- 
ordnungen zu befolgen. 


Anhang E 


Mindestiorderungen, die für Erwerb von Führer- 
und Orterscheinen gestellt werden. 


I. Führerscheine für Flugzeugführer. 


A) Führerscheine für Privatführer 
(nicht gültig zum Zwecke des Personen- und Gütertransportes). 
SP 
Praktische Prüfungen. 


Bei allen praktischen Prüfungen muß sich der Bewerber allein im 
Flugzeug befinden, 
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a) Höhen- und Gleitilüge. 


Ein ununterbrochener Flug, während dessen der Führer wenigstens 
eine Stunde in mindestens 2000 m Höhe über dem Startplatz bleibt. Der Ab- 
stieg muß mit einem Gleitflug enden, bei dem die Motoren in 1500 m Höhe 
über dem Landungsplatze abgestellt werden. Die Landung muß, ohne die 
Motoren wieder in Gang zu bringen, höchstens 150 m von einem Punkte 
entfernt erfolgen, der vorher durch die amtlichen Prüfer bestimmt war. 


b) Geschicklichkeitsprüfungen. 


Ununterbrochener Flug um zwei Piosten (oder Bojen), die 500 m von 
einander entiernt aufgestellt sind, wobei eine Reihe von fünf Schleifen in Form 
von Achten ausgeführt werden muß. Bei jeder Runde soll einer der beiden 
Pfosten umflogen werden. Dieser Flug soll nicht höher als 200 m über dem 
Boden (oder Wasser) ausgeführt werden, ohne den Boden (oder das Wasser) 
zu berühren. Die Landung soll folgendermaßen ausgeführt werden: 


1. Der Motor bezw. die Motoren sollen spätestens endgültig abgestellt 
werden, wenn das Luftiahrzeug den Boden (oder das Wasser) berührt. 

2. Das Flugzeug ist in einer Entfernung von 50 m von dem vom Be- 
werber lestgesetzten Punkt zum Stehen zu bringen. 


802, 


Besondere Kenntnisse. 


Kenntnis der Regeln über Lichterführung, Signale und Ausweichregeln, 
Kenntnis der Regeln über den Luitverkehr auf und in der Nachbarschait 
von Flugplätzen. Praktische Kenntnis der internationalen Luftgesetze. 


B) Führerschein für Führer von Flugzeugen 
zum Zweckerdes’ Passagier und. Güfertranspories. 


Sn 


Praktische Prüfungen. 


Bei allen praktischen Prüfungen muß sich der Bewerber allein im 
Flugzeug befinden. 

a) Die Prüfungen für Höhen- und Gleitilüge und für Geschicklichkeit 
sind dieselben, wie sie für Führerscheine von Privatführern verlangt werden. 
Bewerber, welche schon im Besitze dieses Zeugnisses sind, brauchen sich 
diesen Prüfungen nicht noch einmal zu unterziehen. 

b) Ausdauerprüfungen, bestehend aus einem Ueberland- oder Uebersee- 
flüg von mindestens 300 km, nach welchem die Schlußlandung am Abilug- 
platz erfolgen soll. Dieser Flug muß mit ein und demselben Flugzeug inner- 
halb von acht Stunden ausgeführt werden; er muß drei Außenlandungen ein- 
schließen (während welcher das Flugzeug zum Stillstand kommen muß), die 
nicht am Abflugplatz erfolgen dürfen, sondern an vorher von den Prüfern be- 
stimmten Punkten. 


Bei seinem Abilug soll der Bewerber über seinen Flugweg unterrichtet 
und mit einer entsprechenden Karte versehen sein. Die Prüfer haben 
zu entscheiden, ob der Weg richtig eingehalten worden ist, 
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c) Nachtilüge. Ein 30 Minuten-Flug in einer Höhe von wenigstens 
500 m, ausgeführt in der Zeit zwei Stunden nach Sonnenuntergang bis zwei 
Stunden vor Sonnenaufgang. 
S 2. 
Technische Prüfungen. 


Nach dem Bestehen der praktischen Prüfungen müssen sich die Be- 
werber der Prüfung unterziehen über: 


a) Flugzeuge. 
Theoretische Kenntnis des Luftwiderstandes an Trag- und Schwanz- 
flächen, Seiten- und Höhensteuern und Propellern, die Arbeitsweise der ver- 
schiedenen Teile der Flugzeuge und ihre Handhabung. 


Montage des Flugzeugs und seiner Teile. 
Praktische Prüfungen über Verspannung. 


b) Motore. 


Genaue Kenntnis von Verbrennungsmotoren und von der Arbeitsweise 
ihrer Teile; allgemeine Kenntnis der Herstellung, des Aufbaues und Charakte- 
ristik der Luftfahrzeugmotoren. 


Ursachen von fehlerhaftem Gang und Betriebsstörungen der Motore. 
Praktische Prüfungen der üblichen Reparaturen. 


c) Besondere Kenntnisse. 


Kenntnis der Regeln über Lichterführung, der Signale und Ausweich- 
regeln, außerdem Kenntnis der Regeln über den Luftverkehr auf und in der 
Nachbarschaft von Flugplätzen. 


Praktische Kenntnis der besonderen Bedingungen des Luftverkekrs und 
der internationalen Luftgesetze. 


Kartenlesen, Ortung, Ortsbestimmungen, Grundzüge der Wetterkunde. 


Bemerkungen. 


Die praktischen Prüfungen müssen längstens im Zeitraum von einem 
Monat ausgeführt werden. Sie können in beliebiger Reihenfolge ausgeführt 
werden und jede kann zweimal versucht werden. Sie sollen in Gegenwart 
von zwei dazu beauftragten Prüfern ausgeführt werden, welche ihre Berichte 
an die zuständigen Behörden weitergeben. 


Die offiziellen Berichte sollen alle Einzelheiten enthalten, besonders über 
die Landungen. Die Bewerber müssen vor jeder Prüfung eine persönliche 
Legitimation vorlegen. 

Ein Barograph soll bei allen praktischen Prüfungen mitgeführt werden, 
und der Registrierstreifen, der von den Prüfern zu unterschreiben ist, soll dem 
Bericht beigefügt sein. 


Führer, welche im Besitz des Militärführerzeugnisses sind, haben ein 
Recht auf das Privatführerzeugnis; jedoch zum Zwecke, um in den Besitz des 
Führerzeugnisses für Passagier- und Gütertransport zu gelangen, ist es er- 
forderlich, daß sie die technischen Bedingungen nach B ($ 2c) erfüllen. 
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I. Führerscheine für Ballonführer. 
& 1; 
Praktische Prüfungen. 
Der Bewerber muß folgende beglaubigten Fahrten ausgeführt haben: 
l. bei Tage: drei Schulfahrten, eine Fahrt als Führer unter Aufsicht, 
eine Alleinfahrt. 


2. bei Nacht: eine Alleinfahrt. 
Jede Fahrt muß zum mindesten zwei Stunden dauern. 


S 2. 
Theoretische Prüfungen, 
Grundzüge der Aerostatik und Wetterkunde, 


8 3. 
Besondere Kenntnisse. 

Allgemeine Kenntnis des Ballons und seiner Teile, Füllung, Pertig- 
machen, Auflassen, Kenntnis der Instrumente, Schutzmaßnahmen gegen Kälte 
und große Höhe. 

Kenntnis der Regeln über Lichterführung, Signale und Ausweichregeln, 
Regeki über den Luftverkehr auf und in der Nachbarschaft von Flugplätzen, 

Praktische Kenntnis der internationalen Luftgesetzgebung, Kartenlesen 
und Orientierung. 


Ill. Führerscheine für Luitschifführer. 


Jeder Luitschifführer muß den Freiballonführerschein besitzen, 
Es gibt drei Klassen von Luitschifführern: 
Der Besitzer eines Führerscheines erster Klasse ist berechtigt, jedes 
Luitschiff zu führen. 
Der Besitzer eines Führerscheines zweiter Klasse ist berechtigt, ein 
Luitschifi von weniger als 20000 cbm Inhalt zu führen. 
Der Besitzer eines Führerscheines dritter Klasse ist berechtigt, ein 
Luftschiff von weniger als 6000 cbm Inhalt zu führen, 
Alle Militär- und Marineluftschifführer haben Anspruch auf einen Führer- 
schein dritter Klasse. 
Alle Militär- und Marineluitschifführer, welche ein Luftschiff von mehr 
als 6000 cbm Inhalt geführt haben, haben Anspruch auf einen Führerschein 
erster Klasse. 


Bedingungen für Führerscheine dritter Klasse. 


Praktische Prüfungen. 


a) Zwanzig beglaubigte Fahrten in einem Luitschiffe (von denen drei 
bei Nacht ausgeführt werden müssen); jede Fahrt muß mindestens eine Stunde 
Dauer haben. Bei wenigstens vier von diesen Fahrten muß der Bewerber 
das Luftschiff selbst geführt haben unter der Aufsicht des Kommandanten, ein- 
schließlich des Aufstieges und der Landung. 

b) Eine Ueberlandfahrt auf einem vorher bestimmten Weg von min- 
destens 100 km, welche mit einer Nachtlandung endet und bei welcher sich 
ein besonders beauftragter Unparteiischer an Bord befindet. 
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Theoretische Prüfungen. 


Aerostatik und Wetterkunde. (Dichte der Gase; die Gesetze von Mariotte 
und von Gay-Lussac; Barometerdruck; Archimedisches Prinzip; Zusammen- 
drückbarkeit der Gase; Verständnis und Verwertung von Wettermeldungen 
und Wetterkarten.) 

Physische und chemische Eigenschaften der leichten Gase, des Materials 
zum Bau von Luftschiifen. Allgemeine Kenntnis von Luftschiffen. 

Dynamische Eigenschaften von in der Luit bewegten Körpern. 


Allgemeine Kenntnisse. 


Allgemeine Kenntnis von Verbrennungsmotoren, Luftverkehr, Gebrauch 
des Kompasses, Ortsbestimmung, Füllung, Fertigmachen, Handhabung, Steue- 
rung und Instrumente. | 


Bedingungen für Führerschein zweiter Klasse, 


Praktische Prüfungen. Um einen Führerschein zweiter Klasse 
erhalten zu können, muß ein Bewerber im Besitze eines Scheines dritter 
Klasse sein und muß mindestens 4 Monate Dienst als Luftschifführer dritter 
Klasse auf einem Luitschiff hinter sich haben. Außerdem muß er mindestens 
zehn Fahrten als Führer dritter Klasse auf einem Luftschiff über 6000 cbm 
Inhalt ausgeführt haben, wobei er das Luftschiff selbst geführt hat, einschließ- 
lich des Aufstiegs und der Landung unter der Aufsicht des Kommandanten 
des Luitschiffs. 


Theoretische Prüfungen. 


Vorgeschrittene Kenntnis der für einen Führerschein dritter Klasse in 
Frage kommenden Materie, 


Bedingungen für FRuührerscheinzerster .Kkiasers 


Praktische Prüfungen. Um einen Führerschein erster Klasse 
erhalten zu können, muß ein Bewerber im Besitze eines Führerscheines 
zweiter Klasse sein und mindestens zwei Monate aktiven Dienst als Führer 
zweiter Klasse auf einem Luitschiffe hinter sich haben. Außerdem muß er 
mindestens fünf Fahrten auf einem Luftschiffe über 20000 cbm Inhalt als 
Führer zweiter Klasse ausgeführt haben, wobei er das Luitschiff selbst geführt 
hat einschließlich des Aufstieges und der Landung, unter Aufsicht des 
Kommandanten des Lulftschiffes. Jede Fahrt muß mindestens von einer 
Stunde Dauer sein mit einem Mindestmaß von 15 Stunden für die fünf 
Fahrten. 

Theoretische Prüfung 
ebenso wie für den Führerschein zweiter Klasse. 


IV. Zeugnis für Orter. 


Luftfahrzeuge, welche dem öffentlichen Verkehr dienen, mehr als zehn 
Passagiere beiördern und einen ununterbrochenen Flug zwischen zwei Punkten 
die über 500 km voneinander entfernt sind, überland zu machen haben, oder 
einen Nachtilug, oder einen Flug zwischen zwei Punkten, die über 200 km 
von einander entfernt über See liegen, müssen einen Orter an Bord haben, 
welcher im Besitz eines Zeugnisses ist. Die theoretische und praktische 
Prüfung erstreckt sich auf folgendes: 
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sl 
Praktische Astronomie. 
Wirkliche und scheinbare Bewegung der Himmelskörper. Kenntnis 
des Sternenhimmels, Stundenwinkel, mittlere, wahre und astronomische Zeit. 
Gestalt und Abmessungen der Erde. 
Sterngloben und -karten. 
Methoden zur Bestimmung der Breite, der Länge, der Zeit und des 
Azimuths. 
82, 


Ortung. 


Lesen von Land- und Seekarten. 

Kompaß, magnetischer Meridian, Variation, Deviation (im französischen 
Text heißt es „inclinaison“, im englischen „deviation“; soll demnach wohl 
„Deviation und Inklination“ heißen). 

Kurse, Kompaßkurse und deren Berichtigung, Kompensation des Korn- 
passes (theoretisch und praktisch). 

Berechnung des Azimuths. 

Navigierung nach Gissung. 

Feststellung der relativen Geschwindigkeit, Abtrieb, Korrektionstabellen. 

Chronometer, Chronometerkorrekturen und -vergleichungen, Sextanten 
und ihre Benutzung. 

Nautisches Jahrbuch, Ortsbestimmungen mittelst Azimuth und Stern- 
höhen. 

Kenntnis der Navigierung auf dem größten Kreise. 

Instrumente für Luftnavigierung. 


S 3. 
Allgemeine Kenntnisse. 


Internationale Regeln für Luft- und Seeschiffahrt. 
Internationale Luftgesetze. 
Praktische Kenntnis der Wetterkunde und der Gebrauch der Wetterkarten. 


V. Aerztliche Zeugnisse. 


Internationale medizinische Anforderungen an Luitiahrer. 


1. Jeder Bewerber hat sich, bevor er einen Erlaubnisschein als Führer, 
Örter oder Luitfahrzeugingenieur für den öffentlichen Verkehr erhält, zur 
Prüfung einem dazu bestimmten Arzt (Flugarzt) zu stellen, welcher durch 
den vertragschließenden Staat bestimmt ist oder in seinem Auftrag handelt. 


2. Die ärztliche Untersuchung sowohl für die erstmalige Auswahl als 
auch die periodische Wiederuntersuchung soll sich auf folgende Anforderungen 
in bezug auf geistige und körperliche Eignung erstrecken: 


a) Erbliche Veranlagung mit besonderer Berücksichtigung des Gleich- 
gewichts der Nerven, Das Fehlen aller geistigen, moralischen und 
körperlichen Mängel, die geeignet sein könnten, die Leistungsfähig- 
keit des Luftfahrers zu beeinträchtigen. 


b) Das Minimalalter für Führer und Orter, welche im öffentlichen Ver- 
kehr angestellt sind, muß 19 (neunzehn) Jalıre sein. 
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c) Allgemeine ärztliche Untersuchung. Der Luftiahrer darf weder an 
einer Wunde, Verletzung oder Operation leiden, noch irgend eine 
angeborene oder andere Abnormität besitzen, welche die Sicherheit 
des Führens eines Luftfahrzeuges beeinträchtigen könnte. 


d) Allgemeine medizinische Untersuchung. Der Bewerber darf nicht 
an irgend einem Leiden oder einer Veranlagung kranken, durch 
welche er Gefahr liefe, plötzlich zur Bedienung des Luftlahrzeuges 
unfähig zu werden. Herz, Lunge, Nieren und Nervensystem müssen 
in solchem Zustande sein, daß sie den Einflüssen der Höhe und auch 
den Einflüssen eines langandauernden Fluges widerstehen können. 


e) Augenuntersuchung. Der Bewerber muß eine solche Sehschärfe 
besitzen, wie es die vollkommene Ausübung seiner Pflichten verlangt. 
Kein Führer oder Orter darf mehr als zwei Dioptrien von latenter 
Uebersichtigkeit haben; das Muskelgleichgewicht muß gut sein und 
in einem richtigen Verhältnis zur Brechung stehen. Er muß ein gutes 
Gesichtsfeld auf jedem Auge haben und darf nicht farbenblind sein. 


f) Ohrenuntersuchung. Das Mittelohr muß gesund sein. Der Bewerber 
muß eine solche Hörschärfe besitzen, wie es die vollkommene Aus- 
übung seiner Pflichten verlangt. 


£) Der Vorhofmechanismus muß einwandfrei und weder überempfind- 
lich noch unterempfindlich sein. 


h) Nasen- und Halsuntersuchung. Der Bewerber muß einen freien Luft- 
eintritt durch die Nase auf beiden Seiten haben und darf nicht an 
akuten oder chronischen Erkrankungen im oberen Atmungswegeleiden. 


3. Jeder vertragschließende Staat soll vorläufig seine eigenen Prüfungs- 
methoden festsetzen, bis daß die Einzelheiten der Prüfungen und das Mindest- 
maß an Anforderungen endgültig durch die zuständigen medizinischen Ver- 
treter der Internationalen Kommission für Luftfahrt festgesetzt sind. 


S 4. 
Der erfolgreiche Bewerber erhält ein ärztliches Annahmezeugnis, das 
vorzuweisen ist, bevor der Erlaubnisschein ausgehändigt werden kann. 


8 5. 

Zum Zwecke des Beweises der dauernden Leistungsfähigkeit zu Luft- 
lahrzwecken muß jeder Bewerber in regelmäßigen Zeiträumen, höchstens alle 
sechs Monate, wieder untersucht werden, und der Befund soll seinem Annahme- 
zeugnis beigefügt werden. Im Falle von Krankheit oder von Unfall muß der 
Bewerber von neuem untersucht und tauglich befunden werden, ehe er seinen 
Luftdienst wieder aufnimmt, Datum und Ergebnis jeder neuen Untersuchung 
soll auf dem Flugzeugnis des Bewerbers verzeichnet sein. 


S 6. 
Kein Bewerber, der vor dem Datum dieser Konvention. den Beweis 
seiner Luittüchtigkeit geliefert hat, soll, so lange er diese Luittüchtigkeit behält, 
disqualifiziert werden, weil er nicht alle oben angegebenen Forderungen erfüllt, 
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Sr, 
Jeder vertragschließende Staat kann die oben angeführten Bedingungen, 
insoweit es ihm geeignet erscheint, erschweren, jedoch müssen diese Mindest- 


anforderungen international aufrecht erhalten werden. 


Anhang F. 
Internationale Luftfahrerkarten und Bodenkennungen. 


Internationale Karten und Bodenkennungen sollen nach folgenden Grund- 


Prinzipien gemacht werden: 
I. Karten. 


81. 

Es sollen zwei Arten von internationalen Karten benutzt werden. Sie 
werden in folgendem „Karten“ (Uebersichtskarten) und „Pläne“ (lokale 
Karten) genannt. (Anm. des Uebersetzers: franz. und engl. Text weichen von 
einander ab; ersterer sagt „normal“, letzterer „lokal“). 


Ir 


Die Karten und Pläne sollen im Prinzip geschaffen werden gemäß 
den Regeln, die von dem internationalen Kongreß London 1909 und Paris 1913 
für die Einrichtung der Weltkarte 1: 1000000 angenommen sind. (Anm. des 
Uebersetzers: franz. und engl. Text weichen von einander ab). 

Anm. Auszug aus den Beschlüssen, welche von den Konferenzen 
in London und Paris gefaßt wurden: 

Die Blätter der Weltkarte im Maßstabe 1: 1000000 sollen gleich- 
mäßig sechs Längengrade und 4 Breitengrade enthalten. Die Grenz- 
meridiane der Blätter sollen regelmäßige Zwischenräume von 6 Grad 
Greenwich gerechnet haben, und die Grenzbreitengrade sollen vom 
Aequator aus gerechnet regelmäßige Zwischenräume von 4 Grad haben. 

Die Längensektoren der Länge von 180 Grad östlich oder westlich 
von Greenwich gemessen, erhalten Zahlen von 1 bis 60 aufwärts in 
östlicher Richtung. 

Die 22 Zonen der 4 Breitengrade, welche vom Aequator nach 
jeder Richtung sich über 88 Breitengrade erstrecken, erhalten die Buch- 


staben A—V. 
Die beiden Polarzonen, welche sich über 2 Grade erstrecken, 


erhalten den Buchstaben Z. 

Auf der nördlichen Halbkugel soll jedes Blatt ein Zeichen tragen, 
welches aus dem Buchstaben N mit dem Zonenbuchstaben und der 
Sektorenzahl besteht, die seiner Stellung entsprechen, z. B. N. K. 12. 

Auf der südlichen Halbkugel soll der Buchstabe S den Buch- 
staben N ersetzen, z. B. S.L. 28. 

8 3. 
Als Maßstab zum Messen der Entfernungen der Länge, der Tiefe und 
Höhe soll das Meter gelten, jedoch bleibt jeder Nation das Recht vorbehalten, 
Bezeichnungen hinzuzufügen, welche diese Zahlen in ihrer eigenen Maß- 
einheit zum Ausdruck bringt. 
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S 4. 

Die Farben und üblichen Signaturen, ebenso wie die Anordnung für 
die Herstellung der Weltkarte des Maßstabes 1: 1000000 sollen so weit als 
möglich auch für die internationalen Luftfahrerkarten benutzt werden. 

85. 

Die Karten sollen nach Mercators Projektion gezeichnet sein u. z. soll 
ein Längengrad 3 cm entsprechen. Auf den Karten sollen in feinen Strichen 
die Meridiane und Parallelkreise von jedem Grad und die Meridiane und 
Parallelkreise welche die Einheitssektionen der Karte des Maßstabes, 
1:100u 000 begrenzen sollen, verstärkt sein. Es soll dieselbe Bezeichnun; 
der Einheitssektionen benutzt werden, wie bei der Karte des Maßstabes 1:1000000. 


$ 6. | 


Jede Karte (Mercator) soll die französische Ueberschrift „Carte Generale 
Aeronautique Internationale“ tragen (siehe’die Konventionszeichen Tabelle Fig. 1) 
und darunter eine Uebersetzung dieser Ueberschrift in der Sprache des Landes, 
welches die Karte herausgibt. Außerdem soll sie einen geeigneten 
geographischen Namen tragen, 

Jedes Blatt muß zum mindesten folgendes aufweisen: wichtige physi- 
kalische Angaben und geographische Namen, F.T.-Stationen, Seeleuchttürme, 
(Höhe und Verhältnis zum Meeresspiegel, Farbe und Art der Lichter); 
nationale Grenzen, verbotene Zonen, Hauptluftwege, Linien gleicher magne- 
tischer Deklination, Südpolentfernung, Breitengrade, frühere und jetzige Angabe 
der Längengrade (siehe $ 7) mit einem äußeren Rande, auf dem sich Buch- 
staben und Zahlen befinden, welche sich auf den Maßstab der Karte 1: 1 000 000 
beziehen, Bedeutung der Bezeichnungen auf englich oder französisch und in 
der Sprache des Landes, weiches die Karte herausgibt, Name des Herausgebers, 
Datum der Herausgabe und Auflagenfolge. 


8473 
Der Plan soll im Maßstab 1:200000 gezeichnet sein. 
Anm.: Für Pläne von dünnbevölkerten Ländern kann auch der 
Maßstab von 1:500000 oder 1:1000000 angewandt werden. 


Außer den gewöhnlichen Breiten- und Längengradangaben sollen die 
Pläne in Rechtecken eingeschlossene geodetische Koordinaten führen, d. h. 
einerseits die Winkelentfernung vom Südpol wachsend von 0—180 Grad am 
Nordpol, und andererseits die neue Längenbezeichnung in bezug auf den 
Antimeridian von Greenwich und in östlicher Richtung von 0—360 Grad zählend. 

88. 

Jedes Einheitsblatt der Pläne soll die französische Ueberschrift „Carte 
Normale A&ronautique Internationale“ führen (siehe Konventionszeichen Tabelle 
Fig. 2) und darunter die Uebersetzung dieser Ueberschrift in der Sprache des 
Landes, welches die Karte herausgibt. Sie muß einen Längengrad und einen 
Breitengrad einschließen und soll durch den Namen der wichtigsten auf dem 
Blatt dargestellten Ortschaft und die Koordinaten (siehe $ 7) der Südwestecke 
des Blattes bezeichnet sein, wobei die Linien der Einheiten verstärkt sind. 
Bei diesen die Karte bezeichnenden Koordinaten sollen die Zeichen, welche 
sich auf den Südpol beziehen stets zuerst geschrieben werden. (Anm.: Der 
franz, Text weicht wesentlich ab). ; 
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Beispiele, 

Ein Blatt, dessen Südgrenze 49 Grad N (d. h. 139 Grad Südpolentfernung) 
und dessen Westgrenze zwei Grad Ost ist (d. h. 182 Grad vom Antimeridian 
von Greenwich) wird die Zahlen 139—182 erhalten, oder das Blatt, dessen 
Südgrenze 36 Grad 5 (d. h. 54 Grad Südpolentfernung) und Westgrenze 
7 Grad W ist (d. h. 173 Grad vom Antimeridian von Greenwich), wird die 
Zahlen 54—173 erhalten. 

89. 

Die Pläne sollen soweit als die Daten bekannt sind, folgendes auf- 

weisen: 


a) Innerhalb der begrenzenden Längen- 
und Breitengrade 

die Wiedergabe von Längen- und Breitenkreisen von 209 zu 20 Minuten; die 
Wege, welche entsprechend ihrer Sichtbarkeit aus der Luft in zwei Klassen 
einzuteilen sind; Eisenbahnlienien aller Arten, größere und kleinere Städte mit 
Umrissen und die Angabe der Hauptverkehrsstraßen, welche sie durchkreuzen 
(desgl. Dörfer, wenn möglich, sonst nur die Angabe ihrer Lage); Grenzlinien 
wesentlicher Gewässer; Wälder und andere zur Landung ungeeignete Zonen, 
Flugplätze, Hallen für Luitschiffe, Ballonfüllanlagen, ständige Landungs- und 
Wasserungsplätze, Luftfahrer-Bodenkennungen, Marinezeichen am Lande und 
feste Navigierungsfeuer, Leuchttürme (Höhe und Verhältnis zum Meeres- 
spiegel, Farbe und Art des Lichtes), F.T.-Stationen, Wetterwarten, elektrische 
Kraftleitungen, beachtenswerte Gegenstände, Nationalgrenzen, verbotene 
Zonen, Hauptluftwege, Namen der bedeutendsten Gewässer, Städte und 
bedeutendere Dörier; Reliefdarstellung durch Schummerung mit Höhen- 
angaben, deren bedeutendste von einem ovalen Ring wie folgt um- 
geben sein müssen: & 712 3 





b) Außerhalb der Grenzmeridiane 
zug, Barallelern, 


Ein Titel, welcher aus dem Namen mit der Ortsbestimmung und den 
 Mantelnummern des Blattes besteht; eine Randskala in Minuten eingeteilt; 
die Bezeichnung der Nachbarblätter;, Breite, Südpolentfernung, frühere und 
jetzige Bezeichnung der Länge (siehe $ 7) Kilometerskala; Signaturenerläute- 
rung in französischer oder englischer und in der Sprache des Landes, welches 
die Karte herausgibt, magnetische Deklination, Uebersichtskarte mit abge- 
kürzten Zahlen des betr. Blattes und der acht umliegenden Blätter, Grenzen 
und Namen der Länder, deren Teile sich auf der Uebersichtskarte befinden; 
Name des Herausgebers und Datum der Herausgabe. 


$ 10. 
Die Form der Luitfahrerkarten und Pläne, Randbemerkungen, Diagramme 
und Bezeichnungen soll einer beizugebenden Abbildung entsprechen. 


Sa1l, 


Die Luftfahrerkarten und Pläne und Führer für die Zonen, welche von 
den bedeutendsten, durch internationales Uebereinkommen festgesetzten Wegen 
durchkreuzt werden, sollen zuerst hergestellt werden. 


3* 
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Anm.: In Anbetracht der Irrtümer bei dem gewöhnlichen 
Verfahren wird dringend empfohlen, mittelst Lufterkundungen längs 
der wichtigsten Luftstraßen alle zur Vermeidung von Unglücksfällen 
wichtigen Angaben für die Karten zu sammeln, um den Anforde- 
rungen der Luftfahrer gerecht zu werden. 


II. System für Bodenkennungen. 
81. 
Alle Bodenkennungen sollen dem Zahlenschema entsprechen, welches 
für die Einheitsblätter der lokalen internationalen Luftfahrerkarten gilt. 
Zu diesem Zwecke soll jede Kennung aufweisen (siehe Skizze): 

a) Die abgekürzte Zahl, welche das Blatt bezeichnet, in welchem 
sie liegt; 

b) ein offenes Rechteck, dessen kurze Seiten von Norden nach Süden 
gerichtet sind; die Rahmen sollen nach der gegenüber liegenden 
Hälite des Einheitsblattes hin offen sein; 

c) ein Punkt, welcher die Stellung des Zeichens auf der Nord- oder 
Südhälfte des entsprechenden Einheitsblattes angibt. 


% 





Anordnung des Zeichens für die Anordnung des Zeichens für die 
Südhälfte des Einheitsblattes. Die Nordhälfte des Einheitsblattes mit 
kurzen Arme sollen von Nord nach derselben Richtung der kurzen 
Süd gerichtet sein. Arme. 


Die Zahlen sollen sich nahe dem Rahmen oben, unten oder an den 
Seiten befinden, aber nicht innerhalb des Rahmens. 

An der Stelle, wo Zeichen so nahe aneinander kommen, daß eine Ver- 
wechslung möglich wäre, soll das runde Zeichen durch ein viereckiges, drei- 
eckiges oder sternförmiges ersetzt werden. 

Es ist zu empfehlen, daß die Mindestmaße der Zeichen denjenigen in 
der Skizze entsprechen. 


82, 
Besondere Aufmerksamkeit muß der Verteilung der Kennungen längs 
der ausgewählten internationalen Wege gewidmet werden. 


Anm.: Maßnahmen zur Aufstellung von geeigneten 
Kennungen für Nachtlandungen werden noch später in Ueberein- 
stimmung mit den Bestimmungen der Internationalen Kommission 
für Luftfahrt getroffen werden. 
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Anhang (. 
Sammlung und Verbreitung von Wettermeldungen. 
81. 


Art und Zweck der Wettermeldungen, welche durch die vertrag- 
schließenden Staaten geliefert werden sollen: 
A) „Aufstellung“ ist erforderlich zum Zwecke der Benachrichtigung 
über den Vorteil oder die Sicherheit verschiedener Luftwege oder Lufthäfen 
für verschiedene Typen von Luftfahrzeugen. 
Sie besteht aus: 
a) Sichtung und Bearbeitung der letzten Wetterberichte. 
b) Zusammenfassung der laufenden Beobachtungen. 

B) „Laufende“ Beobachtungen sind notwendig zum Zwecke: 
a) um einen fortlaufenden Witterungsbericht zu führen, 
b) um Wettervoraussagen zu machen. 

Sie bestehen aus: 
1. den Ergebnissen der täglichen Beobachtungen, 
2. der Liste der tätigen Stationen. 

C) „Wettervoraussagen“ dienen dazu, allen Interessenten mitzuteilen, 
wann und wo das Fliegen möglich sein wird und die besten Bedingungen 
für dasselbe. ‘Sie umfassen nachstehende Feststellungen. 

a) „Kurzer Zeitraum“ bedeutet während der nächsten drei oder vier 
Stunden. 

b) „Normal“ während der nächsten 20 bis 30 Stunden. 

c) „Langer Zeitraum“ während der nächsten zwei oder drei Tage. 

d) „Fluglinie“ für ein bestimmtes Gebiet oder für einen Zeitraum 
während der nächsten sechs Stunden bezogen. 


872 
Methoden und Zeitpunkte zur Erteilung der verschiedenen Arten von 
Wettermeldungen. 
A) „Aufstellung“ nach Angaben der meteorologischen Zentralstation, 
zwecks allgemeiner Benachrichtigung. 

a) Analyse und Zusammenfassung der letzten Berichte durch die 
Veröffentlichung von besonderen Handbüchern, welche Mittelwerte, Häufig- 
keiten und Extreme der hauptsächlichsten meteorologischen Elemente geben, 
begleitet von Karten und Kurven; das Hauptaugenmerk ist zu richten auf die 
meteorologischen Bedingungen von Gebieten, welche bekannt sind wegen 
ihrer meteorologischen Eigenarten. 

b) Zusammenfassung der fortlaufenden Beobachtungen durch die 
monatliche Bekanntgabe der in jedem Monat erzielten Nachrichten. 


B) „Fortlaufende“ Nachrichten, wie sie zwischen den meteorologischen 
Instituten ausgetauscht werden. 

a) Ergebnisse der täglichen Beobachtungen telegraphisch durch: 

Regelmäßige Berichte zu bestimmten Stunden (siehe Anlage I) und 


1% 
2. durch Sonderberichte in den Zwischenzeiten, wenn erforderlich 
(siehe Anlage II). 
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b) Listen der Stationen, sobald es erforderlich erscheint, um andere 
Länder darüber auf dem Laufenden zu halten, wo Beobachtungen gemacht 
werden, unter gleichzeitiger Angabe von örtlichen Einzelheiten über die 
örtliche Lage, insofern sie die Witterungsverhältnisse an den Stationen betrifit. 

c) „Wettervoraussagen“ geliefert durch Wetterbureaus zur allgemeinen 
Kenntnis durch Veröffentlichung in der Tagespresse, auf Verlangen telegraphisch 
nach anderen Ländern oder durch irgend welche andere beste Wege, um sie 
den Beteiligten zur Kenntnis zu bringen (siehe Anlage Ill). 


Anlage I. Regelmäßige Berichte. 
Es gibt zweierlei regelmäßige Berichte: 


1. Einzelberichte der Stationen, 
2. Sammelberichte der Stationen. 


1. Einzelberichte enthalten die Ergebnisse der Beobachtungen von 
einzelnen Stationen, aufgenommen in 0100, 0700, 1300 und (1800 oder) 1900 
G. M. Z. (Greenwich mittl. Zeit). Die Berichte werden gemacht, sobald die 
Beobachtungen aufgenommen sind und werden einer Zentralsammelstation 
oder Zentralsammelbehörde übermittelt; da, wo Berichte nur zu zwei dieser 
Termine möglich sind oder genügen würden, sollten diese Termine durch 
einen Zwischenraum von zwölf Stunden getrennt werden. (Es ist zu empiehlen, 
daß die Termine durch internationales Uebereinkommen auf 0300, 0900, 1500 
und 2100 G. M. Z. gelegt werden). 


Es werden wenn möglich folgende Werte mitgeteilt: 


1. Wind, 

2. Luftdruck, 

3. Temperatur und Feuchtigkeit, 

4. Nebel und Sichtigkeit, 

5. Bewölkung, 

6, Niederschlag, 

7. Gewitter, Orkane, Wirbelstürme, Staubstürme, 

8. andere Witterungserscheinungen, 

9. Seegang, seitens der Stationen, an welchen solche Beobachtungen 


möglich sind. Mitteilungen über Temperatur und Feuchtigkeit 
der oberen Luftschichten. 
Die Berichte werden nach den in Anlage IV aufgestellten Schlüsseln 
gegeben. 


2. Sammelberichte sind Zusammenstellungen der Einzelberichte, wie sie 
an den Zentralstationen oder Instituten einlaufen und an andere Zentralinstitute 
übermittelt werden. Dieselben werden in drei Klassen eingeteilt: 

Klasse 1. Hier ist das Zentralinstitut in der Regel das Hauptinstitut 
eines Landes; es übermiitelt seine Berichte innerhalb von 1!/, Stunden nach 
der Anstellung der Beobachtungen an der Einzelstation an alle Hauptinstitute 
der übrigen Länder innerhalb eines Radius von 1500 km. 

Klasse 2. Hier handelt es sich um Berichte, welche zu dem Zwecke 
gemacht werden, um Länder außerhalb des obengenannten Kreises durch Mit- 
teilung wesentlicher Daten in den Stand zu setzen, ihre eigenen Prognosen 
zu machen. 
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Als Zentralinstitut gilt dasjenige eines ausgewählten Staates, welches 
eine F. T.-Station von höchster Kapazität (Mindestreichweite 3000 km) besitzt. 

Die Uebermittlung erfolgt innerhalb drei Stunden nach dem Beob- 
achtungstermin und besteht aus einer Sammlung von ausgewählten und ab- 
gekürzten Berichten der Klasse 1 (siehe Anlage IV). Sie soll eine Prognose 
für das Ausgangsland mitenthalten. 


Klasse 3. Hierher gehören Lokalberichte, welche durch örtliche Zentren 
an andere örtliche Zentren innerhalb 500 km abgegeben werden. Sie stellen 
‚eine Sammlung der von Nachbarstationen eingetroffenen und entsprechend 
gekürzten Berichten (Klasse 1) dar (siehe Anlage IV). Sie sind innerhalb von 
30 Minuten nach dem Beobachtungstermin zu geben. 


Anlage II. Spezialberichte. 


Spezialberichte geben die Resultate fortlaufender Beobachtungen an 
Flugplätzen, die an anerkannten Flugstrecken gelegen und mit meteorologischen 
Stationen ausgerüstet sind. Sie müssen von einer Zentralstation auf einem 
bestimmten auf der Flugstrecke gelegenen Flugplatze innerhalb 30 Minuten 
abgegeben werden. Die Höchstentfernung, aus welcher diese Berichte verlangt 
werden dürfen, ist 500 km. Es kann auch die Forderung. nach stündlichen 
Berichten gestellt werden. Es hat diese auf telephonischem oder drahtlosem 
Wege zu erfolgen und kann, falls es sich um eine internationale Flugstrecke 
handelt, auch zwischenstaatlich geschehen. Wenn die Berichte telegraphisch 
übermittelt werden, so sind die Formeln und der Schlüssel wie in Anlage IV 
zu benutzen. 


Anlage Ill. Voraussagen. 


Kurzfristige Voraussagen, über drei bis vier Stunden sich erstreckend, ent- 
halten eine Angabe der wahrscheinlichen Zustände von Bewölkung, Witterung, 
Unterwind und Sichtigkeit, zugleich mitRichtungs- und Geschwindigkeitsangaben 
in 1000 und 2000 m Höhe und ein Gutachten der Eignung des Wetters für 
die verschiedenen Typen der Luftfahrzeuge. Die normale Prognose für 20 
oder 30 Stunden wird dasselbe enthalten, allgemeiner gefaßt. Langfristige 
Voraussagen werden die Aussichten für die nächsten zwei bis drei Tage geben. 

Voraussagen für Flugstrecken werden seitens der Zentralstationen zwei- 
mal täglich abgegeben, auf Grund von Berichten der Einzelstationen und 
werden eine Angabe des voraussichtlichen Witterungszustandes der verschie- 
denen Teile und einzelnen Flugstrecken des Landes für ungefähr sechs Stunden 
im voraus enthalten. 


Anlage IV. Formelbuch 
für Meldungen und Schlüssel für ihre Uebermittlung. 

Jede einzelne Station wird ein Rufzeichen oder Stammsignal erhalten, 
gebildet aus einer Buchstaben- oder Zahlengruppe und bestimmt zur Bezeich- 
nung der Station bei F.T.-Verkehr; diese Rufzeichen müssen untereinander 
(franz. Text: untereinander, engl. Text: international) verschieden sein. 

Die Meldungen werden aus meteorologischen Zeichen oder Buchstaben 
gebildet. Bei der Uebermittlung wird jedem Zeichen eine Zahlenreihe folgen, 
die die Sonderheiten des entsprechenden Naturereignisses bezeichnet und 
gleichzeitig dem hier unten folgenden Schlüssel entspricht. 
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Meteorologische Zeichen und ihre Bedeutung. 

BBB — Barometrischer Druck auf Meeresniveau reduziert, in Millibars und 
zehntel Millivars ausgedrückt, d. h. korrigiert auf 0° Normalschwere 
und Standfehler des Instruments. Die Anfangszahlen 9 oder 10 werden 
in den Telegrammen fortgelassen. 


bezogen), gemessen in einer Höhe von 10-15 m über dem Erdboden 
und mit den Zahlen 1—72 bezeichnet (siehe Schlüssel XI). 

F = Windstärke nach Beaufort (wobei alle Stärken über 9 am Ende des 
Telegramms besonders anzugeben sind). 

ww = Gegenwärtiger Witterungszustand (siehe Schlüssel ]). 

TT == Absolute Temperatur in A-Graden (0° A — — 273° C.; 273°A=0°C.) 
Die erste Ziffer wird nicht übermittelt. 

A == Art der unteren Wolken (siehe Schlüssel II). 

L == Stärke der unteren Bewölkung, ausgedrückt in Zehnteln bedeckter 
Himmelsfläche (die Zahl 10, entsprechend einem ganz bedeckten 
Himmel wird in den Telegrammen durch O ersetzt). 


B — Art der mittleren oder oberen Wolken (siehe Schlüssel II). 

M = Stärke der mittleren oder oberen Bewölkung, gleichfalls in Zehnteln 
der Himmelsfläche ausgedrückt. 

h = Höhe der Untergrenze der niedrigen Wolken (siehe Schlüssel IV, a). 

WW == Vorhergehender Witterungszustand (siehe Schlüssel II). 

V = Sichtigkeit (siehe Schlüssel V). 

H, = Relative Feuchtigkeit (siehe Schlüssel VI). 

S — Seegang (siehe Schlüssel VID. 

B — Gang des Luftdrucks (siehe Schlüssel IX). 

bb == Barometrische Aenderungen von drei zu drei Stunden, ausgedrückt in 


halben Millibars, negative Zahlen werden durch Addieren von 50 zur 
anzugebenden Zahl ausgedrückt. 


F, == Eignung des Witterungszustandes für Flugzeuge (siehe Schlüssel VIII, a). 

F, == Eignung des Witterungszustandes für Luftschiffe (siehe Schlüssel VIII, b). 

RR == Regen: 1. bei Tage; 2. bei Nacht. Höhe in Millimeter und Zehntel 
Millimeter. 

MM == Maximumtemperatur während des Tages. 

mm == Minimumtemperatur während der Nacht. 

X = Reserviert für den Bedarfsfall. 


Sonderbezeichnungen für obere Luftströmungen. 
H == Höhe (siehe Schlüssel IV, b). 
DD = Richtung, angegeben nach der 72, Skala in Stufen von 5° zu 5° 
(siehe Schlüssel X). 
VV = Geschwindigkeit in Kilometer pro Stunde. (Für Geschwindigkeit 
über 99 sind drei Ziffern zu verwenden. 
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Sonderbezeichnungen für Temperatur und Feuchtigkeit der oberen Luitschichten. 
p — Höhe oder Druck (siehe Schlüssel IV, c). 
HH == Augenblickliche relative Feuchtigkeit in Prozent. 


Sonderzeichen für Sammelmeldungen der zweiten Art. 


BB == Barometerdruck in ganzen Millibars (die Anfangsziffern 9 oder 10 
werden weggelassen). 


‚Formeln für die Meldungen in meteorologischen Zeichen. 
Regelmäßige Meldungen: 


1. Einzelmeldungen der Stationen. — Dem Ruisignal der 
Station folgen die nachstehenden Gruppen: BBBDD; — FwwTT; — ALBMh; 
wwVHS; — BbbRıFz; — RRMMX (oder RRmmAX). 


Zwei weitere Gruppen dienen für Meldungen von Stationen, die mit 
Einrichtungen zur Beobachtung der oberen Luftströmungen versehen sind. 
Die erste dieser Gruppen wird fünf Ziffern enthalten, um darauf hinzuweisen, 
daß die Meldung über die oberen Luftströmungen in der folgenden Gruppe 
enthalten sein wird. Diese Gruppe wird allgemein die Form HDDVV haben. 


Zwei weitere Gruppen dienen für Meldungen von Stationen, die mit 
Einrichtungen zur Beobachtung der Temperatur und Feuchtigkeit der oberen 
Luftschichten ausgerüstet sind. 


Die erste dieser Gruppen umfaßt fünf Ziffern und weist darauf hin, daß 
die Meldung über Temperatur und Feuchtigkeit der oberen Luftschichten in 
der folgenden Gruppe enthalten sein wird. 


Diese Gruppe wird allgemein die Form pTTHH haben. 

Anm.: Diese Sondergruppen von fünf Ziffern würden besser, vom 
Standpunkt der Signalübertragung aus, durch ein besonderes Morse- 
zeichen ersetzt werden. 


2. Sammelmeldungen der ersten Art. Die Einzel- 
meldungen der Stationen werden in der gleichen allgemeinen Art erteilt. Die 
Meldung über die Witterungszustände der oberen Luftschichten folgt am Ende 
für die Stationen, auf welche er sich bezieht, wobei die oberen Luftströmungen 
nur für die Höhen von 500, 1000, 2000 und 5000 m angegeben werden (siehe 
Schlüssel IV, b). 

Beispiel der allgemeinen Form von Sammelmeldungen der ersten Art 
von vier Stationen, A— B — C — D, von denen zwei, die Stationen A und 
C, über die oberen Luftströmungen und die beiden anderen Stationen B und 
D über Temperatur und Feuchtigkeit der oberen Luftschichten berichtet haben: 


Ruizeichen für A — BBBDD — FwwTT — ALBMh — wwVHS — BbbFiFz 


” ” bi 2) *z ” Zr ” Teen 5) >) 
„ ” C 577, „ „ nt ”» Fan » ” 
” ” D ER 5) Teer; D) Fr ” ri » Be % ”„ 


Zeichengruppe, andeutend, daß Angaben über obere Luftströmungen 
folgen: 
Rufzeichen für A — HDDVV 
» ” Ka „ 
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Zeichengruppe, andeutend, daß Angaben über Temperatur und Feuchtig- 
keit der oberen Luitschichten folgen: 
Rufzeichen für B — pTTHH 
„ ” De ) 


3. Sammelmeldungen der zweiten Art. Die Einzel- 
meldungen der Stationen werden in der hier folgenden abgekürzten Form 
erstattet: 

Rufzeichen für die Station: BBDDF — wwTTH — ALBßbb. 

Meldungen über obere Luitströmungen folgen am Ende des Telegramms 
und zwar für die Höhen von 2000 und 5000 m und für die ausgewählte Station. 


Beispiel der allgemeinen Form von Sammelmeldungen der zweiten Art 
mit Angaben von vier Stationen A— B — C — D, von denen zwei, die 
Stationen B und C, imstande sind, über die oberen Luftströmungen zu berichten: 


Rufzeichen für A — BBDDF — wwTTh — ALßbb 


” „ B ri ” ar" ” Zur ” 
» ” C LP b)) 5 „ - ” 
Dir ” #73 „ 73 ” 


eh) „ 


Zeichengruppe, andeutend, daß Angaben über obere Luitströmungen 
folgen: 
Rufzeichen für Station B— HDDVV 
” „ » & ie 


Wettervoraussage für das Herkunftsland. 


4. Sammelmeldungen der dritten Art. Die Einzelmel- 
dungen der Stationen werden in der hier folgenden abgekürzten Form erstattet 
Rufzeichen für die Station: DDFFıFa — ALBMh — wwWWV. 

Anm. 1. Die Formeln für Uebermittlung von Sonderberichten 
und Voraussagen sind noch nicht erschienen. 

Anm. 2. Die Beobachtungen durch Schiffe in See und die Ueber- 
mittlung dieser Beobachtungen bedürfen besonderer Abmachungen, 
die bis jetzt noch nicht abgeschlossen werden konnten. Das gleiche 
gilt von Beobachtungen an Bord von Luftfahrzeugen. 


Schlüssel. 


Schlüssel I. Gegenwärtiger Witterungszustand. — ww. 


Anm.: Die Gruppen 00—49 werden bei trockenem Wetter, die Gruppen 
50—70 und 77—97 bei Niederschlag angewandt. 


Kein Dunst oder Nebel. 


00 Vollkommen wolkenlos 

01 weniger als halbbewölkt 

02 ungefähr halbbewölkt 

03 ungefähr zu drei Viertel bewölkt 
04 bedeckt mit kleinen Wolkenlücken 
05 völlig bedeckt. 
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Dunst oder Nebel, kein Niederschlag. 
06 Bedeckt und Nebel 


07 
08 
09 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 


Besondere Phänomene, kein Niederschlag. 


30 
al 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
49 


„, ») ” 


leichter Dunst 1 


E 2 2 

Nebel 3 
Pr 4 
2 b) 
ER 6 
ne 7 
bp) 8 
Dunst 1 
ARE iz 

feuchter Nebel 3 

2 ; 4 

E Ä b) 

AR Ve 

R 7 

8 


feuchte Luft 


außergewöhnliche Sichtigkeit 


Staubdunst 
Tau 
Reif 
Rauhreif 
Glatteis halb 

2 stark 
Sonnenhoi 
Mondhof 
Sonnenring’ 
Mondring 
Nordlicht 
Böen 
Sturm 
dicke Luft 
Wetter drohend 
Donner 
Blitz 
Donner und Blitz 


l 
2 
3 
E 
b) 
6 
7 


ee) 
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Regen und Nebel. 


50 leichter Regen 

51 mittlerer „ mit Nebel 2 oder 3 
52 starker = 

53 leichter „ 

54 mittlerer „ mit Nebel 4 oder 5 
55 starker „ 

56 leichter , 

57 mittlerer „ mit Nebel 6—8 

58 starker „ 


Niederschlag und Windstöße. 


59 leichter Regen 

60 mittlerer „ 

61 starker 5 

62 leichter Hagel 

63 mittlerer Regen mit Hagel 
64 starker " 's 5; 
65 leichte Graupelschauer 
66 mittlere A 

67 starke a4 

68 leichter Schneefall 

69 mittlerer x 

70 starker 5 


Schneedecke. 


71 Boden völlig schneebedeckt 
72 Schneebedeckung mit Lücken 
173 Schneeverwehungen 

74 Bezeichnung vorbehalten 

75 5 „ 

76 € 5 


Niederschlag. 


77 leichter Staubregen 
78 mittlerer “ 

79 starker - 

80 leichter Regen 

81 mittlerer „, 

82 starker 3 

83 leichter Hagelschauer 
84 mittlerer se 


85 starker “ 

86 leichter Graupelfali 
87 mittlerer & 

88 starker = 


89 leichter Schneefall 
90 mittlerer R 
91 starker i< 
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92 schwaches Gewitter ohne Hagel 


93 mittelstarkes „, > „ 
94 starkes „ ) „ 
95 leichtes „ mit ” 
96 mittelstarkes „, ns „ 
97 starkes „ „ „ 
98 Bezeichnung vorbehalten 

99 2) ”„ 


Schlüssel II. — Verilossener Witterungsstand. — WW. 
Anm.: Die Gruppen 00—49 werden bei trockenem Wetter, die Gruppen 
50—97 bei Niederschlag angewandt. 


Weder Niederschlag noch Nebel. 
00 wolkenlos 


01 Himmel blau, stellenweise bewölkt, mittlere oder hohe Wolken 


02 x > A HL untere Wolken 

03 DE NER, ® - Wolken in verschiedenen Höhen 
04 teilweise bewölkt, mittlere oder hohe Wolken 

05 = = untere Wolken 

06 u 8 Wolken in verschiedenen Höhen 

07 wolkig und bedeckt, Wolken in mittlerer oder großer Höhe 

08 = x = untere Wolken 

09 n N 2 Wolken in verschiedenen Höhen. 


Bedecktes Wetter, vorübergehend aufklärend. 
10 hohe oder mittlere Wolken 
11 untere Wolken 
12 Wolken in verschiedenen Höhen 
13 völlig bedeckt, untere Wolken oder Wolken in verschiedenen Höhen 
14 teils blau, teils bewölkt, untere Wolken oder Wolken in verschiedenen 


Höhen. 
Nebel mit darüber gelagerten Wolken. 


15 bedeckt mit Nebel 1 
16 = in R 2 


17 . 2 = 3 

18 Ir e „ 4 oder 5 

19 ”„ „ ” 6—8 
Dunst oder Nebel. 

20 Dunst 1 

21 ME? 

22 Nebel 3 

23 „: 4. 0der 5 

24 „06-8 


Feuchter Nebel oder Dunst. 
25 leichter Dunst 1 


2 2 
27 feuchter Nebel 3 
28 Br „ 4 oder 5 


29 . „ 6-8 
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50 
ol 
92 
93 
34 
bb) 
56 
97 
58 
59 
60 
61 


68 
69 
70 
71 
T2 
713 


Besondere Phänomene ohne Niederschlag. 


30 feuchte Luft 

31 außergewöhnliche Sichtigkeit 
32 Staubdunst 

33 Tau 

34 Reif 

35 Rauhreif 

36 Glatteis, halb 

37 > stark 

38 Sonnenhof 

39 Mondhof 

40 Sonnenring 

41 Mondring 

42 Nordlicht 

43 Böen 

44 Sturm 

45 dicke Luft 

46 wetterdrohend 

47 Donner 

48 Blitz 

49 Donner und Blitz 


Niederschläge — Regenschauer. 
schwacher Schauer 


mittlerer % 

starker e 

leichter Hageischauer oder Regen und Hagel 
mittlerer 5 R - a: 
starker a n „ » 
leichter Graupeischauer oder Regen und Graupelschauer 
mittlerer 5 » » ” » 
starker 5 » » ” 

leichter Schneefall 

mittlerer 

starker » 


Vorübergehender Niederschlag. 
62 leichter Staubregen vorübergehend 


63 mittlerer . 5 
64 starker F ® 
65 schwacher Regen ; 
66 mittlerer A E 
67 starker ‘ > 
schwacher Regen mit Hagel vorübergehend 
mittlerer K E R 
starker x = ” 4 
leichter Graupelfall oder Regen und Graupelfall vorübergehend 
mittlerer & rn 5 x E 5 
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74 
75 
76 


77 
78 
79 
80 
8 
82 
83 
81 
85 
86 
87 
88 
89 


91 


leichter Schneefall 
mittlerer E 
starker S 


Anhaltender oder fast ununterbrochener Niederschlag. 


leichter Staubregen 

mittlerer ei 

starker . 

schwacher Regenguß 

mittlerer & 

starker x 

leichter Regen und Hagelfall 

mittlerer „ A £ 

starker -. * = 

leichter Graupel- oder Regen und Graupeliall 


mittlerer „ E 5 > „ 

starker di 4 a „ » 

leichter Schneefall 

mittlerer he 

starker 5 

Gewitter. 

92 schwaches Gewitter ohne Hagel 
93 mittleres „ " ” 
94 schweres 5 e „ 
95 schwaches n mit = 
96 mittleres % = 
97 starkes 2 „ » 
98 Bezeichnung vorbehalten 
99 » „ 


Schlüssel III. Wolkenformen. 
Untere Wolken — A, 
Hohe Wolken oder Wolken in mittlerer Höhenlage — B. 


Untere Wolken. 


Fracto cumulus 

cumulus mammatus 

untere strato cumulus (Höhe unter 1200 m) 
hoher strato cumulus ( ‚„ über 1200 m) 
nimbus 

cumulus 

cumulo nimbus 

stratus. 


oO Sa 1 BD Du 


Hohe Wolken. 


Cirrus 

cirro stratus 
cirro cumulus 
falsche Cirren. 


> DD m 
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Wolken mittlerer Höhe. 


5 Alto stratus von geringer Dichtigkeit 
(Sonne oder Mond sichtbar) 

6 dichter alto stratus 

7 alto cumulus (Höhe unter 3 km) 

8 hohe alto cumulus (Höhe über 3 km). 


Schlüssel IV. a) Höhe der unteren Wolkenbasis — h. 


0 Wolken unter 150 m 

1 x zwischen 150— 300 m 
2 300— 500 „ 
3 500— 750 „ 
4 750—1000 „, 
5 1000—1500 „, 
6 x 22 1500—2000 ,, 
7 

8 

9 


” ” 


» ”„ 


2000-2500 ,, 
2500-3000 „, 
keine unteren Wolken. 


Schlüssel IV. b) Höhe der oberen Luitströmungen — H. 


Höhe von 200 m über dem Meeresspiegel 
” ’” 500 2) „ ”„ „ 
”„ ” 1000 „ „ „ ”„ 
” „ 1500 ”„ ”» ” ” 
” 2000 ’ „ 2) 2} 
4 UL ee r $ 
a 3 11 1 Er er „ 
” „ 5000 ” „ 2 „ 


O IN UVUMWDD 


Schlüssel IV. c) Höhe und Druck, auf welche sich Temperatur 
und Feuchtigkeit beziehen — p. 


0 Erdboden 

1 300 m über dem Boden 

2 Druck von 1000 Millibars 

3 2 aunl re 

4 } BE ) en 

5 2 re) & 

6 . REN i 

7 Y a) “ 

8 $ LE OU H 

9 2) „ 600 ”„ 

Schlüssel V. Bodensichtigkeit und Nebel — V. 
; Größte Entfernung, aus wel 
Zilier man einen Gere sehen en au 
0 weniger als 25 m Nebel 8 
”„ ”„ 25 ’” 2) Li 

1 „ nr 50 „ „26 


„ „ 100 „ „ b) 
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2 weniger als 200 m Nebel 4 
” 2) 500 „ „ 3 
3 > T 1000 ,„, „ 3 oder Sichtigkeit 2 
4 2) „ 2000 ” ” 2 ” , 3 
b) ” ”„ 4000 „ „ 2 ”„ ”„ 4 
6 ” ”„ 7000 „ ”„ 1 ”„ ”» b) 
7 2) „ 12000 „ ” 1 „ ”» 6 
8 y 0 20000, Sichtigkeit 7 
„ » 80000 „ » 8 
9 klares Wetter 
und mehr als 30000 ‚, 4 ) 
Schlüssel VI. Relative Feuchtigkeit. — H. 
9 — 95 — 100 % 5 — 50 -- 59 % 
9 — 90 — 94 % 4 — 40 — 49 % 
8 — 80 — 89 % 3 = 30 — 39 % 
7=70 — 79 % 2 — 20 — 29 % 
— 60 — 69 % — 10 — 19 % 
Schlüssel VII. Seegang. 
0 See glatt 5 unruhig 
1 sehr ruhig 6 grob 
2 ruhig 7 hoch 
3 leicht bewegt 8 sehr hoch 
4 mäßig bewegt 9 furchtbare See. 


Schlüssel VII a und b. Wettereignung für Luftfahrt. 


Schlüssel VII a. Flugzeuge. 
ganz schlecht, Nebel 
5 u Regen und untere Wolken 
5 Böen, Sturm 
Sehr gefährlich, dicker Nebel 
5 Wind und schlecht Wetter 
Seiährlich dicker Nebel 
R Wind und schlecht Wetter 
gut zum Fliegen 
sehr gut zum Fliegen 
ausgezeichnet zum Fliegen. 


Schlüssel VIII b. Luftschiffe. 

ganz schlecht, Nebel 

n 4 Regen, Wind und untere Wolken 
r Böen, Sturm 

ei gefährlich, starker Wind 
u gelegentliche Böen 

gefährlich, starker Wind 

. schwache Böen 

gut 

sehr „gut 77; 

ausgezeichnet. 


soon vm m 8 D- (Oo 


vo u mwN —- oo 
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Schlüssel IX. Gang des Luitdrucks — B. 


stationär 

veränderlich 

steigend 

fallend 

nach Fall steigend 

stationär, dann steigend 

stationär, dann fallend 

fallend, augenblicklich stationär 

steigend, augenblicklich stationär oder fallend 

Böen mit ausgesprochenem Wind- und Wetterwechsel. 


oO 


voKhjnuyu man DD — 


Schlüssel X. Windrichtung — DD. 


Die Windrichtung wird in Stufen von 5° mittels der ganzen Zahlen 
von 1—72 angezeigt, die Zahlen, welche den Hauptrichtungen des alten 
Telegraphenschlüssels entsprechen, sind folgende: 


04 — NNE 40 — SSW 
09 = NE 45 —= SW 
18 = E (Osten) 54 — W 

22 =. ESE 58 = WNW 
2 = 63 = NW 
31. ==’ 888 67 — NNW 
ze IL 22 


Um in dieser Stufung eine Richtung nach Graden auszudrücken, muß 
man die Zahl der Grade durch 5 teilen (oder diese Zahl mit 2 multiplizieren 
und durch 10 dividieren) und dann auf die nächst höhere ganze Zahl ab- 
runden, z. B. 17° entsprechen 03; 53° entsprechen 11; 257° entsprechen 51; 
313° entsprechen 63, 


Anhang H 
Zoll. 


Allgemeine Bestimmungen, 


81. 

Alle Luftfahrzeuge, welche sich ins Ausland begeben, dürfen nur von 
den durch die Zollbehörde jedes vertragschließenden Staates bestimmten Flug- 
plätzen abfliegen, welche den Namen „Zollilugplätze“ führen. 

Luftfahrzeuge, welche vom Ausland kommen, dürfen nur auf solchen 
Flugplätzen landen, 
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2 
Jedes Luitfahrzeug, welches sich von einem Staat in den anderen begibt, 
darf die Grenze nur zwischen bestimmten Punkten, die von den vertrag- 
schließenden Staaten festgesetzt werden, überfliegen. Diese Punkte sind auf 
den Luftfahrerkarten angegeben. 


838. 

Alle notwendigen Auskünfte, welche sich auf die Zollilugplätze innerhalb 
eines Staates beziehen, einschließlich etwaiger in den Listen vorgenommenen 
Aenderungen mit entsprechenden Aenderungen in den Luftfahrerkarten, unter 
Angabe des Datums, wann solche Aenderungen in Kraft treten, sowie auch 
andere Auskünfte betreffend irgend einem internationalen Flugplatz, welcher 
eingerichtet wird, müssen sich die beteiligten Staaten gegenseitig zur Kenntnis 
bringen und auch zur Kenntnis der Internationalen Kommission für Luftfahrt, 
welche dann wiederum diese Auskunft allen vertragschließenden Staaten 
weitergeben muß. 


Die vertragschließenden Staaten können beschließen, internationale Flug- 
plätze anzulegen, auf denen für zwei oder mehr Staaten Zollstellen eingerichtet 
werden können. 


84. 

Wenn infolge einer „Höheren Gewalt“, deren Vorhandensein naclı- 
gewiesen werden muß, ein Luftfahrzeug die Grenze an irgend einem anderen 
Punkt als den vorgeschriebenen überfliegt, muß es auf dem nächsten auf 
seinem Wege liegenden Zollilugplatz landen. Wenn es zum Landen genötigt 
ist, bevor es diesen Flugplatz erreicht, muß es die nächste Polizei- oder Zoll- 
behörde benachrichten. 


Es darf nur mit der Erlaubnis dieser Behörden wieder aufsteigen, welche 
nach vorausgegangener Prüfung die Bordbücher und die in $ 5 erwähnte Zoll- 
ladeliste abstempeln müssen; außerdem müssen diese Behörden dem Luftiahr- 
zeugiührer die Zollflugplätze angeben, wo er sich notwendigerweise den 
Formalitäten der Zollabiertigung unterziehen muß. 


85. 

Vor ihrem Abflug oder sofort nach ihrer Ankunft, je nachdem, ob sie 
in ein fremdes Land fliegen, oder aus einem solchen zurückkehren, müssen 
die Führer den Behörden des Flugplatzes ihre Bordbücher vorweisen und 
zutrelfenden Falles auch die Ladeliste der Waren- und Reisevorräte, welche 
sie mit sich führen. 


86. 
Die Ladeliste muß mit dem angefügten Formular Nr. 1 übereinstimmen. 
Die Waren unterliegen einer Einzelzollerklärung in Uebereinstimmung 
mit dem angefügten FormularNr. 2, welches vom Absender ausgefülltwerden muß. 


Jeder vertragschließende Staat hat das Recht, die Eintragung von allen 
Zusätzen, welche er für notwendig hält, entweder auf der Ladeliste oder auf 
der Zollerklärung zu verlangen. 


4* 
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ST. 

Wenn ein Luftfahrzeug Waren befördert, muß der Zollbeamte vor dem 
Abflug desselben die Ladeliste sowohl, als auch die Zollerklärung prüfen, die 
vorgeschriebenen Beglaubigungen vornehmen und das Bordbuch ebenso wie 
. die Ladeliste visieren. Seine Unterschrift muß er mit einem Stempel be- 
kräftigen. Er muß die Waren oder die Warengruppen, bei denen es erforder- 
lich ist, siegeln. 

Bei der Ankunft müssen die Zollbeamten sich vergewissern, daß die 
Siegel unverletzt sind, worauf sie die Waren weitergehen lassen, das Bordbuch 
unterschreiben und die Ladeliste behalten. f 

Im Falle, daß ein Luitiahrzeug keine Waren an Bord führt, bhauicht das 
Bordbuch nur von der Polizei und Zollbehörde unterschrieben zu werden. 

Der Betriebsstoff an Bord unterliegt keinen Zollabgaben, vorausgesetzt, 
daß derselbe die nach Angabe des Bordbuches für die kt erforderliche 
Quantität nicht übersteigt. 

88. 

"Als eine Ausnahme der allgemeinen Bestimmungen können bestimmte 

Arten von Luftfahrzeugen, im besonderen Postluftfahrzeuge, Luftfahrzeuge, 


welche regelrecht zugelassenen Luftverkehrsgesellschaften angehören und. 


solche, welche Mitgliedern anerkannter Touring-Clubs gehören, die sich nicht 
mit öffentlicher Beförderung von Passagieren oder Waren befassen, von der 
Notwendigkeit befreit werden, auf Zollflugplätzen zu landen; auch können 
solche Luftfahrzeuge die Erlaubnis erhalten, ihren Flug auf Flugplätzen im 
Inneren zu beginnen oder zu beenden, welche durch die Zoll- und Polizei- 
behörden eines jeden Landes bestimmt werden, wo dann die Zollformalitäten 
erfüllt werden müssen. 

In jedem Falle müssen solche Luftfahrzeuge die normalen Luitwege 
‘einhalten und sich mittelst der vereinbarten Signale beim EEE ER.) der 
Grenze zu erkennen geben. 


Bestimmungen für Luitfahrzeuge und Waren. 


S 9. 

Luftfahrzeuge, welche in ausländischen Staaten landen, unterliegen 
grundsätzlich den Zollverpflichtungen, wenn solche vorhanden sind. Wenn 
Luftfahrzeuge wieder ausgeführt werden sollen, so genießen sie die Vorzüge 
der Bestimmungen einer Freigabe entweder durch Schuldschein oder Hinter- 
legung der Gebühren. 

Im Falle des Zusammenschlusses zweier oder mehrerer Länder der 
Union der Touring-Clubs sollen die Luftfahrzeuge dieser Länder die Vorteile 
der Bestimmungen des „Triptyque“ genießen. 


$ 10. 


Waren, die mittelst Luftfahrzeug eintreffen, werden als kommend aus 
demjenigen Lande angesehen, in welchem das Bordbuch und die Ladeliste 
durch den Zollbeamten unterschrieben worden sind. 

Was ihre Herkunft und die verschiedenen Zollverfahren anbetrifit, so 
unterliegen sie den gleichen Bestimmungen wie die Waren, die auf dem ee 
oder Wasserwege eingeführt werden. 
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s 11). 

Inbezug auf Waren, welche ausgeführt werden, in Abwicklung einer be- 
fristeten Verrechnung oder welche Inlandszöllen unterworfen sind, müssen die 
Absender ihre Berechtigung einer Ausfuhr ins Ausland nachweisen; dieses 
geschieht durch Vorweisung eines Erlaubnisscheines der Zollbehörde des 
Bestimmungsortes. 


Luft -Transit. 
$ 12°). 

er ein Luftiahrzeug, um seinen Bestimmungsort zu erreichen, einen 
oder mehrere vertragschließende Staaten überlliegen muß, so sind, ohne Ver- 
zicht auf das Souveränitätsrecht eines jeden der vertragschließenden Staaten, 
zweierlei Fälle zu unterscheiden. 

1. Wenn das Luftfahrzeug Passagiere und Waren weder absetzt noch 
aufnimmt, ist dasselbe lediglich dazu verpflichtet, den normalen Luftweg ein- 
zuhalten und sich mittelst Signalen beim Ueberfliegen der Punkte, welche zu 
diesem Zwecke bezeichnet sind, bemerkbar zu machen. 

2. In allen übrigen Fällen muß es auf einem Zollilugplatz zwischen- 
landen und der Name dieses Flugplatzes muß vor dem Abilug in das Bord- 
buch eingetragen werden. Bei der Landung muß die Zollbehörde die Papiere 
und die Ladung besichtigen und, wenn erforderlich, die notwendigen Maß- 
nahmen treifen, um die Wiederausfiuhr des Luftfahrzeuges und der Waren oder 
die Zahlung der Gebühren sicherzustellen. 

| Die Bestimmungen des $ 9 Absatz 2 sind auf wiederauszuführende 
Güter anzuwenden. - 

Wenn das Luftfahrzeug aus- oder einlädt, muß der Zollbeamte die dies- 
bezügliche Angabe und die ordnungsmäßig zu vervollständigende Ladeliste 
prüfen und, wenn zutreffend, ein neues Siegel anlegen, 


*») Französischer Text: 


Seht 


Pour les marchandises exportces en decharge de compte d’admission 
temporaire ou d’entrepöt ou passibles de taxes interieures, les expe@diteurs 
justifient du passage A l’&iranger par la production d’un certificat des Douanes 
de destination. 
SE 


Lorsqu’un aeronef doit, pour atteindre sa destination, survoler un ou 
plusieurs Pays contractants, et sous r&serve du droit de souverainete apparte- 
nant A chacun des contractants, deux cas sont & distinguer: 


1. Si l’aeronef ne d&pose ni ne reprend des passagers ou des marchan- 
dises, il ne sera tenu que de .suivre la route normale et de se faire reconnaitre 
par signaux ä& son passage au-dessus des points designes A cet efiet. 


2. Dans les autres cas, une escale obligatoire dans une a&roplace 
douaniere lui est impos6e, et le nom de cet a&roplace sera inscrit sur le carnet 
de route avant le d&part. A l’escale, les autorit&s douanieres examinent les 
papiers et le chargement et:prennent, le cas’&cheant, les dispositions n&cesaires 
pour assurer la r&exportation de U’appareil et des marchandises ou l’acquitte- 
ment des droits. 


‚ Les dispositions du ne 9, 11° partie, sont enplicabies aux mar- 
chandises qui doivent &tre r&exportdes. 
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Verschiedene Bestimmungen. 


8 13. 
Jedes Luitfahrzeug, das unterwegs ist, muß sich, wo es auch sei, den 
Anordnungen der Polizei- und Zollbehörden und den Polizeiluftfahrzeugen 
desjenigen Staates fügen, welchen es überfliegt. 


8 14. 

Zoll- und Steuerbeamte, sowie die Vertreter der allgemeinen öffent- 
lichen Behörden haben freien Zutritt zu allen Start- und Landungsplätzen für 
Luftfahrzeuge; außerdem steht es ihnen frei, jedes Luftfahrzeug und die Ladung 
desselben in Ausübung ihres Aufsichtsrechtes zu untersuchen. 


S 15. 

Außer bei Postluftfahrzeugen kann jedes Ausladen oder Abwerien 
während des Fluges, außer wenn es sich um Ballast handelt, verboten werden. 
8 16, 

Außer den Strafen, welche durch die örtlichen Gesetze wegen Ueber- 
tretung der oben angeführten Bestimmungen verhängt werden können, muß 
solch’ eine Uebertretung dem Staat, in welchem das Luftfahrzeug eingetragen 
ist, gemeldet werden, worauf dieser Staat für eine begrenzte Zeit oder auf 
Dauer dem zuwiderhandelnden Luitfahrzeug das Eintragungszeugnis ent- 


ziehen muß. 
S 17. 


Die Bestimmungen dieses Anhanges beziehen sich weder auf Militär- 
luftfahrzeuge, welche einen Staat mit besonderer Erlaubnis besuchen (Art. 31, 
32 und 33 der Konvention) noch auf Polizei- und Zolluftiahrzeuge (Art. 31 
und 34 der Konvention). 


Si l’aeronei d&pose ou reprend des marchandises, l’agent fiscal le constate 
sur le manifeste düment complet& et appose, s’il y a lieu, un nouveau plombage. 


Englischer Text: g 11. 


With regard to goods exported in discharge of a temporary receiving 
or bonded account or liable to inland taxes, the senders shall prove their 
right to send the goods abroad by producing a certificate from the customs 
of the place of destination. 

5212. 


When an aircraft to reach its destination must fly over one or more 
contracling States, without prejudice to the right of sovereignty of each of the 
contracting States, two cases must be distinguished :— 


1. If the aircraft neither sets down nor takes up passengers or goods, 
it is bound only to keep to the normal air route and make itself known by 
signals when passing over the points designated for such purpose. 


2. In other cases, it shall be bound to land ad a customs aerodrome 
and the name of such aerodrome shall be entered in the log book before de- 
parture. On landing, the customs authorities shall examine the papers and 
the cargo, and take, if need be, the necessary steps to ensure the re-exportation 
ol the craft and goods or ihe payment of the dues. 

The provisions of paragraph 9 (2) are applicable to goods to be re- 
exported. 

li the aircraft sets down or takes up goods, the customs officer shall 


verily the fact on the manifest, duly completed, and shall affix, if necessary, 
a new seal. 
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NB. Die Ladeliste darf keine Radierungen oder 
Verbesserungen enthalten, welche nicht von den zu- Vordruck Nr. 1. 
ständigen Zollbeamten bestätigt worden sind, auch 
keine Worte zwischen den Zeilen oder mehrere 
Gegenstände auf derselben Zeile. Jede beliebige 
Zahl von Zusatzblättern kann beigefügt werden. 


Luftverkehr 


Ladeliste 
oder allgemeine Ladungsdeklaration 


Luftfahrzeug .... Eintragungszeichen: 


Frei- ER. DER ER EBEN A Eee LT 
; gelassener | Bihrer: .r.., Name: 
Raum für | Wohnort: 
| Ein- | Nationalität: 
' tragungen | Nummer der Lizenz: 
der 


: Zollbeamten : Waren... Abilugstelle: Land: 
Bestimmungsort: Land: 
Zahl der angefügten Deklarationen: 


Ve; a VE Rt York ee. uk UL. DaE AR Se ae De 1 Vs We | 


Der Führer garantiert bei gesetzmäßiger Strafe für die Genauigkeit des 
Inhaltes dieser Ladeliste. Demzufolge hat er dieses Dokument dicht unter der 
letzten Eintragung mit dem Datum versehen und unterschrieben. 
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ORSDERKEILCH 


Vollzugsanweisung der Staatsregierung 
vom 15. April 1919, betreffend Festsetzung der Zuständigkeit 
hinsichtlich der staatshoheitlichen und staatsauisichtsrechtlichen 
Angelegenheiten des Luitiahrtwesens. 


81% 

Die führende Behandlung aller aus dem Staatshoheits- und Staats- 
aufsichtsrechte entspringenden Angelegenheiten des Luitfahrtwesens obliegt, 
insoweit nicht auf Grund gesetzlicher Bestimmungen noch die Zuständigkeit 
eines anderen Staatsamtes besteht, ab 1. Mai 1919 dem Staatsamte für 
Verkehrswesen. Insbesondere hat dieses Staatsamt die einheitliche gesetzliche 
Regelung des Luftfahrtwesens vorzubereiten. 


S2% 
Die Angelegenheiten der künftigen Gestaltung des militärischen Luft- 
fahrtwesens hat das Staatsamt für Heerwesen im Einvernehmen mit dem 
Staatsamte für Verkehrswesen zu besorgen, 


83. 

Vom 1. Mai 1919 angefangen werden jene Ausgaben, die dem Staats- 
amte für Verkehrswesen aus Anlaß der ihm gemäß $ 1 der Vollzugsanweisung 
zufallenden Geschäfte erwachsen, zu Lasten jener Voranschlagspositionen zu 
fallen haben, die den bisher mit diesen Angelegenheiten befaßten Staats- 
ämtern für die Bedeckung der bezüglichen Ausgaben voranschlagsmäßig zur 
Verfügung stehen. 


Benpersmepe sbratusch. m, np. -Stöckler. m. p. = Hanusch’ mp. 
Deutsch m. p. Schumpeter m. p. Zerdik m. p. Bauer m. p. 
Loewenfeld-Ruß m. p. Paulm.p. 


Gesetz vom 10. Dezember 1919, betreifend die vorläufige Regelung 
der Luitiahrt. 


Die Nationalversammlung hat beschlossen: 
Sl. 
Die Benutzung des Luftraumes durch Luftfahrzeuge ist gestattet, soweit 
nicht durch dieses Gesetz und die hiezu erlassenen Durchführungsverord- 
nungen Beschränkungen festgesetzt sind. 
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82. 

(1) Ueber Anordnung der Behörde ist der Eigentümer oder sonstige Ver- 
fügungsberechtigte verpflichtet, an Verkehrswegen, Gewässern und Liegen- 
schaften oder den darauf befindlichen Bauten und Anlagen die für die 
Orientierung bei der Luftfahrt erforderlichen Zeichen anbringen zu lassen, so- 
weit nicht dadurch die Benutzung des in Anspruch genommenen Gegenstandes 
nach den zur Zeit der Errichtung des Zeichens bestehenden Verhältnissen 
wesentlich beeinträchtigt wird. Tritt eine solche Beeinträchtigung später ein, 
so ist das Zeichen zu beseitigen. Beeinträchtigungen, die ihrer Natur nach 
lediglich vorübergehend sind, stehen der Zeichenanbringung nicht im Wege. 


(2) Die Behörde Hat den betreffenden Eigentümern oder sonstigen Ver- 
fügungsberechtigten die Anordnung der Duldung der Inanspruchnahme schrift- 
lich unter Hinweisung auf die Bestimmungen dieses Paragraphen mit dem 
Beifügen mitzuteilen, daß es ihnen freisteht, innerhalb 14 Tagen nach dem 
Tage der erhaltenen Mitteilung gegen die Anordnung bei der in dem Schreiben 
angegebenen Behörde Einspruch zu erheben. Der Einspruch hat aufschiebende 
Wirkung. Er kann nur darauf gestützt werden, daß durch die Inanspruch- 
nahme die im ersten Absatz dieses Paragraphen enthaltenen Bestimmungen 
verletzt werden. 


(3) Die über den Einspruch entscheidende Behörde hat vor Fällung der 
Entscheidung, wenn sie es für erforderlich erachtet oder der Eigentümer oder 
sonstige Verfügungsberechtigte dies verlangt, unter Beiziehung des betreffenden 
Eigentümers oder sonstigen Verfügungsberechtigten und allfälliger sonstiger 
Beteiligter eine kommissionelle Feststellung an Ort und Stelle vorzunehmen. 
Die Kommissionskosten sind vom Eigentümer oder sonstigen Verfügungs- 
berechtigten nur dann zu tragen, wenn sie diese Kosten durch mutwillige 
Einwendungen verursacht haben. 


(4) Der durch die Errichtung, den Bestand, die Veränderung und die 
Abtragung der Zeichen entstandene Schaden ist dem Verpflichteten zu ersetzen. 
Uebersteigt dieser Schaden voraussichtlich den Betrag von 100 Kronen, so ist 
der Vollzug der Anordnung auf innerhalb der vorerwähnten Frist gestelltes 
Verlangen des betreffenden Eigentümers oder sonstigen Verfügungsberechtigten 
von der Leistung einer entsprechenden Sicherheit abhängig zu machen. | 


S 3. 
Motorluftfahrzeuge (Luitschiffe, Flugzeuge) dürfen, abgesehen von dem 
im $ 9, Z. 3, vorgesehenen Falle von Probefahrten, außerhalb der Flugplätze 
nur verkehren, wenn und so lange die Behörde sie zum Luftverkehre zuläßt. 


S 4. 
(1) Wer ein außerhalb der Flugplätze verkehrendes Luftfahrzeug führt oder 
bestimmungsgemäß anderweitige Dienste auf Luftfahrzeugen während einer 
solchen Fahrt versieht, bedarf der Erlaubnis der Behörde. 


(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn der Bewerber seine Befähigung 
durch eine Prüfung nachgewiesen hat und keine Tatsachen vorliegen, welche 
die Annahme rechtfertigen, daß er nicht geeignet sei, den ihm auf dem Luft- 
fahrzeuge obliegenden Dienst zu versehen. 
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(3) Die Behörde kann die Erlaubnis entziehen, wenn Tatsachen iest- 
gestellt werden, welche die Annahme rechtfertigen, daß eine Person nicht 
geeignet sei, den ihr auf dem Luftfahrzeug obliegenden Dienst zu versehen. 


8 5. 
Wer Personen für den Dienst der Besatzung von Luftfahrzeugen aus- 
bildet, bedarf hiezu der Genehmigung der Behörde. 


S 6. 

(1) Flugplätze und die sonstigen dem Luitverkehre dienenden Anlagen 
dürfen nur mit Genehmigung der Behörde angelegt und betrieben werden. 
Die im Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Gesetzes vorhandenen Flugplätze 
und sonstigen dem Luftverkehre dienenden Anlagen dürfen nur mit dieser 
Genehmigung im Betriebe gehalten werden. 

(2) Die Behörde hat bei der Entscheidung über die Genehmigung einer 
dem Lufiverkehre dienenden Anlage alle jene Umstände zu berücksichtigen, 
die vom Standpunkte der öffentlichen und der Interessen der Anrainer oder 
sonstigen Beteiligten in Betracht kommen. In jedem Falle hat die Behörde 
vor dieser Entscheidung ein Gutachten jener Gemeinden einzuholen, in deren 
Gebiet die Anlagen gelegen oder geplant sind. 


SER 
Die erwerbsmäßige Beförderung von Personen oder Sachen oder Nach- 
richten durch Luftfahrzeuge (Luftfahrunternehmungen) bedarf der Genehmigung 
der Behörde. 
S 8. 


Der Genehmigung der Behörde bedürfen ierner: 

1. alle erwerbsmäßigen Unternehmungen mit nicht auf Beförderung ge- 
richteter Verwendung von Luftiahrzeugen, 

2. Wettbewerbsfahrten von Luftfahrzeugen und alle eine öffentliche Ver- 
anstaltung darstellenden Fahrten mit Luftfahrzeugen und 

3. Fahrten zur Erprobung von zum Verkehre noch nicht zugelassenen 
Motorluftfahrzeugen. 2 


Durch Vollzugsanweisung werden erlassen: 

1. die zur Ausführung der 8$ 1 bis 8 erforderlichen Bestimmungen, 
insbesondere über die Prüfung, Zulassung und Kennzeichnung der Luftiahr- 
zeuge und über die Ausbildung, Prüfung und Zulassung der Führer und der 
Personen, die in anderer Weise auf Luftfahrzeugen bestimmungsgemäß während 
der Fahrt Dienst versehen, 

2. die sonstigen zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
erforderlichen Bestimmungen über den Verkehr mit Luftfahrzeugen innerhalb 
und außerhalb der Flugplätze, 

3. Bestimmungen über die Einrichtung und den Betrieb von Flugplätzen 
und der sonstigen dem Luftverkehre dienenden Anlagen, 

4. Bestimmungen über räumliche Beschränkung des Fliegens im Staats- 
gebiete und über das Ueberfliegen der Staatsgrenzen durch in- und ausländische 
Luftfahrzeuge und 

5. Bestimmungen über die Zulassung ausländischer Luftfahrzeuge und 
ihrer Besatzung zum Luitverkehre im Staatsgebiete. 


5* 
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S 10. 

(1) Die erwerbsmäßigen Unternehmungen mit Verwendung von Luit- 
fahrzeugen samt allen Nebenunternehmungen, Tätigkeit und Anlagen sind von 
den Bestimmungen der Gewerbeordnung ausgenommen. 

(2) Auf die dem Luftverkehre dienenden Grundstücke und Anlagen finden 
die Bestimmungen der Bauordnungen nur insoweit Anwendung, als sie mit 
den Bestimmungen dieses Gesetzes und den hiezu erlassenen Durchführungs- 
anordnungen vereinbar sind. 

(3) Es bedarf daher neben den in diesem Gesetze vorgesehenen Ge- 
nehmigungen weder der Erwerbung einer Konzession und einer Genehmigung 
der Betriebsanlage nach der Gewerbeordnung noch auch einer besonderen Be- 
willigung im Sinne der Bauordnungen. 


8 1. 


Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist das Staatsamt für Verkehrswesen, 
insoweit nicht durch Vollzugsanweisung eine untergeordnete staatliche Behörde 
als zuständig erklärt wird. 


S 12. 

Das Staatsamt für Verkehrswesen kann bestimmen, inwieweit die An- 
ordnungen der $$ 3 bis 11 dieses Gesetzes auf Freiballons und andere nicht 
zu den Motorluftfahrzeugen gehörige Luftfahrzeuge und luftfahrzeugähnliche 
Geräte und auf die militärische oder sonst im staatlichen Dienste oder Betriebe 
stehende Luftfahrt Anwendung zu finden haben. 


8 18. 

Wer durch Handlungen oder Unterlassungen die über den Verkehr mit 
Luftfahrzeugen oder luftfahrzeugähnlichen Geräten oder über den Betrieb auf 
Flugplätzen zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit erlassenen Anord- 
nungen verletzt, wird, sofern nicht eine durch die allgemeinen Strafgesetze 
festgesetzte Strafe Platz zu greifen hat, von der politischen Bezirksbehörde 
und an den Orten, für die eine eigene staatliche Polizeibehörde besteht, von 
dieser mit Geldstrafe bis zu 50 000 Kronen oder mit Arrest bis zu sechs Monaten 
bestraft. 


8 14, 

Die im Dienste einer Luitfahrunternehmung stehenden oder auf einem 
dem Öffentlichen Verkehre dienenden Flugplatze beschäftigten Personen, die 
zur Beaufsichtigung oder Besorgung des Verkehres mit Luftfahrzeugen bestellt 
sind, werden den im $ 68 des Strafgesetzes genannten Personen gleichgestellt. 


S 15. 

Solange die Bestimmungen gemäß S 9, Ziffer 1 bis 4, nicht erlassen 
sind, hat das Staatsamt für Verkehrswesen die Befugnis, nach freiem Ermessen 
im Einzelfalle Luftfahrt und Veranstaltungen mit luftfahrzeugähnlichen Geräten 
zuzulassen. 


S 16. 
Bis zur anderweitigen gesetzlichen Regelung gelten die Bestimmungen 
der SS 1,2, 3, 6,7, 8, 9, 13 und 14, 2. Absatz, des Gesetzes vom 9. August 1908, 
R.-G.-Bl. Nr. 162 (Kraftfahrzeuggesetz), sinngemäß auch für Motorluftfahrzeuge. 
Doch finden die Bestimmungen der $$ 1 und 2 des angeführten Gesetzes auf 
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Ersatzansprüche aus der Beschädigung von Personen und Sachen nicht An- 
wendung, wenn zur Zeit des Unfalles die beschädigte Person oder Sache mit 
dem Motorluitiahrzeuge befördert wurde oder die beschädigte Person bei dessen 
Betrieb als Bediensteter in Verwendung stand. Unter dem im Kraftfahrzeug- 
gesetze gebrauchten Ausdruck Lenker wird im Sinne dieses EBEe> die ge- 
samte Besatzung des Motorluftfahrzeuges verstanden. 


S2lT: x 
(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundgebung in Kraft. 
(2) Mit der Durchführung dieses Gesetzes ist der Staatssekretär für Ver- 
kehrswesen im Einvernehmen mit den beteiligten Staatssekretären betraut, 


Seitz m. p. 
Renner m. p. PatlmoPp: 


Erläuternde Bemerkungen 
zu dem 


Entwurfe eines Gesetzes, betreffend die vorläufige Regelung der 
Luftfahrt. 


A) Allgemeiner Teil. 


Die durch die Verwendung der Luitfahrzeuge im Kriege herbeigeführte 
Entwickelung des Motorluitfahrzeugbaues und die insbesondere in jüngster 
Zeit erzielten bedeutenden Erfolge mit Luftfahrzeugen haben gleichwie in anderen 
Kulturstaaten auch in Deutschösterreich das Bestreben wachgerufen, das Luift- 
fahrzeug nunmehr auch dem zivilen Verkehr in weitgehendem Maße nutzbar 
zu machen. 

Die Formen und Bedingungen des Luitverkehrs werden von jenen der 
bisherigen Beförderungsmittel in wesentlichen Beziehungen vollständig ab- 
weichen. Die von dem neuartigen Verkehr aufgeworfenen, eine Reihe von 
Verwaltungsgebieten berührenden Fragen werden daher vom geltenden Rechte, 
das diesen Verkehr nicht voraussehen konnte, entweder gar nicht oder nur 
in unbefriedigender Weise geregelt. Das Eingreifen des Staates zur Regelung 
der durch den Luftverkehr aufgeworfenen Fragen ist daher unerläßlich. 

Angesichts dieser Verhältnisse und der durch sie bedingten neuen 
staatlichen Verwaltungsaufigaben hat die Staatsregierung zunächst mit Vollzugs- 
anweisung vom 15. April 1919, St. G. Bl. Nr. 239, die bei der staatlichen 
Behandlung der Luftfahrangelegenheiten bestandene Zuständigkeitszersplitterung 
soweit als möglich beseitigt und die führende Behandlung der mit dem 
Zivilluftfahrwesen zusammenhängenden Angelegenheiten dem Staatsamte für 
Verkehrswesen zugewiesen. Des weiteren wurde von diesem Staatsamte ein 
aus Vertretern der Berufs- und Interessentenkreise und der Wissenschaft zu- 
sammengesetzter Fachausschuß errichte, dem die Mitarbeit bei den vom 
Staatsamte zu behandelnden Luitfahrangelegenheiten obliegt. 
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Ein weiterer Schritt zur Ordnung der Verhältnisse des Luitiahrwesens 
erfolgt nunmehr durch die Vorlage des unter Mitwirkung des Fachausschusses 
verfaßten Gesetzentwurfes. Die Staatsregierung beabsichtigt mit diesem Ent- 
wurfe nicht eine abschließende, umfassende gesetzliche Regelung der An- 
gelegenheiten des Luftfahrwesens; der Gesetzentwurf umfaßt vielmehr einer- 
seits nur jene Angelegenheiten, deren rechtliche Regelung nach Ansicht der 
Staatsregierung keinen Aufschub verträgt, und soll andrerseits, soweit es sich 
um die Ordnung der öffentlich-rechtlichen Verhältnisse handelt, nur grund- 
legende Rahmenbestimmungen schaffen, auf welchen dann der weitere Aufbau 
des Luftfahrrechtes durch Erlassung von Vollzugsanweisungen erfolgen soll. 
Die hierdurch ermöglichte Beweglichkeit wird die Anpassung an die jeweiligen 
Verhältnisse erleichtern und damit verhindern, daß durch das Eingreifen der 
Staatsverwaltung weiteren Fortschritten auf dem noch in Entwicklung begrifienen 
Gebiete Hemmungen bereitet werden. Insbesondere wird bei diesem Rechts- 
aufbaue auch die Anpassung an die in zahlreichen Fällen notwendig werden- 
den zwischenstaatlichen Vereinbarungen leicht möglich sein. 


Nach dem Vorbilde Deutschlands, das die vorläufige Regelung des Luit- 
fahrrechtes auf Grund der mit Gesetzeskraft ergangenen Verordnung des Rates 
der Volksbeauftragten vom 28. November 1918 (R. G. Bl. Nr. 163 von 1918) und 
der Verordnung vom 7. Dezember 1918 (R. G. Bl. Nr. 175 von 1918) bereits 
durchgeführt hat, umfaßt daher auch der vorliegende Gesetzentwurf im wesent- 
lichen zunächst die vom Standpunkte der öffentlichen Sicherheit unbedingt 
erforderlichen grundsätzlichen Bestimmungen über die Zulassung von Luit- 
fahrzeugen und ihrer Besatzung sowie die gleichfalls zwecks Schadenverhütung 
und zur Wahrung der öffentlichen Verkehrsinteressen notwendige Anordnung, 
daß sowohl die erwerbsmäßige Beförderung von Personen oder Sachen oder 
Nachrichten durch Luftfahrzeuge (Luftfahrunternehmungen) als auch die An- 
lage und der Betrieb von Flugplätzen der staatlichen Genehmigung nach dem 
Luftfahrgesetze bedarf. 


Der Gesetzentwurf enthält ferner die zur Beachtung der Sicherheits- 
und Ordnungsvorschriften erforderlichen Strafandrohungen und eine den be- 
rechtigten Interessen des Grundeigentümers und den Bedürfnissen der Luft- 
fahrt entsprechende Abgrenzung der aus dem Grundeigentume sich ergeben- 
den Befugnisse. Gemäß des aus dem römischen Rechte in unser Privatrecht 
($S 297 a. b. G. b.) übernommenen Begriffes des Individualeigentums am un- 
beweglichen Gute ist ein Ueberfliegen fremden Grundes ohne Zustimmung 
des Eigentümers des überflogenen Grundstückes nicht zulässig. Da dieser 
Rechtszustand der Entwicklung des Luftverkehrs unter Umständen große 
Schwierigkeiten bereiten würde, ist seine Beseitigung und die entsprechende 
Regelung des Verhältnisses zwischen Grundeigentümer und Luftfahrer un- 
erläßlich. Ebenso wäre nach Ansicht der Staatsregierung bereits jetzt Vor- 
sorge zu treifen, daß die für die Orientierung der Luftfahrer notwendigen 
Zeichen auf der Erdoberfläche an geeigneter Stelle errichtet werden können. 
Da dies nicht nur im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt, sondern auch im 
allgemeinen Sicherheitsinteresse gelegen ist, so ist eine gesetzliche Festsetzung 
einer entsprechenden Duldungspflicht des Grundeigentümers hinsichtlich dieser 
Zeichenanbringung gleichfalls notwendig und unaufschiebbar. 
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Die Staatsregierung ist der Ansicht, daß zur möglichst weitgehenden 
Sicherung des Schadenersatzes in den durch die Luftfahrt herbeigeführten 
Schadensfällen bereits jetzt durch Gesetz eine über dermalige gesetzliche Haf- 
tung hinausgehende Haftung des Luftfahrers zu schaffen ist. Im $ 14 des 
Gesetzentwurfes wird daher eine der gesetzlichen Regelung der Haftpflicht für 
Schäden aus dem Betriebe von Kraftfahrzeugen nachgebildete Regelung vor- 
geschlagen, derzufolge auch die schuldlose Herbeiführung eines Schadens 
durch die Motorluftiahrt zum Schadenersatz verpflichten soll. 

Die vorgeschlagene gesetzliche Regelung ist allerdings nur als eine vor- 
läufige gedacht. Hierbei war die Erwägung maßgebend, daß der Motorluft- 
verkehr vornehmlich ein zwischenstaatlicher Verkehr sein wird und daß daher 
eine möglichst gleichartige Gestaltung der Gesetzgebung in den einzelnen 
Staaten auch hinsichtlich der besonderen Luiftfahrerhaftpflicht anzustreben und 
demnach zunächst nur eine vorläufige Regelung auf diesem Gebiete ins Auge 
zu fassen sei. Die Gleichartigkeit der Gesetzgebung auf diesem Gebiete würde 
insbesondere das Zustandekommen eines vom Standpunkte der zwischenstaat- 
lichen Luftfahrt und der Wiedergutmachung der durch sie verursachten Schäden 
wünschenswerten allgemeinen Haftpflichtversicherungsverbandes und die gegen- 
seitige Abrechnung zwischen den ihn bildenden einzelstaatlichen Verbänden 
wesentlich erleichtern. 

Andere mit der Luftfahrt zusammenhängende rechtliche Fragen, wie 
zum Beispiel die Frage der allfälligen Zuerkennung eines Enteignungsrechtes 
für Luftfahranlagen oder eines über das Notlandungsrecht hinausgehenden, 
unter bestimmten Voraussetzungen zulässigen Landungsrechtes des Luiftfahrers 
auf fremdem, außerhalb von Flugplätzen gelegenen Grunde, wurden in die 
von der Staatsregierung dermalen vorgeschlagene vorläufige gesetzliche 
Regelung nicht aufgenommen. ; 

So sehr sich die Staatsregierung der Wichtigkeit der Regelung dieser 
Fragen bewußt ist, so glaubt sie gleichwohl den Abschluß der zu ihrer 
Regelung eingeleiteten Vorarbeiten nicht abwarten, vielmehr ihre Regelung 
zunächst außer Betracht lassen zu sollen, um die im Interesse der allgemeinen 
Sicherheit und zur Wahrung der öffentlichen Verkehrsinteressen dermalen un- 
bedingt erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen sofort zu ermöglichen. 


B) Besonderer Teil. 


Der Titel des Gesetzes lautet: „Gesetz, betreffend die vorläufige Regelung 
der Luftfahrt“. Dieser Titel will besagen, daß das Gesetz, wie bereits erwähnt 
wurde, nicht eine abschließende rechtliche Regelung der durch die Luftfahrt 
aufigeworfenen Fragen zum Gegenstande haben, sondern zunächst nur jene 
Angelegenheiten regeln soll, deren sofortige rechtliche Ordnung im Interesse 
eines baldigen Inslebentretens eines Luftverkehrs in Deutschösterreich unauf- 
schiebbar und auch ohne weiteres möglich ist. 


Daß nach dem inländischen Privatrechte das Durchfahren des Luft- 
raumes über fremdem Grunde ohne die Zustimmung des Grundeigentümers 
(Besitzers) nicht gestattet ist und daß ein derartiger Rechtszustand einem aus- 
gedehnteren Luftverkehr unter Umständen Schwierigkeiten bereiten würde, ist 
bereits hervorgehoben worden. 
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Aber nicht nur die privatrechtlichen, auch die für die Luftfahrt in 
Deutschösterreich dermalen geltenden verwaltungsrechtlichen Bestimmungen 
sind unzureichend. 


Die dermalen für Luitfahrzeuge jeder Art geltenden polizeilichen Maß- 
nahmen sind in der Ministerialverordnung vom 20, Dezember 1912, R. G. Bl. 
Nr. 240, und in den auf Grund des $ 1 dieser Verordnung verlautbarten be- 
-sonderen Kundmachungen über die „Verbotszonen“ enthalten, beinhalten im 
wesentlichen jedoch nur Maßnahmen gegen die Gefährdung der staatlichen 
Sicherheit durch feindliche Militärspionage. Gemäß der Ministerialverordnung 
vom 22. Oktober 1912, R. G. Bl. Nr. 207, ist die gewerbemäßige Ausübung 
der Luiftschiffahrt an eine Konzession gebunden, die von der politischen Landes- 
behörde verliehen wird. Das genannte Gewerbe wird durch diese Verordnung 
sowohl im allgemeinen als auch in bezug auf die einzelnen Betriebe der be- 
sonderen gewerbepolizeilichen Regelung unterworfen. Das Schutzbedürfnis 
der Allgemeinheit, insbesondere gegenüber den außerhalb der Flugplätze aus- 
geführten Fahrten bedarf aber einer über die gewerbepolizeiliche Regelung 
hinausgehenden besonderen Regelung, die sich selbstverständlich nicht nur 
auf den Verkehr der der Gewerbeordnung unterliegenden Luftfahrunterneh- 
mungen, sondern auch auf den Verkehr der nicht erwerbsmäßigen Veranstal- 
tungen mit Luftfahrzeugen zu erstrecken haben wird. Des weiteren wird für 
die der gewerbsmäßigen Ausübung der Luitschiffahrt dienenden Betriebsan- 
lagen die Genehmigung auf Grund des in der Gewerbeordnung vorgesehenen 
Ediktalverfahrens verlangt. Diese Genehmigung hat gleichfalls ausschließlich 
gewerbepolizeilichen Charakter und kann daher, abgesehen von ihrer Beschrän- 
kung auf Anlagen gewerbemäßiger Veranstaltungen, ebenfalls nicht die Wahrung 
aller jener öffentlichen und privaten Interessen entsprechend sichern, deren 
Schutz bei der Anlage von Flugplätzen und anderen dem Luitverkehre die- 
nenden Anlagen in Betracht kommt. 


Der vorliegende Gesetzentwurf soll die rechtlichen Hindernisse, die der 
Entwicklung des Luftverkehrs in Deutschösterreich hemmend im Wege stehen, 
beseitigen, hierbei jedoch die in Betracht kommenden öffentlichen und privaten 
Interessen wahren und mit den Bedürfnissen des Luitverkehrs in Einklang 
bringen. 


Nachstehend werden, soweit dies erforderlich ist, die Einzelbestimmungen 
des Gesetzentwurfes erläutert. 

Sl. 

Die im ersten Absatz dieses Paragraphen vorgeschlagene Regelung des 
privatrechtlichen Durchfahrrechtes der Luitfahrer greift der Entscheidung der 
Frage, inwieweit die staatliche Gebietshoheit im Luftraume oberhalb der durch 
die Staatsgrenzen umschriebenen Erdoberfläche im Interesse der Freiheit des 
zwischenstaatlichen Luftverkehrs beschränkt werden soll, nicht vor, ermöglicht 
jedoch auch die Freiheit des zwischenstaatlichen Luftverkehrs im Falle 
der Festsetzung eines völkerrechtlichen Durchfahrrechtes für ausländische 
Luftfahrzeuge. 

Die im zweiten Absatze vorgesehene Duldungspflicht des Grundeigen- 
tümers (Besitzers) bezüglich der Anbringung von Orientierungszeichen wird 
um so weniger einem Bedenken begegnen, als diese Anbringung in den 
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meisten Fällen auch im Interesse der Sicherheit des in Anspruch genommenen 
Gegenstandes gelegen sein und in allen Fällen mit Ersatz des allfällig ent- 
standenen Schadens verbunden sein wird. 


SS 2 bis 5 des Gesetzes ($$ 2 bis 4 des Entwurfs). 


Die Bestimmungen dieser Paragraphen enthalten die zur Wahrung der 
Sicherheit der Luitfahrt und damit auch der Allgemeinheit unbedingt erforder- 
lichen Anordnungen zur Verhütung der mit der Luftfahrt als solcher ver- 
bundenen Gefahren. 

Das Gesetz schreibt vor, daß Motorluftfahrzeuge, von Fahrten zur Er- 
probung dieser Fahrzeuge abgesehen, außerhalb der Flugplätze nur verkehren 
dürfen, wenn und solange die Behörde sie zum Luftverkehr zuläßt. Die Be- 
hörde kann daher zugelassene Luftfahrzeuge, wenn sie den Sicherheits- 
anforderungen nicht mehr entsprechen, vom Verkehr außerhalb der Flugplätze 
ausschließen. Ebenso darf niemand ein außerhalb der Flugplätze verkehrendes 
Luitfahrzeug führen oder in anderer Weise auf einem derartigen Fahrzeug 
bestimmungsgemäß während der Fahrt Dienst versehen, wenn ihm nicht 
hierzu die Erlaubnis der Behörde erteilt wurde. Auch diese Erlaubnis kann 
von der Behörde unter der im Gesetze vorgesehenen Voraussetzung ent- 
zogen werden. 

Die zur Durchführung dieser Bestimmungen notwendigen Anordnungen 
sind laut $ 8, Ziffer 1, durch Vollzugsanweisung zu erlassen. Die Vollzugs- 
anweisung wird über die vom Standpunkte der Verkehrssicherheit an den Bau 
und die Einrichtung der Fahrzeuge zu stellenden Anforderungen, über die 
Prüfung und Kennzeichnung der Fahrzeuge und Fahrzeugteile, über die Re- 
gistrierung der Fahrzeuge und die hierbei und bei der Zulassung der Fahr- 
zeuge in Betracht kommenden Stellen und staatlichen Behörden nähere Be- 
stimmungen zu treffen haben. Hierbei werden insbesondere auch die für das 
zwischenstaatliche Recht bedeutungsvollen Fragen zu entscheiden sein, ob den 
Luftfahrzeugen eine bestimmte Nationalität verliehen werden soll, wonach bei 
privaten Fahrzeugen diese Nationalität zu bestimmen wäre (nach dem Heimats- 
oder Wohnorte des Eigentümers oder Halters des Fahrzeuges oder nach dessen 
Heimatshafen), welche Wirkungen der Nationalität zuzuerkennen wären, und 
wie das Verhältnis zwischen Nationalität und Registrierung zu regeln sein wird. 

Des weiteren werden durch Vollzugsanweisung und allfällige Einzel- 
anweisungen die allgemeinen Voraussetzungen der Zulassung zum Dienste 
auf Luftfahrzeugen (wie Alter, körperliche und sonstige Eignung des Be- 
werbers) festzusetzen und Bestimmungen über die Ausbildung und Prüfung 
(Bildung der Prüfungskommissionen, Prüfungsgegenstände u. dgl.) sowie über 
die Ausstellung, den Geltungsbereich und die Gültigkeitsdauer des Erlaubnis- 
scheines u. dgl. mehr zu erlassen sein. 


S8 6 bis 8 des Gesetzes ($$ 5 bis 7 des Entwurfs). 

Die auf dem Erdboden errichteten, dem Luftverkehre dienenden An- 
lagen und deren Betrieb sowie die Begründung und der Betrieb von Luift- 
fahrunternehmungen (erwerbsmäßige Beförderung von Personen oder Sachen 
oder Nachrichten durch Luftfahrzeuge) können nur unter besonderen Vor- 
sichtsmaßnahmen und Bedingungen zugelassen werden, die einerseits soweit 
als möglich die Gefährdung der Interessen der durch den Bestand und Betrieb 
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der Luftverkehrsanlagen gestörten Nachbarschaft und der Interessen des die 
Luftfahrzeuge als Beförderungsmittel benutzenden Publikums ausschließen und 
andrerseits die vom Standpunkte des Gemeininteresses sich ergebenden An- 
forderungen sicherstellen sollen. 

Demgemäß sieht das Gesetz die in den $$ 5 und 6 erwähnten beson- 
deren staatlichen Genehmigungen vor, welche die nach dem vorstehenden 
Absatze erforderlichen Maßnahmen und Bedingungen im Einzelfalle vorzu- 
schreiben haben werden. Im Hinblick auf die hierbei zu lösenden verkehrs- 
politischen Aufgaben werden diese Genehmigungen vom Staatsamte für Ver- 
kehrswesen zu erteilen sein. 

Bei den in & 7 aufgezählten Veranstaltungen mit Luftfahrzeugen und 
den daselbst des weiteren erwähnten erwerbsmäßigen Unternehmungen mit 
nicht auf Beförderung gerichteter Verwendung von Luftfahrzeugen (zum Bei- 
spiel erwerbsmäßiges Vermieten von Luftfahrzeugen an Personen mit ent- 
sprechendem Erlaubnisscheine) kommen gleichfalls besondere, im Interesse 
der Allgemeinheit gelegene Rücksichten mit in Betracht, die auch eine be- 
sondere behördliche Genehmigung rechtfertigen. Alle nicht in den $$ 6 und 7 
erwähnten Veranstaltungen mit Luftfahrzeugen somit insbesondere alle mit 
eigenen oder fremden Fahrzeugen ausschließlich auf eigene Gefahr unter- 
nommenen, nicht erwerbsmäßigen Fahrten werden daher grundsätzlich frei 
und nur insofern einer Einschränkung unterworfen sein, als auch diese Fahrten 
im Interesse der Sicherheit der Allgemeinheit nur mit einem zugelassenen 
Fahrzeug und mit zugelassener Mannschaft und unter Einhaltung der gemäß 
$ 8, Ziffer 1 bis 4, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit zu erlassenden Vorschriften unternommen werden dürfen. Solange diese 
Vorschriften nicht erlassen sind, werden allerdings auch Fahrten der letzt- 
erwähnten Art der im $ 13 vorgesehenen Genehmigung bedürfen. 


Unter den Luftverkehrsanlagen kommt den Flugplätzen eine besondere 
Bedeutung zu, da sie die Voraussetzung und die Grundlage für den gesamten 
(erwerbsmäßigen und nichterwerbsmäßigen) Luftfahrbetrieb bilden werden. 
Bei der Genehmigung ihrer Anlage und ihres Betriebes wird daher nicht nur 
auf ihre zweckmäßige Lage und Verteilung innerhalb des Staatsgebietes, son- 
dern auch auf die Zweckmäßigkeit ihrer Einrichtung besonders Bedacht ge 
nommen werden müssen. Auch die sonstigen, vom Standpunkte des Gemein- 
interesses des öffentlichen Verkehrs in Betracht kommenden Rücksichten (wie 
Sicherung der Anpassung der Anlagen und des Betriebes an die Entwicklung 
des Verkehrsbedürfnisses sowie Sicherung einer allfälligen künftigen Eigen- 
tätigkeit des Staates an Stelle des zugelassenen Unternehmens) werden, soweit 
cies erforderlich, bei dieser Genehmigung zu wahren sein. 

Verkehrspolitische Gesichtspunkte werden auch bei der Genehmigung 
der Begründung und des Betriebes von Luftiahrunternehmungen mit in Be- 
tracht kommen. 


S 9 des Gesetzes ($ 8 des Entwuris). 

Die zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit erforder- 
lichen Bestimmungen über den Verkehr mit Luitfahrzeugen innerhalb und 
außerhalb der Flugplätze (Ziffer 2) sollen durch Vollzugsanweisung erlassen 
werden. Hier wird es sich vor allem um Bestimmungen zur Verhütung von 
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Schäden handeln, die sich infolge der bei der Luftfahrt auftretenden Gefahren 
für den Verkehr selbst oder die Allgemeinheit ergeben können. Hierbei wird 
auch zu bestimmen sein, daß grundsätzlich, von Fällen der Not abgesehen, 
mit Luftfahrzeugen nur auf Flugplätzen aufgestiegen und gelandet werden 
darf. Außerdem werden im Interesse der allgemeinen Sicherheit für den Ver- 
kehr außerhalb der Flugplätze andere Einschränkungen Platz greifen müssen. 
Von Motorluftfahrzeugen werden während der Fahrt, von Fällen der Not selbst- 
verständlich abgesehen, bestimmte Mindesthöhen eingehalten werden müssen 
und bestimmte Anlagen überhaupt nicht und sonstige zu schützende Plätze 
nur in einer solchen Höhe überflogen werden dürfen, die es im Falle eines 
Versagens des Motors oder einer sonstigen Einrichtung ermöglicht, außerhalb 
des zu schützenden Platzes an geeigneter Stelle im Gleitiluge zu landen. 


Auch die Bestimmungen, die im Interesse der Zweckmäßigkeit und 
Sicherheit der Ausführung und ordnungsmäßigen Erhaltung der Luitverkehrs- 
anlagen und ihres Betriebes erforderlich sind (Ziffer 3), werden ebenso wie 
die unter Ziffer 4 und 5 vorgesehenen Bestimmungen im Wege von Vollzugs- 
anweisungen erlassen werden müssen. 


Die unter Ziffer 4 erwähnten Bestimmungen werden die Regelung jener 
Verhältnisse zum Gegenstande haben, deren Ordnung Aufgabe der allgemeinen 
staatlichen Sicherheitspolizei, der Sanitäts- und Zollpolizei und allfälliger an- 
derer in Betracht kommender besonderer Verwaltungszweige ist. 


Der Luftverkehr wird sich, wie bereits erwähnt, vornehmlich zwischen- 
staatlich ausgestalten. Daher wird es unausbleiblich sein, den in einem Staate 
ergangenen Zulassungen und Genehmigungen die Gültigkeit auch in einem 
anderen Staate zuzuerkennen. Dies wird selbstverständlich entsprechende 
zwischenstaatliche Festsetzungen voraussetzen. Die unter Ziffer 5 vorgesehenen 
Bestimmungen werden der Durchführung dieser zwischenstaatlichen Fest- 
setzungen zu dienen haben. 


S$ 10 und 11 des Gesetzes ($$ 9 und 10 des Entwurfs). 

Die Bestimmungen dieser Paragraphen bringen den bereits auf einem 
anderen Verkehrshoheitsgebiete (dem des Eisenbahnwesens) bewährten Grund- 
satz der Zuständigkeits- und Verfahrensvereinheitlichung zum Ausdruck. Der 
Grundsatz, wonach das Staatsamt für Verkehrswesen bei behördlichen Ent- 
scheidungen nach diesem Gesetze die erste und einzige zuständige behördliche 
Stelle sein soll, wird nur in jenen Fällen eine Ausnahme erfahren, in denen 
dieses Staatsamt die untergeordnete staatliche Behörde nicht mit der ver- 
tretungsweisen, sondern mit der selbständigen Entscheidung beirauen und 
damit einen behördlichen Rechtsweg an das Staatsamt schaffen wird. 


8 12 des Gesetzes ($ 11 des Entwurfs). 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen ermöglichen es dem Staatsamte 
für Verkehrswesen, Anordnungen, die sich gemäß des Gesetzes (zum Beispiel 
in den $$ 3 und 2) zunächst nur auf Luftfahrzeuge oder nur auf eine be- 
stimmte Art von Luftfahrzeugen (zum Beispiel Motorluftfahrzeuge) beziehen, 
erforderlichenfalls auch auf luitfahrzeugähnliche Geräte (wie Fesseldrachen, 
 Versuchs- und Meßballone) oder auf Luftfahrzeuge schlechtweg zu erstrecken. 
Des weiteren kann durch Vollzugsanweisung bestimmt werden, ob und in- 
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wieweit die militärische oder sonst im staatlichen Dienste oder Betriebe stehende 
Luftfahrt den für die sonstige Luftfahrt geltenden Anordnungen unterworfen 


in soll. 
Kar 8S 13 und 14 des Gesetzes ($ 12 des Entwuris) 


bedarf keiner Erläuterung. 
8 15 des Gesetzes ($ 13 des Entwurfs). 

Das Staatsamt für Verkehrswesen soll bis zum Zeitpunkt, in dem die 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen erlassen sind, die Befugnis erhalten, 
nach seinem Ermessen im Einzelfalle Luftfahrt und Veranstaltungen mit luft- 
fahrzeugähnlichen Geräten zuzulassen. Es wird daher sofort nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes, ohne erst die Hinausgabe der zur Durchführung des 
Gesetzes unerläßlichen Vollzugsanweisungen abwarten zu müssen, möglich 
sein, im Falle der Zustimmung des Staatsamtes und unter den von ihm fest- 
gesetzten Bedingungen mit Luftfahrten zu beginnen. 


S 16 des Gesetzes ($ 14 des Entwuris). 

Durch die in diesem Paragraphen vorgeschlagene sinngemäße Anwen- 
dung der daselbst angeführten Bestimmungen des Gesetzes über die Haftung 
für Schäden aus dem Betriebe von Kraftfahrzeugen (Kraftfahrzeuggesetz) soll 
die vom Verschulden des Haftpflichtigen absehende Erfolghaftung nunmehr 
auch auf den Betrieb mit Motorluftfahrzeugen ausgedehnt und damit durch 
Gesetz im Interesse der Wiedergutmachung der durch Motorluftfahrt herbei- 
geführten Schäden eine über die Haftung nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte hinausgehende Haftung des Luftiahrers geschaffen werden. 

Bei der Eigenartigkeit des Motorluitfahrbetriebes, insbesondere infolge 
der Schnelligkeit der in diesem Betriebe meist unerwartet auftretenden Un- 
fälle, wird es dem Beschädigten in der Regel gar nicht möglich sein, die 
Einzelheiten des Unialles und vor allem daher auch, ob jemanden und wen 
ein Verschulden trifft, vor dem Gerichte zu beweisen. Der Beschädigte würde 
daher, wenn hinsichtlich der Schäden aus dem Betriebe von Motorluftfahr- 
zeugen nur die aus dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche sich ergebende 
Haftung in Betracht käme, die grundsätzlich den Nachweis des Verschuldens 
des Schadenstiftenden zur Voraussetzung hat, in den meisten durch den Be- 
trieb von Motorluitfahrzeugen herbeigeführten Unfällen infolge des erwähnten 
Beweisnotstandes nicht in der Lage sein, den Anspruch auf Ersatz des erlit- 
tenen Schadens mit Erfolg geltend zu machen. Daß ein derartiger Rechts- 
zustand, insbesondere auch im Hinblick auf die dem Grundeigentümer gesetz- 
lich aufzuerlegende Duldungspflicht hinsichtlich der Benutzung des über seinem 
Grunde befindlichen Luftraumes zur Luitfahrt im hohen Grade unbefriedigend 
ist, kann keinem Zweifel unterliegen. Diese Ansicht wird auch allseits, ins- 
besondere in den Berufs- und Interessenkreisen geteilt. Es wird daher die 
Beweislast derart zu regeln sein, daß der Beschädigte nur mehr den ursäch- 
lichen Zusammenhang des Schadens mit dem Betriebe des Motorluftiahrzeuges 
nachzuweisen hat und daß es dann Sache des in Anspruch genommenen Haft- 
pflichtigen ist, durch Nachweis der im Gesetze vorgesehenen Befreiungsgründe 
sich von der Pflicht der Ersatzleistung zu befreien. 

Als Befreiungsgrund für den Haftpflichtigen soll in erster Linie das Ver- 
schulden, das ist der Vorsatz oder die Fahrlässigkeit des Beschädigten oder 
eines Dritten gelten; dieser letztere Befreiungsgrund (Verschulden eines Dritten) 
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jedoch mit der Einschränkung, daß die Berufung auf ein derartiges Verschulden 
ausgeschlossen sein soll, wenn sich ein Haftpflichtiger des Dritten beim Be- 
triebe des Luftfahrzeuges bedient hat. Der Betriebsunternehmer hätte daher 
für jede Person, deren er sich beim Betriebe bedient, so wie für sich selbst 
einzustehen. 

Neben dem Nachweis des Verschuldens des Beschädigten oder eines 
Dritten soll als dritter Befreiungsgrund in Betracht kommen: der Nachweis, 
daß das schädigende Ereignis trotz der vorschriits- und sachgemäßen Vor- 
sichten nicht abgewendet werden konnte und auch nicht auf die Beschaffen- 
heit des Motorluftfahrzeuges oder auf die Eigenart, das Versagen oder die 
Mängel seiner Funktion zurückzuführen ist. Die schlechte Beschaffenheit oder 
das Nichtfunktionieren des Fahrzeuges soll daher niemals als Befreiungsgrund 
gelten. 

Unter dem im Kraftfahrzeuggesetze gebrauchten Ausdruck Lenker wird 
im Sinne des vorliegenden Gesetzentwuries die gesamte Besatzung des Motor- 
Iuftfahrzeuges verstanden. 


Durch die Beziehung einzelner Paragraphen des Kraftfahrzeuggesetzes 
in $ 14 des vorliegenden Gesetzentwurfes wird sohin im wesentlichen fol- 
gendes bestimmt: 

Wird durch den Betrieb eines Motorluitfahrzeuges jemand verletzt oder 
getötet oder Schaden an Sachen verursacht, so haften der Eigentümer oder 
jeder Miteigentümer sowie die Besatzung für den Ersatz des verursachten 
Schadens, und zwar bei Sachschäden für Schadloshaltung nach $ 1323 a.b. G.B,, 
bei Körperverletzung nach den $$ 1325 und 1326 a.b. G.B., bei Tötung nach 
$ 1327 a. b.G.B. 


War zur Zeit des schädigenden Ereignisses das Motorluftiahrzeug jeman- 
dem zum Betriebe für eigene Rechnung und Gefahr überlassen (Betriebsunter- 
nehmer), so haftet dieser an Stelle des Eigentümers. War das Motorluftfahr- 
zeug zur Zeit des schädigenden Ereignisses. zufolge rechtswidrigen Vorganges 
der Verfügung des Eigentümers oder Betriebsunternehmers entzogen, so haftet 
an seiner Stelle jener, der diese Verfügung ausübt. 

Mehrere Ersatzpflichtige haften zur ungeteilten Hand. 


Wer auf Grund einer der vorstehenden Bestimmungen die Haftpflicht 
ablehnt, hat die Tatsachen zu beweisen, auf die sich seine Befreiung gründet. 


Wer nach den vorstehenden Bestimmungen für den Schaden haftet, 
wird von der Pflicht zur Ersatzleistung nur dann befreit, wenn er beweist, 
daß das schädigende Ereignis durch Verschulden eines Dritten oder des Be- 
schädigten selbst verursacht wurde oder daß es trotz der vorschrifts- und sach- 
semäßen Vorsichten in Führung und Behandlung des Motorluftiahrzeuges nicht 
abgewendet werden konnte und auch nicht auf die Beschaffenheit des Motor- 
luftfahrzeuges oder auf die Eigenart, das Versagen oder die Mängel seiner 
Funktion zurückzuführen ist. Rührt jedoch der Schaden oder sein Umfang 
nur zum Teile aus dem Verschulden des Verletzten oder des Dritten her, so 
soll unter Würdigung aller Umstände auf einen Teil der vorstehend bezeich- 
neten Ansprüche erkannt werden. 


Die Berufung auf das Verschulden eines Dritten ist ausgeschlossen, wenn 
sich ein Haftpflichtiger seiner beim Betriebe des Motorluftfahrzeuges bedient hat. 
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Diese (den Bestimmungen der $$ 1 und 2 des Kraftiahrzeuggesetzes 
entsprechenden) Bestimmungen sollen jedoch (gemäß $ 3 des bezogenen 
Gesetzes) auf die gegenseitigen Ersatzansprüche aus der Beschädigung von 
Haftpflichtigen oder ihrer Sachen, die sich aus einem und demselben schaden- 
bringenden Ereignisse ergeben, keine Anwendung finden. Unter Haiftpflich- 
tigen sind hier nicht nur die auf Grund des vorgeschlagenen Gesetzes Haft- 
pflichtigen, sondern auch die der Haitpflicht nach dem Gesetze vom 
5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, oder vom 12, Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 147, 
unterliegenden Eisenbahnunternehmungen verstanden. Die Ersatzansprüche 
würden sich in allen diesen Fällen nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte regeln. 


Nach der ausdrücklichen Bestimmung des $ 14 des vorliegenden 
Gesetzentwurfes sollen des weiteren die vorerwähnten, den $$ 1 und 2 des 
Kraftiahrzeuggesetzes entsprechenden Bestimmungen (abweichend von diesem 
Gesetze) auf Ersatzansprüche aus der Beschädigung von Personen und 
Sachen nicht Anwendung finden, wenn zur Zeit des Unfalles die beschädigte 
Person oder Sache mit dem Motorluftfahrzeug befördert wurde oder die be- 
schädigte Person bei dessen Betrieb als Bediensteter in Verwendung stand. 


Nach dem Vorschlage der Staatsregierung werden daher die auf einem 
Motorluftfahrzeuge beförderten Reisenden oder sonst ein derartiges Fahrzeug 
benutzenden Personen (wie z. B. ein von einem Sportflieger mitgenommener 
Gast) und die ein derartiges Fahrzeug zur Beförderung ihrer Sachen be 
nutzenden Personen im Falle eines durch den Betrieb des Fahrzeuges 
erlittenen Schadens gegen den Betriebsunternehmer oder sonst Haftpflichtigen 
nicht den aus der vorgeschlagenen verschärften Luftfahrerhaftpflicht sich 
ergebenden, mit der erleichterten Beweisführung verbundenen Ersatzanspruch 
geltend machen können, ihre Ersatzansprüche werden sich vielmehr nach 
dem allgemeinen bürgerlichen Rechte regeln. In der gleichen Lage werden 
sich auch die bei dem Betriebe von Motorluftfahrzeugen als Bedienstete ver- 
wendeten Personen befinden. Es erscheint nicht erforderlich, den den unbe- 
teiligten Dritten durch die in Aussicht genommene verschärfte Luftfahrer- 
haftpflicht zugedachten besonderen gesetzlichen Schutz auch den vorerwähnten 
Personen zuteil werden zu lassen, da sie die bei dem gegenwärtigen Stande 
der Luftfahrt hiermit verbundenen Gefahren bewußt und freiwillig auf sich 
nehmen. Insoweit aber der Schutz der Bediensteten in Frage kommt, wird, 
insolange noch keine zwangsweise gesetzliche Unfallversicherung dieser Be- 
diensteten besteht, anläßlich der staatlichen Genehmigung von Luftfahrtunter- 
nehmen Vorsorge zu treffen sein, daß den Bediensteten durch entsprechende Ver- 
einbarung in den Anstellungsverträgen ein Ersatzanspruch eingeräumt wird, 
der die Wahrung ihrer berechtigten Interessen im Falle eines Betriebsunfalles 
sicherstellt. 


Des weiteren wird es nach dem Vorschlage der Staatsregierung, um 
nur die praktisch wichtigsten Fälle hervorzuheben, sowohl dem Eigentümer 
als auch dem Betriebsunternehmer eines Motorluftiahrzeuges im Falle eines 
seinen Betrieb schädigenden Ereignisses unmöglich sein, gegen einen anderen, 
im konkreten Einzelfalle gleichfalls haftpflichtigen Betriebsunternehmer oder 
gegen eine gleichfalls haftpflichtige, zur Besatzung eines Motorluitfahrzeuges 
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gehörige Person den aus der verschärften gesetzlichen Haftpflicht sich 
ergebenden Ersatzanspruch geltend zu machen. Bei diesen Ersatzansprüchen 
wird zweckmäßigerweise auch auf das Ausmaß des gegenseitigen Verschuldens 
Bedacht zu nehmen sein. Die Ersatzansprüche sollen sich daher aus- 
schließlich nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte regeln. 

Schließlich wären noch folgende Bestimmungen hervorzuheben, die den 
in den $$ 6, 7, 8, 9, 13 und 14, 2. Absatz, des Kraitiahrzeuggesetzes enthaltenen 
Anordnungen entsprechen. 


Gemäß S 6 des Kraftiahrzeuggesetzes würden für die aus der vor- 
geschlagenen Haftpflicht sich ergebenden Ersatzansprüche abgekürzte Ver- 
jährungsfristen festgesetzt werden. Außerdem würde unter den in diesem 
Gesetze angegebenen Voraussetzungen innerhalb verhältnismäßig kurzer Frist 
auch vor Ablauf der Verjährungsfrist der Schadenersatzanspruch als solcher 
erlöschen. Da die Beweislast für die Befreiungsgründe dem Beklagten 
obliegen soll, so würde ihm, da er auf den Beginn des Rechtsstreites keinen 
Einfluß hat, der Beweis ohne eine entsprechende Abkürzung der Klagefrist 
unter Umständen sehr erschwert werden. 


Gemäß $ 7 des Kraitfahrzeuggesetzes würden bei Ersatzansprüchen aus 
der durch den Betrieb von Motorluitiahrzeugen verursachten Beschädigung 
von Personen oder Sachen auch weitergehende Haftungen, die sich aus dem 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche oder aus anderen Gesetzen ergeben, 
nicht ausgeschlossen sein. So könnte z. B. die Haftung für einen gemäß 
(8 6) des Kraftiahrzeuggesetzes bereits verjährten Haftpflichtanspruch eintreten, 
selbstverständlich nur dann, wenn die Voraussetzungen des bürgerlichen 
Rechtes (Verschulden und Nichtverjährung nach $ 1489 a. b. G. B.) gegeben 
sind. Unter diesen Voraussetzungen könnte bei Nachweis von Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit auch Ersatz des entgangenen Gewinns be- 
ansprucht werden. 


Gemäß $ 8 des Kraitfahrzeugesetzes würde auch dort, wo Ersatz- 
ansprüche für einen durch den Betrieb eines Motorluftfahrzeuges verursachten 
Schaden nach dem bürgerlichem Rechte zu beurteilen sind, der Eigentümer 
des Motorluftfahrzeuges oder wer nach den vorgeschlagenen Gesetzes- 
bestimmungen an seine Stelle tritt, für das Verschulden der Personen, deren 
er sich beim Betriebe bedient, zu haften haben, insoweit es sich um ihre 
Dienstleistung beim Betriebe des Motorluitfahrzeuges handelt. Mehrere Mit- 
eigentümer oder an die Stelle der Eigentümer tretende Personen würden zur 
ungeteilten Hand zu haften haben. 


Gemäß $ 9 des Kraftfahrzeuggesetzes könnten Klagen auf Ersatz von 
Schäden, die durch den Betrieb eines Motorluftfahrzeuges verursacht sind, 
auch beim sachlich zuständigen Gerichte angebracht werden, in dessen 
Sprengel das schädigende Ereignis stattfand. Durch den hierdurch ge- 
schaffenen neuen örtlichen Wahlgerichtsstand würde den Beschädigten in den 
meisten Fällen die Möglichkeit geboten werden, ein Urteil bei dem nächsten 
ihm erreichbaren Gerichte, in der Regel dem Gerichte seines Wohnsitzes, 
zu erwirken. Andernfalls wäre der Beschädigte bei der Freizügigkeit des 
Luitfahrbetriebes häufig genötigt, die Nachteile eines Prozesses in weit ent- 
fernten oder auch ausländischen Orten auf sich zu nehmen. 
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Gemäß $ 13 des Kraftfahrzeuggesetzes würden Vereinbarungen, wo- 
durch die Vorschriften des Haftpflichtgesetzes zum Nachteile des Beschädigten 
im vorhinein ausgeschlossen oder eingeschränkt werden sollen, nichtig sein. 

Gemäß $ 14, 2. Absatz, des Kraftfahrzeuggesetzes würden die für den 
Betrieb von Motorluftfahrzeugen geltenden Haftpflichtbestimmungen auf 
Schäden aus Ereignissen, die vor Beginn der Wirksamkeit dieser Bestim- 
mungen eingetreten sind, keine Anwendung zu finden haben. 

Ob die besprochene, der gesetzlichen Regelung der Haftpflicht für 
Schäden aus dem Betriebe von Kraftfahrzeugen nachgebildete Regelung hin- 
sichtlich der Schäden aus den eigenartigen Betriebsgefahren der Luftfahrt auch 
für die spätere Zeit, wenn sich einmal ein lebhafter Luftverkehr entwickelt 
haben wird, als entsprechend anzusehen ist, läßt sich dermalen mit Sicherheit 
nicht beurteilen. Im dermaligen Zeitpunkte vermeint die Staatsregierung 
gleichwohl von einer von der besprochenen abweichenden Regelung der 
Haftpflicht der Lufitfahrer um so eher absehen zu können, als die vor- 
geschlagene Regelung, wie bereits im allgemeinen Teil erwähnt wurde, nur 
als eine vorläufige gedacht ist und aus den gleichfalls dort angeführten 
Gründen zweckmäßigerweise, und zwar insbesondere hinsichtlich der 
materiellen Haftpflichtbestimmungen, sobald als möglich, durch eine gesetzliche 
Regelung zu ersetzen wäre, die der Forderung nach tunlichst gleichartiger 
Gestaltung der heimischen und fremdstaatlichen Gesetzgebung auch auf 
diesem Rechtsgebiete Rechnung trägt. 


S 17 des Gesetzes ($ 15 des Entwuris) 
bedarf keiner Erläuterung. 


Geschäftsordnung 
des Fachausschusses für Luitiahrtangelegenheiten. 


Artikel 1. 
1. Der bei den Arbeiten des Staatsamtes für Verkehrswesen in Luft- 
fahrtangelegenheiten mitwirkende „Fachausschuß für Luftfahrtangelegenheiten“ 
betätigt sich gemäß den nachfolgende Bestimmungen. 


Artikel 2. 
2. Der Fachausschuß besteht aus zehn bis zwölf Mitgliedern, die vom 
Staatssekretär für Verkehrswesen ehrenamtlich ernannt werden. 
3. Auf -gleiche Weise wird für jedes Mitglied ein Ersatzmann bestellt. 


Artikel 3. 

4. Der Fachausschuß hat bei allen wichtigen fachlichen Angelegen- 
heiten des vom Staatsamte für Verkehrswesen besorgten Luftfahrwesens, ins- 
besondere bei allen Maßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung und bei der 
Behandlung luftfahrtechnischer Fragen mitzuwirken. Diese Fragen sind 
daher vor der Entscheidung durch das Staatsamt von der für die Behandlung 
der Luftfahrangelegenheiten im Staatsamte für Verkehrswesen bestellten be- 
sonderen Dienststelle dem Fachausschusse behufs Erzielung des gegenseitigen 
Einvernehmens mitzuteilen. 

5. Falls im einzelnen Falle ein Einvernehmen zwischen der in Absatz 4 
erwähnten Dienststelle und dem Fachausschusse nicht erzielt wird, hat jeder 
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von beiden seine Stellungnahme, erforderlichen Falles schriftlich, kurz dar- 
zulegen. Hinsichtlich der sodann noch nicht einvernehmlich geregelten 
Punkte entscheidet der Staatssekretär für Verkehrwesen. 


Artikel 4. 


6. Die Mitglieder des Fachausschusses und die Ersatzmänner werden 
für eine einjährige, ab 1. Juli eines jeden Jahres laufende Amtsdauer ernannt. 
Die Amtsdauer der erstmalig ernannten Mitglieder und Ersatzmänner endigt 
mit 30. Juni 1920. 

7. Die Mitglieder und Ersatzmänner des Fachausschusses geloben nach 
ihrer Ernennung in die Hände des Staatssekretärs für Verkehrswesen, über 
die ihnen in Ausübung ihres Amtes zur Kenntnis gelangten dienstlichen An- 
gelegenheiten des Staatsamtes für Verkehrswesen, ferner über die als ver- 
traulich erklärten Beratungen und Beschlüsse Unberufenen gegenüber strengste 
Verschwiegenheit zu beobachten und die ihnen nach dieser Geschältsordnurg 
zufallenden Obliegenheiten treu, gewissenhaft und unparteiisch zu erfüllen. 

8. Ein Mitglied (Ersatzmann) scheidet aus dem Fachausschusse aus, 
wenn es wegen eines Verbrechens oder eines aus Gewinnsucht hervor- 
gegangenen oder die öffentliche Sittlichkeit verletzenden Vergehens oder einer 
solchen Uebertretung schuldig gesprochen worden ist, endlich wenn es seine 
Eigenberechtigung verloren hat. 

9, Verletzt ein Mitglied (Ersatzmann) die ihm gemäß Absatz 7 dieses 
Artikels obliegenden Pflichten, so kann es vom Staatssekretär für Verkehrs- 
wesen von der Mitgliedschaft ausgeschlossen werden. 

10. Scheidet ein Mitglied des Fachausschusses aus, so tritt sein Ersatz- 
mann bis zum Ablaufe des Amtsjahres an die Stelle des Ausscheidenden. 

11. Im übrigen vertritt der Ersatzmann das Mitglied des Fachausschusses, 
wenn dieses verhindert ist oder nach Ansicht des Vorsitzenden wegen Dring- 
lichkeit der Beschlußfassung nicht rechtzeitig zugezogen werden kann. 


Artikel 5. 


12. Der Fachausschuß wählt aus seiner Mitte alljährlich, unmittelbar 
nach seiner Bestellung einen Vorsitzenden und seine zwei Stellvertreter. 


13. Der Fachausschuß kann aus seiner Mitte einen Arbeitsausschuß 
wählen, dem die Vorbereitung der vom Fachausschusse zu behandelnden 
Geschäfte obliegt. Sowohl dem Fachausschusse als auch dem Arbeits- 
ausschusse bleibt es jedoch unbenommen, aus seiner Mitte zur Vorbereitung 
einzelner Geschäfte Sonderausschüsse oder ein einzelnes Fachausschußmitglied 
zu bestellen, welch’ letzteres insbesondere auch zur unmittelbaren Mitarbeit 
im Staatsamte für Verkehrswesen bestimmt werden kann. 


14. Der Fachausschuß kann auch bestimmen, welche Angelegenheiten 
der Arbeitsausschuß oder ein Sonderausschuß oder ein einzelnes Fachaus- 
schußmitglied selbständig erledigen kann. 

15. Der Fachausschuß, der Arbeitsausschuß, jeder Sonderausschuß und 
die einzelnen zur Vorbereitung oder selbständigen Erledigung einzelner An- 
gelegenheiten bestellten Fachausschußmitglieder (Absätze 13 und 14) haben 
das Recht, über die gemäß Absatz 4 im gegenseitigen Einvernehmen zu 
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regelnden Angelegenheiten vom Staatsamte für Verkehrswesen jede für ihre 
Mitwirkung erforderliche Auskunft zu verlangen und in allen Angelegenheiten 
des Luftfahrwesens selbst Anträge beim Staatsamte zu stellen. 


16. Dem Fachausschusse und den sonstigen Ausschüssen ist die Bei- 
ziehung von Gutachtern aus den Kreisen der Praxis und Wissenschaft 
freigestellt. 


17. Die Mitteilungen des Staatsamtes für Verkehrswesen an den Fach- 
ausschuß erfolgen zu Händen des Vorsitzenden dieses Ausschusses oder eines 
seiner Stellvertreter oder eines von diesen Personen dem Staatsamte für Ver- 
kehrswesen nahmhaft gemachten Empfangsbevollmächtigten, 


Artikel 6. 


18. Der Fachausschuß versammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden, 
wenn letzterer dies für notwendig erachtet. Der Vorsitzende ist verpflichtet, 
den Fachausschuß längstens binnen drei Tagen zu einer Sitzung einzuladen, 
wenn dies vom Staatsamte für Verkehrswesen oder von mindestens einem 
Drittel der Mitglieder des Fachausschusses unter Angabe des Zweckes verlangt 
wird. Die Sitzungen des Fachausschusses finden in Wien statt. 


19. Der Vorsitzende eröffnet die Vollversammlungen des Fachaus- 
schusses, leitet die Verhandlungen, sorgt für ihren geordneten Gang, bestimmt 
die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände, veranlaßt die Abstimmung und 
schließt die Sitzung. Er bezeichnet jene Beratungen und Beschlüsse, die als 
vertraulich zu behandeln sind, 


Artikel 7. 


20. Der Fachausschuß und die sonstigen Ausschüsse erledigen ihre 
Angelegenheiten durch Sitzungsbeschlüsse. 


21. Zur Beschlußfähigkeit des Fachausschusses ist die Anwesenheit 
von mindestens der Hälite seiner Mitglieder (Ersatzmänner) erforderlich. Die 
Beschlüsse des Fachausschusses werden mit einfacher Mehrheit der Stimmen 
aller anwesenden Mitglieder gefaßt. Bei Stiimmengleichheit wird die Meinung 
zum Beschluß erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist, 


Artikel 8. 


22. Beschlüsse der Ausschüsse und die Stellungnahme der zur selb- 
ständigen Erledigung einzelner Angelegenheiten bevollmächtigten Fachaus- 
schußmitglieder bedürfen einer schriftlichen Aufzeichnung. Diese Aufzeich- 
nungen sind, wenn sie einen Ausschußbeschluß zum Gegenstande haben, 
vom Vorsitzenden der Auschußsitzung und einem von ihm bezeichneten Mit- 
gliede zu beglaubigen. Anträge, für die sich eine Stimmenmehrheit nicht 
ergab, sind auf Verlangen der Antragsteller kurz gefaßt in die Niederschrift 
aufzunehmen. Y 


23. Auf Antrag des Vorsitzenden des Fachausschusses oder eines 
anderen Ausschusses ordnet das Staatsamt für Verkehrswesen einen oder 
mehrere Vertreter zu den Ausschußsitzungen ab. 
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Artikel 9. 
24. Der Sitz des Fachausschusses ist in Wien, 


Artikel 10. 


25. Der Fachausschuß kann vom Staatssekretär für Verkehrswesen 
jederzeit aufgelöst werden. 


Artikel 11, 


26. Diese Geschäftsordnung sowie jede Aenderung ihrer Bestimmungen 
bedürfen der Genehmigung des Staatssekretärs für Verkehrswesen. 


St. A. V. Z. 13719 vom Jahre 1919. 
Wird genehmigt. 
Wien, am 2. Juni 1919. 
Der Staatssekretär für Verkehrswesen: 
Paul mp. 


DAENEMARK 


Gesetz betreiiend Verwendung von Luftfahrzeugen.*) 


Wir, Christian der Zehnte, von Gottes Gnaden König von Dänemark 
und Island, der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig-Holstein, Stormarn, 
Ditmarschen, Lauenburg und Oldenburg geben kund: 

Der Reichstag hat genehmigt und Wir haben mit Unserer Zustimmung 
folgendes Gesetz bestätigt: 

8.4: 

Der Minister für öffentliche Arbeiten kann Erlaubnis zur Verwendung 
von Luftfahrzeugen über dänischem Land- und Seegebiet erteilen und zwar 
von Fessel- und Freiballonen, lenkbaren Luftschiffen und Flugzeugen. Der 
Minister setzt die erforderlichen Regeln hierfür fest, wie er auch bevollmäch- 
tigt ist, solche Verordnungen zu erlassen, die zur Sicherheit der Luftfahrt und 
der Allgemeinheit notwendig erscheinen. 


S 2. 

Gewerbsmäßige Luftfahrt, die Einrichtungen und der Betrieb von Luit- 
fahrhäfen und Flugplätzen zu gewerbsmäßigen Zwecken, sowie von Uebungs- 
und Versuchsplätzen und die Einrichtungen und der Betrieb von Leuchtturm- 
‚und Signalstationen können nur auf Grund einer Konzession stattfinden, die 
vom Minister der öffentlichen Arbeiten erteilt ist. 


S 3. 

Zum Zweck der Erwerbung der notwendigen Gelände für Landungs- 
plätze usw. soll Enteignung stattfinden können nach den Regeln der Verord- 
nungen vom 5. März 1845, sofern der Minister der öffentlichen Arbeiten der 
Ansicht ist, daß die Entstehung der Plätze für den betreffenden Zweck im 
öffentlichen Interesse liegt. 


S 4 
Der Minister für öffentliche Arbeiten bildet einen ständigen Ausschuß 
zur Bearbeitung von Fragen betreffend die Durchführung dieses Gesetzes. 


*) Erlassen durch das Ministerium der öffentlichen Arbeiten. Siehe Reichs- 
tagszeitung 1918/1919. Abgeordnetenzeitung, Spalte 4844, 5078, 7619, 7706. 
Herrenhauszeitung, Spalte 2855, 2865, 2893. Anhang A, Spalte 5377; Anhang B, 
Spalte 4441; Anhang C, Spalte 2271, 2693. 
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S 5. 

Für Uebertretung der sich auf dieses Gesetz beziehenden ‘erlassenen 
Bestimmungen ist der Minister bevollmächtigt, Geldstrafen bis zur Höhe von 
2000 Kr. festzusetzen. 

Die Angelegenheiten werden als öffentliche Polizeiangelegenheiten be- 
handelt. 


S 6. 
Ein Vorschlag zur Revision dieses Gesetzes soll dem Reichstag bis zum 
Ausgang des Jahres 1922 vorgelegt werden. Hiernach haben alle Betroffenen 


sich zu richten. 
Gegeben auf Amalienburg, den 4. Oktober 1919. 


Unter Unserer Königlichen Hand und Siegel. 


Christian R. 
(E29) 


Hassing Jorgensen. 


SCHWEDEN 


Schwedisches Gesetz (Svensk iöriattningssamling Nr. 238.) 


Verordnung Sr. Majestät des Königs betr. Ausübung der Luftfahrt über 
schwedischem Gebiet, gegeben im Schloß zu Stockholm am 23. Mai 1919. 

Wir, Gustaf, von Gottes Gnaden König der Schweden, Goten und Wenden 
geben kund, daß wir nach Anhörung der betr. Behörden kraft des $ 1 des 
Gesetzes vom 7. 9. 14 (Nr. 182) betr. das Verbot der Luftfahrt über schwe- 
dischem Gebiet, für gut befunden haben, den Artikel vom 14. 7. 16 (Nr. 278) 
betr. das Verbot der Luftfahrt über schwedischem Gebiet aufzuheben und fol- 
gendes zu verordnen: 

gl. 

1. Ausländische Untertanen dürfen ohne besondere königliche Erlaubnis 
bei der im obenstehenden Gesetz enthaltenen Strafe Luftfahrzeuge nicht über 
schwedischem Gebiet führen. 

2. Schwedische Untertanen dürfen Luftfahrzeuge ohne besondere Er- 
laubnis über schwedischem Gebiet führen, unter Beobachtung der in dieser 
Verordnung gegebenen Bestimmungen. 

3. Die Vorschriften dieser Verordnung finden keine Anwendung auf 
Luftfahrten, welche auf Fahrzeugen unternommen werden, die dem schwe- 
dischen Staat gehören oder für seine Rechnung verwendet werden. 


82. 

1. Als Luftfahrzeuge im Sinne dieser Verordnung sind anzusehen: 
Fessel- und Freiballone, Motorluftschiffe und Flugzeuge (Land- und Wasser- 
flugzeuge), die mit Einrichtungen zur Beförderung von Personen und Waren 
versehen sind. 

2. Unter schwedischem Gebiet sind zu verstehen: Küstengewässer, inner- 
halb einer Entfernung von vier naufischen Minuten von Land oder von einer 
von der schwedischen Küste entferntesten Schäre, welche nicht ständig vom 
Meere überspült wird; ausgenommen ist das Fahrwasser im Oeresand zwischen 
den Breitengraden, gezogen im Norden durch Vikem Leuchtturm (56° 8,7‘ N. B.) 
und im Süden durch Klagshamms Leuchtturm (55° 31,2’ N. B.). 


8 3. 

Luftfahrzeuge dürfen nicht in Gebrauch genommen werden, bevor sie 
besichtigt und für gut befunden sind. Die Besichtigung hat durch einen 
Beamten zu erfolgen, der vom Chef der Befestigungen ernannt wird. Als gut 
befundene Luftfahrzeuge, welche dauernd in Gebrauch sind, sind Nachbesichti- 
gungen unterworfen. Die Zeitpunkte, zu denen diese stattfinden, werden von 
den Besichtigungsbeamten bestimmt. 
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Ueber den Befund der erfolgten Besichtigung oder Nachbesichtigung 
wird ein Zeugnis ausgestellt, in welchem die Fabrikmarke oder Fabriknummer, 
oder, wenn eine solche nicht zu finden ist, die sonstigen Umstände, die dazu 
dienen können, das Luftfahrzeug zu identifizieren, aufgenommen werden. 


S4. 
1. Luftfahrzeuge dürfen nur von solchen Personen geführt werden, 
welche sich im Besitz eines gemäß Abs. 2 dieses Paragraphen ordnungs- 
mäßig ausgestellten Führerzeugnisses befinden. 


2. Wer ein Führerzeugnis zu erhalten wünscht, hat ein entsprechendes 
Gesuch bei der Provinzialverwaltung der Provinz, in deren Meldeliste er ein- 
geschrieben ist, einzureichen. Diesem Gesuch sind folgende Nachweise bei- 
zufügen: ' 

1. der schwedischen Staatsangehörigkeit, 

2. daß das Alter von 18 Jahren erreicht ist, 

3. darüber, daß der vom Chef der Befestigungen ernannte Kontroll- 
beamte eine vom Bewerber abgelegte Prüfung als Führer einer be- 
stimmten Art von Luftfahrzeugen für gut befunden hat. 

Liegen keine besonderen Gründe vor, nach welchen ein Bewerber als 
ungeeignet zur Führung eines Luftfahrzeuges angesehen werden müßte, so 
soll die Provinzialverwaltung ein schriftliches Zeugnis ausiertigen, das zur 
Führung einer bestimmten Art von Luftfahrzeugen berechtigt. 

Schwedische Untertanen, welche im Reich nicht steuerpflichtig sind, 
müssen ihr Gesuch an das Oberstatthalteramt einreichen. 

3. Treten Umstände ein, auf Grund deren die Person, welche das Führer- 
zeugnis erhalten hat, offensichtlich ungeeignet erscheint, weiterhin Luitfahr- 
zeuge zu führen, so muß die Behörde, welche das Zeugnis ausgestellt hat, 
dasselbe widerrufen. 


85. 

Für die Inanspruchnahme des Besichtigungsbeamten ist von demjenigen, 
welcher die Leistungen beansprucht hat, in Uebereinstimmung mit den $$ 3 
und 4 dem Besichtigungsbeamten eine Vergütung zu zahlen gemäß den vom 
Chef der Befestigungen hierüber erlassenen Bestimmungen, 


S 6. 
Zur Ausübung der gewerbsmäßigen Luftfahrt ist eine besondere Ver- 
kehrserlaubnis seitens Seiner Majestät des Königs erforderlich. 


87: 

Die Luftfahrzeuge müssen mit einem „S“ in schwarzer Farbe auf 
weißem Grunde oder in weißer Farbe auf schwarzem Grunde versehen sein, 
derart, daß es bei normaler Sicht mit unbewaffneten Augen in einem Abstande 
von 1000 m in senkrechter Linie unterschieden werden kann. Die Signierung 
ist anzubringen: 

bei Ballonen unmittelbar unter der Mittellinie der Hülle; 

bei Eindeckern auf der Ober- und Unterseite beider Tragflächen, 

bei Zwei- oder Mehrdeckern auf den Oberseiten der oberen und 

den Unterseiten der unteren Tragflächen. 
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Am Flugzeuge soll außerdem auf jeder Seite des Rumpies gleich hinter 
dem Führersitz ein senkrechtes „S“ in schwarzer Farbe auf weißem Grunde 
oder in weißer Farbe auf schwarzem Grunde angebracht werden, außerdem 
auf jeder Seite des Seitensteuers ein möglichst großes, mit klarer Farbe ge- 
maltes gelbes Kreuz auf blauem Grunde. 


S 8. 
Ohne ausdrückliche Genehmigung Seiner Majestät, die nur auf be- 
sondere behördliche Veranlassung erteilt wird, dürfen nicht überilogen werden: 
die Festungsgebiete von Boden, Hemsö, Vaholm, Karlsborg oder 
Karlskrona, Elisburg (östlich des Längengrades und nördlich des 
Breitengrades; ferner begrenzt durch den Brämökummel und das 
Landgebiet östlich und nördlich der Eisenbahn Lulea—Riksgräusen); 
das Festungsgebiet von Vaholm kann auf der Linie Bastugaholmen, 
Stora, Värtan, Oranienholmen, Trälhavet, Björnholmen, Edöfjärden, 

Träskskär, Svartlöfgafjärden, 

und das Festungsgebiet von Karlskrona auf der Linie Torhammsudde, 
Salliö södra udde, Tarkö norra udde, Gjökalv und noch längs der 

Eisenbahn Eringsbodda—Nattraby. 


89. 

1. Bei Luftfahrten auf den in $ 8 aufgeführten Linien durch die Festungs- 
gebiete von Varholm und Karlskrona dürfen die Luitfahrzeuge eine Höhe von 
1090 m nicht überschreiten, ein Abweichen von der Linie ist nur bis zu 
1000 m nach jeder Seite gestattet. 

Die schwedischen Landesgrenzen dürfen auf dem Luftwege nur bei 
Tage und nicht in größerer Höhe als 1000 m passiert werden. f 

2. Das Ueberfliegen dicht bebauter Plätze und großer Volksansamm- 
lungen in Höhen unter 800 m ist verboten, es sei denn, daß es zu Zwecken 
des Aufstieges und der Landung erforderlich ist. 

3. An Orten, an welchen die betreitenden Behörden Landungsplätze 
für Flugzeuge eingerichtet haben, sollen nur diese zum Aufstieg und zur 
Landung von Flugzeugen gebraucht werden, 


8 10. 


1. Das Mitführen von Schußwaffen, Sprengstoiien oder anderen für die 
allgemeine Sicherheit gefährlichen Gegenständen, von photographischen Appa- 
raten und Anlagen für drahtlose Telegraphie und Telephonie ist ohne be- 
sondere königliche Erlaubnis verboten. 

2. Während des Fluges dürfen keine Gegenstände, welche Schaden 
anrichten können, über Bord geworfen werden. 

3. Bei der Durchführung des Luftverkehrs sind im übrigen die vom 
Besichtigungsbeamten angegebenen und die in dieser Verordnung aufgeführten 
Sicherheitsvorschriften zu befolgen. 


s 1. 


Die Prozinzialverwaltung kanıı — nach Anhören des Chefs des General- 
stabes und des Marinestabes — erlauben, daß bestimmte Gebiete als Landungs- 
plätze für Flughäfen (Flugzeughäfen) oder als Uebungsielder für Flieger benutzt 
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werden dürfen. Die Provinzialverwaltung kann Vorschriiten zur Wahrung 
der allgemeinen Sicherheit erlassen, welche bei Benutzung der Landungs- 
plätze und Uebungsfelder beobachtet werden müssen. 


Auf den Uebungsfeldern dürfen auch mit solchen Flugzeugen Uebungs- 
und Probeilüge unternommen werden, die sonst nicht benutzt werden dürfen, 
auch können auf den Uebungsieldern zwecks Ausbildung von Flugzeugführern 
Uebungsflüge von solchen Personen ausgeführt werden, welche noch nicht im 
Besitze des Flugzeugführerzeugnisses sind, 


8 12. 


Diejenigen, welche sich der Nichtbeachtung der in dieser Verordnung 
erlassenen Bestimmungen hinsichtlich des Luftverkehrs schuldig machen, 
werden mit Geldbuße von 10-1000 Kronen bestraft. 


8 13. 


Gegen Vergehen, wie sie in $ 12 angeführt sind, wird vor dem Polizei- 
gericht, wo ein ein solches vorhanden ist, andernfalls vor der Polizeikammer, 
und wo eine solche nicht vorhanden ist, vor dem gewöhnlichen Gericht Klage 
anhängig gemacht. 


8 14. / 
Geldbußen, welche nach dieser Verordnung auferlegt werden, fallen der 


Krone zu. Fehlt die Möglichkeit des Einziehens der Geldstrafe, so wird diese 
nach dem allgemeinen Strafrecht umgewandelt. 


Diese Verordnung tritt an dem Tage in Krait, nachdem sie in der 
schwedischen Verfassungsversammlung in Druck erschienen ist. 


Diejenigen, welche vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung besondere 
Erlaubnis zur Führung von Luitfahrzeugen erhalten haben, dürfen, ohne durch 
die Bestimmungen der $$ 3 und 4 behindert zu sein, solange die Fahrzeuge 
weiterführen, wie die Erlaubnis gilt, aber nicht länger als bis zum 1. September 
1919. Diejenigen, die es angeht, haben sich dementsprechend zu verhalten. 


Zur Beglaubigung haben Wir dies durch Unsere eigene Unterschrift 
und mit Unserem königlichen Siegel bekräftigen lassen. 
Stockholm, Schloß, den 23. Mai 1919. 


gez. Gustaf. 
(Zivildepartement) (1:35) Axel Schotte. 


NIEDERLANDE 


Gesetz-Entwuri. 
Sitzungsperiode 1918/1919 Nr. 22, 29. April 1919. 


Wir Wilhelmine, von Gottes Gnaden Königin der Niederlande, Prin- 
zessin von Oranje-Nassau usw. 

haben in Erwägung der Notwendigkeit, den Verkehr von Flugzeugen 
und Luftschiffen durch Gesetz vorläufig zu regeln, nach Anhörung des Staats- 
rates und mit Einverständnis der Generalstaaten folgendes beschlossen: 


Art. 1 (neu). 

1. Durch eine oder mehrere allgemeine Polizeiverordnungen betreffend 
die hierunter aufgeführten Bestimmungen werden von uns im Interesse der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit Vorschriften zur Regelung des Verkehrs 
von Flugzeugen und Luftschiffen erlassen. Darunter dürfen nicht fehlen Vor- 
schriften betreffend 

a) Erteilung von Flugzeug- und Luitschifi-Führerzeugnissen, Gültigkeits- 
dauer dieser Zeugnisse und die Umstände, unter denen sie ihre Kraft 
verlieren, wenn ihre Inhaber nicht mehr zur Führung von Flugzeugen 
oder Luftschiffen geeignet sind; 

b) Prüfung der Konstruktion und des Baues von Flugzeugen und Luit- 
schiffen ; 

c) Führung von Kennzeichen und Lichtern an Flugzeugen und Luft- 
schiffen; 

d) Ausweichen von und vor Flugzeugen und Luitschiffen; 

e) Maßregeln zur Sicherung der Zollbezahlung bei Einfuhr von Waren 
aus dem Ausland. 

2. Außerdem können im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit Vorschriften zur Regelung des Verkehrs von nichtlenkbaren Luitschiffen 
(sogen. Luftballons) erlassen werden. 


Art. 2 (alt). 

l. Unser Minister für Wasserbau ist — soweit weder gesetzlich noch 
durch allgemeine Polizeiverordnung in dieser Hinsicht eine Regelung erfolgt 
ist — befugt, Vorstände von hier zu Lande bestehenden Vereinen, welche die 
Förderung des Verkehrs von Flugzeugen und Luiftschiffen bezwecken, zur Er- 
teilung von Flugzeug- oder Luftschiff-Führer-Zeugnissen zu ermächtigen. 

2. Die Verfügungen, durch welche eine solche Ermächtigung erteilt 
oder wieder eingezogen wird, werden in der „Staatscourant“ und dem „Al- 
germeen Politieblad“ bekannt gemacht. 
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Art. 3 (alt). 

Ein Führerzeugnis kann allein jemand erteilt werden, der das Alter von 
18 Jahren erreicht und vor der betreffenden Behörde oder dem betrefienden 
Verein den Nachweis geliefert hat, daß er ein Flugzeug oder ein Luftschiff 
führen kann. 

Art. 4. 

Führern von im Staatsdienst verwendeten Flugzeugen oder Luftschiffen 
sollen von Staats wegen Zeugnisse erteilt werden, die dieselbe Gültigkeit haben, 
als wenn sie auf Grund von Art. 2, erster Absatz, und von Art. 3 erteilt worden 
wären, sofern nicht durch das Gesetz oder durch allgemeine Polizeiverord- 
nung etwas anderes bestimmt ist. 


Art. 5 (alt). 
(Vergl. Art. 3). 


‚Die Vorschriften bez. der Formulare für die Zeugnisse, die Bekannt- 
machung ihrer Erteilung und Außerkraftsetzung werden durch vorerwähnten 
Minister erlassen und in der „Staatscourant“ bekannt gemacht. 


Art. 6 (alt). 


1. Die Erklärung eines Gebietes als „Flugfeld“ geschieht durch uns. — 
In diesem Gesetz wird hierunter ein Gebiet verstanden, das zum Uebungs- 
platz oder zum Aufstieg oder für Landungen von Landflugzeugen, Wasser- 
flugzeugen oder Luftschiffen dient. 


2. Eine Beschreibung des Flugfeldes mit Grundriß, auf dem die Grenzen 
der Flugbahn — die angrenzenden, dem Publikum verbotenen Abschnitte, wo 
solche vorhanden sind, mit einbegriffen — genau eingezeichnet sind, wird 
auf der Geschäftsstelle der Provinzialverwaltung 30 Tage lang zu jedermanns 
Einsichtnahme ausgelegt. Diese Auslegung wird vorher öffentlich bekannt 
gemacht in der „Staatscourant“ und in einer oder mehreren durch den Pro- 
vinziallandtag zu bezeichnenden Zeitungen. 


3. Nach Ablauf des im vorigen Absatze genannten Termins wird an 
einer bei der Bekanntmachung anzugebenden Stelle und Stunde in Gegen- 
wart eines Ausschusses aus dem Provinziallandtag Gelegenheit zur Erhebung 
von Einspruch gegeben. Hierüber wird ein Protokoll aufgenommen. 

4. Das Protokoll wird mit den etwa eingegangenen schriftlichen Ein- 
sprüchen und dem Gutachten des Ausschusses dem vorher genannten Minister 
eingereicht. 

5. Ueber diese Einsprüche wird von uns entschieden nach Anhörung 
des Staatsrates, Abteilung für Verwaltungsstreitverfahren. 

6. Die Beschreibung mit Grundriß wird mit unserer Entscheidung zu- 
sammengebunden. 

7. Wird die Einziehung der Erklärung eines Gebietes als Flugfeld er- 
wogen, so wird dies in der „Staatscourant“ und in einer oder mehreren durch 
den Provinziallandtag zu bestimmenden Tageszeitungen öffentlich bekannt ge- 
macht. Nach 30 Tagen finden Absatz 3, 4 und 5 sinngemäße Anmeldung. 

8. Unsere Verfügungen, durch die eine Flugfelderklärung ausgesprochen 
oder widerrufen wird, werden in der „Staatscourant“ und dem „Algemeen 
Politieblad“ bekannt gemacht. 
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Art. 7 (alt). 

1. Dem Führer eines Flugzeugs oder Luitschiffes ist es verboten, 
wenn er nicht im Besitze eines Führerzeugnisses ist, das seine Gültigkeit 
noch nicht verloren hat: 

a) Flugzeuge oder Luitschiffe in der Luft an anderen Stellen fortzubewegen 
als auf oder über der Flugbahn eines durch uns als Flugfeld bezeich- 
neten Gebietes; 

b) an einer Veranstaltung mit oder einem Wettstreit von Flugzeugen oder 
Luftschifien teilzunehmen. 

2. Der erste Absatz kommt nicht zur Anwendung bei Flugzeugen oder 
Luitschiffen, die gesteuert werden unter unmittelbarer Oberaufsicht des Be- 
sitzers eines gültigen Führerzeugnisses; dieser letztere wird dann als der 
Führer im Sinne dieses Gesetzes angesehen. 


Art 8 (alt). 

1. Dem Führer eines Flugzeuges oder Luftschiffes ist es verboten, das 
Flugzeug oder Luitschiff in der Luft forlzubewegen: 

a) an anderen Stellen als auf den durch Verfügung des genannten Ministers 
in der „Staatscourant“ und im „Algemeen Politieblad“ bekanntgemachten 
vorgeschriebenen Lufistraßen; 

b) auf oder über einem Gelände, das durch eine in der „Staatscourant“ 
und im „Algemeen Politieblad“ von genanntem Minister veröffentlichte 
Verfügung entweder fortdauernd oder für eine darin zu bestimmende 
Zeit im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit dem Verkehr 
mit Flugzeugen und Luftschiffen entzogen ist. 

2. Verfügungen, wie im vorigen Absatz unter a) erwähnt, sollen, so- 
weit sie Luitstraßen betreifen, welche Teilstrecken internationaler Verbindungen 
sind, nur im Einverständnis mit dem Finanzminister erlassen werden; Ver- 
fügungen, wie im vorigen Absatz unter b) erwähnt, nur im Einverständnis 
mit dem Kriegsminister. 


Art. 9 (alt). 
(Vergl. Art. 7, alt). 

1. Es ist verboten, an anderen Orten als auf oder über der Fiugbahn 
eines von uns als Flugfield angewiesenen Geländes eine Flugzeug-Veranstal- 
tung oder Wettstreit abzuhalten, oder an einer solchen teilzunehmen. 

2. Von diesem Verbot kann der Minister vom Wasserbau Ausnahmen 
gestatten. 


Art. 10 (alt). 
Dem Flugzeug- oder Luitschifführer ist es verboten, das Flugzeug oder 
Luftschiff in derartiger Weise durch die Luft fortzubewegen, daß die öffentliche 
Ordnung oder Sicherheit gestört oder in Gefahr gebracht wird. 


Art. 11 (alt). 
Auf die erste Aufforderung der in Art. 30 genannten Beamten ist der 
Flugzeugführer oder Luitschifführer verpflichtet, sein Führerzeugnis vorzu- 
zeigen 
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Art. 12 (neu). 

1. Es ist verboten: 

a) innerhalb eines Abstandes von 400 m von einem Flugfeld zu bauen, 

Bauwerke zu haben oder Baumpflanzungen anzulegen oder zu haben; 

b) innerhalb eines Abstandes von 600 m von einem Flugfeld Bauwerke 
von größerer Höhe als 20 m zu errichten oder zu haben. 

2. Von diesem Verbot kann der Minister für Wasserbau Ausnahmen 
gestatten. 

3. In diesem Gesetz wird verstanden unter: 

bauen: neu anlegen, wiederaufbauen, umbauen, dazu oder beibauen 
oder im allgemeinen die Vergrößerung eines Gebäudes, ferner auch die An- 
legung von Fundamenten oder die Vornahme von Erdarbeiten hierfür; 

Bauwerken: Gebäude, Holzbauten, Mauern, Freitreppen, des weiteren 
Bretterwände, Staketenzäune oder andere Zäune. 

4. Der erste Absatz, soweit er Bauwerke und Baumpflanzungen betrifit, 
gilt nicht für Bauwerke und Baumpflanzungen, die am Tage der Verfügung, 
durch die ein Flugfeld als solches bezeichnet worden ist, schon vorhanden 
waren. 

Art. 13 (neu). 

1. Inhabern von Rechten an den Grundstücken, für die das Verbot des 
vorigen Artikels gilt, wird unter Zugrundelegung der Art. 14—22 eine Ent- 
schädigung zugesprochen. 

2. Unter Inhabern von Rechten werden in diesem Gesetze außer den 
Eigentümern die Mieter (Pächter) und diejenigen verstanden, die dingliche 
Rechte an den in Frage kommenden Grundstücken haben, ferner auch die 
Besitzer von Hypotheken auf einem dieser dinglichen Rechte. 


Art. 14 (neu). 

1. Die Entschädigung wird berechnet nach der Wertverminderung, 
welche die Parzelle als ganzes erleidet, zu der der Geländestreifen, für den 
das Verbot des Art. 12 gilt, ganz oder teilweise am Tage der Flugfelderklä- 
rung gehört. Nur die wirkliche Wertverminderung wird berücksichtigt, 
nicht die subjektive, die ausschließlich in den Augen des Interessierten besteht: 

2. Bei Anwendung des ersten Absatzes werden alle unmittelbar anein- 
ander grenzenden Parzellen, an denen eine und dieselbe Person rechtlich 
interessiert ist, als ein Ganzes angesehen. 


Art. 15 (neu). 

1. Bei der Berechnung der Entschädigung wird solch Gelände, auf dem 
infolge einer anderen gesetzlichen Bestimmung keine Bauwerke aufgerichtet 
oder Baumpflanzungen angelegt werden dürfen, nicht berücksichtigt. 

2. Ebenfalls werden nicht berücksichtigt neue Bauwerke oder An- 
pflanzungen, die erst nach Auslegung der im 2. Absatz von Art. 6 gemeinten 
Beschreibung angelegt worden sind. 


Art. 16 (neu). 
1. Nachdem unsere Verfügung, durch die ein Flugfeld als solches erklärt 
worden ist, erlassen ist, wird von dem Eigentümer des Flugfeldes innerhalb 
des in dieser Verfügung festgesetzten Termins ein Verzeichnis der Grundstücke 
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angelegt, für welche das Verbot von Art. 12 gilt. In diesem Verzeichnis werden 
aufgeführt die Katasternummern und die Größe der Grundstücke, sowie die 
Namen der in den Katasterregistern eingetragenen Eigentümer und der anderen 
rechtlich an ihnen Interessierten, soweit diese bekannt sind, während ebenfalls 
die Ausdehnung des betreffenden Grundstückteils angegeben wird, auf den 
sich das erwähnte Verbot erstreckt, sowie der Betrag, den der Besitzer des 
Flugfeldes den verschiedenen Interessierten, soweit diese bekannt sind, als 
Entschädigung angeboten hat. 

2. Daß die Aufstellung des Verzeichnisses erfolgt ist, wird binnen 8 Tagen 
in der „Staatscourant“ bekannt gemacht. 

3. Den in dem Verzeichnis aufgeführten rechtlich Interessierten wird 
gleichzeitig eingeschrieben ein Auszug daraus, soweit er sie angeht, zugesandt. 


4. Ebenfalls gleichzeitig wird dem Bürgermeister der betreffenden Ge- 
meinde eine Abschrift des Verzeichnisses zugesandt zur Auslegung auf dem 
Gemeindesekretariat und jedermanns Einsichtnahme bis zum Ablauf des in 
Abs. 1 von Art. 17 genannten Termins. 


5 Diese Auslage zur Einsichtnahme wird den Eingesessenen in der 
gebräuchlichen Weise bekannt gemacht. 


Art. :17 (neu). 

1. Innerhalb 6 Wochen nach dem Datum der im 2. Absatz des vorigen 
Artikels erwähnten Bekanntmachung können (rechtlich) Interessierte — auch 
wenn sie nicht auf dem in diesem Artikel erwähnten Verzeichnis aufgeführt 
sind — auf Feststellung der Entschädigungssumme klagen, ausgenommen die 
Hypothekengläubiger; geschieht das nicht, so wird angenommen, daß alle die- 
ienigen, denen infolge Abs. 3 des vorigen Artikels ein Auszug aus dem Ver- 
zeichnis zugesandt worden ist, mit dem in Art. 16, Abs. 1, erwähnten Angebot 
einverstanden sind. 

2. Die Klage wird bei dem Gericht eingereicht, in dessen Bezirk das 
Grundstück liegt, für welches das Verbot von Art. 12 gilt. 

3. Liegen die Grundstücke, an denen ein und dieselbe Person rechtlich 
interessiert ist und für die das im vorigen Absatz erwähnte Verbot gilt, in 
verschiedenen Gerichtsbezirken, so wird nach Wahl des Klägers die Klage bei 
einem der Gerichte erhoben, in deren Gebiet ein Teil-der Grundstücke ge- 
legen ist. 

4. Durch den Kläger wird bei Strafe der Vergütung von Kosten, Schaden 
und Zinsen den Inhabern von Hypotheken, sei es auf dem Grundstück, für 
das das im vorigen Absatz gemeinte Verbot gilt, sei es auf einem an 
diesem Grundstück haftenden, dinglichen Rechte, an das Domizil, welches 
bei der Eintragung der Hypothek in das dazu bestimmte Register gewählt ist, 
eine Abschrift der Klage zugestellt werden. 

5. Die Klage muß die Summe, die als Entschädigung verlangt wird, 
angeben. 

Art. 18 (neu). 

Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches betr. Forde- 
rungen sind für diese Rechtssache gültig, sofern in diesem Gesetz nicht davon 
abgewichen wird. 
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Art. 19 (neu). 
Entschädigung für Fideikommißgüter muß durch den belasteten Erben 
in ein Staatsschuldbuch seiner Wahl eingetragen werden. 


Art. 20 (neu). 

1. Der Hypothekengläubiger hat kein Recht auf eine besondere Ent- 
schädigung. Er übt sein Recht allein auf den Betrag aus, der dem Eigen- 
tümer des Grundstückes oder dem Inhaber eines dinglichen Rechts an dem 
Grundstück als Entschädigung zugesprochen wird, ganz gleichgültig, ob seine 
Schuldforderung fällig ist oder nicht. Im Falle, daß die Forderung nicht gänz- 
lich aus der Entschädigungssumme befriedigt werden kann, wird die Forde- 
rung um den Betrag vermindert, den der Hypothekengläubiger empfängt. 

2. Wenn die Hypothek zur Sicherung einer bedingten Schuld oder einer 
Schuld von unbestimmter Höhe errichtet ist, kann der Gläubiger fordern, daß 
die zuerkannte Entschädigungssumme bis zum Höchstbetrage des im Schuld- 
brief genannten Wertes in eines der Hauptbücher der Nationalschuld nach 
seinem Belieben eingetragen wird; in ersterem Falle, bis die Ungewißheit 
über das Bestehen der Schuld aufgehört hat. 

3. Wenn die Hypothek zur Sicherung immerwährender Renten errichtet 
ist, kann der Hypothekengläubiger sein Recht auf die Entschädigungssumme 
bis zum Zwanzigfachen der Jahresrente geltend machen, und wenn die Ent- 
schädigungssumme dafür nicht ausreicht, auf deren vollen Betrag. In diesem 
Falle vermindert sich der Betrag der immerwährenden Rente um den 20, Teil 
der Entschädigungssumme, 


Art. 21 (neu). 

1. Wenn die durch Gerichtsurteil festgesetzte Entschädigungssumme den 
Betrag nicht übersteigt, der in dem Verzeichnis angegeben, das in Art. 16 vor- 
geschrieben ist, wird der Kläger zur Tragung der Kosten verurteilt. 

2. Ist die Entschädigungssumme dagegen gleich oder höher als die 
Forderung, so wird der Eigentümer des Flugfeldes zu den Kosten verurteilt. 

3. Ist die Entschädigungssumme höher als der im Verzeichnis It Art. 16 
genannte Betrag, aber niedriger als die Forderung, so werden die Kosten der- 
gestalt verteilt, daß sie von beiden Parteien in dem Verhältnis getragen werden, 
in dem der Betrag, der im Verzeichnis vorkommt und die Forderung von dem 
Urteil des Richters abweichen. 

4. Hat der Kläger in der Klage keine bestimmte Summe als Ent- 
schädigung gefordert, so wird er in alle Kosten verurteilt. 

5. Wenn der Kläger nicht in dem Verzeichnis It. Art. 16 aufgeführt ist, 
wird er in die Gerichtskosten verurteilt, wenn seine Forderung abgewiesen 
wird. Wird seine Forderung anerkannt, so wird der Eigentümer des Flug- 
feldes zu den Kosten verurteilt, während die Kosten zwischen beiden Parteien 
nach richterlichem Ermessen verteilt werden, wenn die Forderung teilweise 
anerkannt wird. 

Art. 22 (neu). 

1. Von seiner Absicht, die Entschädigungssumme zu bezahlen, hat der 
Eigentümer des Flugfeldes bei Strafe der Vergütung von Kosten, Schaden und 
Zinsen mindestens einen Monat vorher Nachricht zu geben an die in dem 
öffentlichen Register eingetragenen Hypothekengläubiger unter Angabe der 
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Entschädigungssumme und des Zahlungstages. Der Hiypotheken- 
gläubiger ist befugt, den Eigentümer des Flugfeldes innerhalb 14 Tagen nach 
Empfang dieser Benachrichtigung unter Vorlegung einer beglaubigten Ab- 
schrift des Hypothekenbriefes zu ersuchen, ihm den Betrag seiner Forderung 
ganz oder teilweise, doch höchstens bis zum Betrage der auszuzahlenden Ent- 
schädigungssumme gegen gehörige Quittung zu bezahlen oder in dem in 
Abs. 2 von Art. 20 vorgesehenen Falle die darin vorgeschriebene Eintragung 
zu veranlassen. 

2. Ist dies Ersuchen begleitet von einer schriftlichen Einverständnis- 
erklärung des Hypothekenschuldners und sind in den öffentlichen Registern 
keine anderen Hypotheken eingetragen, die im Rang vorgehen und deren Be- 
sitzer den Betrag ihrer Forderung nicht voll ausgezahlt erhalten haben, so 
wird diesem Ersuchen entsprochen. 

3. Fehlt eine solche Einverständniserklärung oder sind Besitzer von im 
Rang vorgehenden Hypotheken nicht voll befriedigt, ferner, wenn bei dem 
Eigentümer des Flugfeldes Beschlag auf die Entschädigung ge- 
legt oder wenn eine Rangfeststellung (der Hypotheken) ermittelt werden muß, 
läßt der Eigentümer des Flugfeldes das Geld hinterlegen. 


Art. 23 (neu). 

Die Erklärung eines Gebietes als Flugfeld wird hinfällig, wenn das in 
Art. 16 vorgeschriebene Verzeichnis nicht innerhalb des in der Erklärung ge- 
setzten Termins aufgestellt und dies nicht innerhalb des im 2. Absatz von 
genanntem Artikel erwähnten Termins in der „Staatscourant“ bekannt ge- 
macht ist. 

Eine neue Erklärung kann nur stattfinden, nachdem die in Art. 6 vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten auf’s neue erfüllt worden sind. 


Art. 24 (neu). 
Ohne Erlaubnis des Ministers vom Wasserbau ist es verboten: 
1. Stationen zum Auflassen von Kabelballons und Drachen für meteorolo- 
gische und andere Zwecke zu errichten; 
2. gegen dies Verbot errichtete Stationen zu genannten Zwecken zu be- 
nutzen. 
Art. 25 (alt). 
(Vgl. Art. 11, alt.) 

1. Uebertretung von Art. 7, 8, 9, 10, 12 u. 24, sowie einer Bedingung, 
unter welcher die in Art. 12, Abs. 2, gemeinte Ausnahme gestattet worden 
ist, wird bestraft mit Gefängnis bis höchstens 1 Jahr oder mit Geldstrafe von 
höchstens 3000 Gulden. 

2. Uebertretung von Art. 11 wird, wenn der Fall im Strafgesetzbuch 
nicht vorgesehen ist, mit Geldstrafe von höchstens 25 Gulden gestraft. 

3. Wer 2 Monate nach rechtskräftiger Verurteilung wegen einer Ueber- 
iretung von Art. 12 oder wegen Nichterfüllung der Bedingung, unter der ihm 
die in Art. 12, Abs. 2, zulässige Ausnahme gestattet war, oder nach Bezahlung 
einer wegen solcher Uebertretung festgesetzten Strafe — je nachdem der Tat- 
bestand vorliegt, der zu seiner Verurteilung geführt hat —, die Beseitigung 
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des Errichteten oder die Ausführung des Auferlegten unterlassen hat, wird 
mit Geldstrafe von höchstens 25 Gulden für jeden Tag weiteren Versäumnisses 
bestraft. 
Art. 26 (alt). 
(Vgl. Art. 12, alt.) 

Auf Uebertretung einer kraft Art. 1 erlassenen Allgem. Polizeiverord- 
nung ist durch diese keine andere oder höhere Strafe festzusetzen als Ge- 
fängnis von höchstens 4 Monaten bezw. höchstens 1000 Gulden Geldstrafe (an 
Stelle der Gefängnisstrafe) oder von höchstens 1000 Gulden Geldstrafe. 


Art. 27 (alt). 
(Vgl. Art. 13, alt.) 

Die nach Art. 25 und 26 straibaren Handlungen werden als Ueber- 
tretungen angesehen. 

Art. 28 (neu). 

Wenn eine nach Art. 12 und 24 dieses Gesetzes oder auf Grund einer 
kraft Art. 1 erlassenen Allgem. Polizeiverordnung straibare Handlung durch 
eine Aktien-Gesellschaft, einen kooperativen oder einen andern jurististische 
Persönlichkeit besitzenden Verein oder eine solche Stiftung begangen wird, 
so wird die Anklage erhoben und das Urteil ausgesprochen gegen die Mit- 
glieder des Vorstandes. 


Art. 29 (alt). 
(Vgl. Art. 14, alt.) 

1. Wird ein Flugzeug- oder Luitschiffiührer wegen Uebertretung von 
Art. 7, 8, 9 und 10 oder von einer Bestimmung in einer kraft Art. 1 erlassenen 
Aligem. Polizeiverordnung verurteilt, so kann ihm das Flugzeug- oder Luft- 
schiff-Führerzeugnis auf höchstens 3 Jahre entzogen werden. 

2. In diesem Falle verliert das dem Verurteilten verliehene Führerzeugnis 
seine Gültigkeit, sobald das Urteil rechtskräftig geworden oder die auferlegte 
Strafe bezahlt worden ist — der zuständige Staatsanwalt berichtet hierüber 
unverzüglich an den Minister vom Wasserbau, der das Entsprechende in der 
„Staatscourant“ und dem „Algemeen Politieblad“ bekannt macht. 


Art. 30 (alt). 
(Vgl. Art. 15, alt.) 
Zu der Ermittelung der Uebertretungen dieses Gesetzes und der kraft 
Art. 1 erlassenen Allgem. Polizeiverordnungen sind außer den in Art. 8 der 
Strafprozeßordnung angewiesenen Personen die Gendarmerie, alle Königl. und 
Gemeinde-Polizeibeamten und die Zollbeamten verpflichtet. 


Art. 31 (alt). 
(Vgl. Art. 16, alt.) 

1. Die in Art. 30 genannten Beamten sind befugt, alles, was im Gegen- 
satz zu diesem Gesetz oder mit einer kraft Art. 1 erlassenen Allgem. Polizei- 
verordnung geschieht oder zu geschehen droht, womöglich auf Kosten des 
Uebertreters tatsächlich zu verhindern und ferner: wegzunehmen oder weg- 
nehmen zu lassen, zu verhindern, verhindern zu lassen, auszuführen oder aus- 
führen zu lassen, in den vorigen Zustand zu bringen oder bringen zu lassen, 
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was in Widerspruch zu diesem Gesetz oder einer kraft Art. 1 erlassenen Aligein. 
Polizeiverordnung errichtet, unternommen oder unterlassen wird. 

2. Sie sind mithin befugt, in Ausübung ihres Amtes das Aufsteigen von 
Flugzeugen und Luftschiffen zu verbieten und zu verhindern und alle Per- 
sonen, die sich in den Fahrzeugen befinden oder diese verlassen, zu visitieren. 


Art. 32 (alt). 
(Vgl. Art. 17, alt.) 

1. Im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr, eines Kriegs- oder 
"Belagerungszustandes oder innerer Unruhen, wie gemeint in Art. 1, Abs. 2, 
des Gesetzes vom 23. Mai 1899 (Staatsblatt Nr. 128), gelten dieses Gesetz und 
die kraft seiner erlassenen Allgem. Polizeiverordnungen in bezug auf Flug- 
zeuge und Luitschiffe, insoweit sie für den Dienst des Staates in Gebrauch ge- 
nommen werden, nicht. 

2. Durch die Bestimmungen des vorigen Absatzes wird die aus anderen 
gesetzlichen Vorschriften herzuleitende, sonst geltende Verantwortlichkeit nicht 
aufgehoben oder verringert. 

Art. 33 (alt). 
(Vgl. Art. 18, alt.) 

1. Führerzeugnisse, die im Auslande erteilt worden sind durch beiugte 
Behörden oder dort ansässige Vereine, die durch die befugte Behörde hierzu 
ermächtigt sind, können durch den erwähnten Minister anerkannt werden. In 
diesem Falle werden die Zeugnisse als auf Grund Art. 2, Abs. 1, und Art. 3 
erteilt angesehen. 

2. Die Verfügungen, durch welche die Anerkennung von Führerzeug- 
nissen ausgesprochen oder eingezogen wird, werden in der „Staatscourant“ 
und in dem „Algemeen Politieblad“ bekannt gemacht. 


Art. 34 (alt). 
(Vgl. Art. 19, alt.) 

Ausgenommen die Bestimmung durch Art. 1, 2. Absatz, Art. 26, Art. 27, 
Art.'30 und Art. 31 sind die Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit sie Luit- 
schiffe betreffen, nicht anzuwenden auf nicht lenkbare Luitschiffe (sogenannte 
Luftballons). 

Art. 35 (alt). 
(Vgl. Art. 20, alt.) 

Solange Abs. 1 von Art. 1 nicht vollkommen zur Ausführung gebracht 
ist, kann eine auf Grund von Art. 2, Abs. 1, verliehene Ermächtigung auclı 
einschließen die Ungültigkeitserklärung von erteilten Zeugnissen von Führern, 
die nicht mehr zur Führung von Flugzeugen oder Luitschifien als geeignet 
erachtet werden. 

Art. 36 (alt). 
(Vgl. Art. 21, alt.) 

Gelände, das beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits zur Abhaltung 
von Flugübungen in Gebrauch steht, kann, solange es nicht auf Grund von 
Art. 6 als Flugfeld erklärt worden ist, von dem Minister für Wasserbau behufs 
Anwendung von Art. 7, Abs. 1, mit den von uns anerkannten Flugfeldern 
gleichgestellt werden. 
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Art. 37 (alt). 
(Vgl. Art. 23, alt.) 
Dieses Gesetz kann zitiert werden als „Luitfahrtgesetz“, 


Wir befehlen ausdrücklich die Aufnahme dieses Gesetzes in das Staats- 
blatt. Alle Ministerial-Abteilungen, Behörden, Kollegen und Beamte, die damit 
zu tun haben, sollen die genaue Befolgung des Gesetzes tätig unterstützen. 


Gegeben 
Der Minister vom Wasserbau. 
Der Finanzminister. 


Der Justizminister. 


=] 
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Luitfahrt-Gesetz-Entwurf des Generals Seely 
(der an der Spitze der Zivilluftfahrt steht). 
Anfang 1919. 


I 
1. Ein Staatssekretär ist befugt, durch Verordnung die Luftfahrt über 
den britischen Inseln und den territorialen benachbarten Gewässern zu regeln; 
im besonderen darf er — aber nicht im Widerspruch mit den nachstehenden 
Verordnungen — Bestimmungen erlassen über: 

a) die Ausstellung oder zeitweilige oder dauernde Zurückziehung von 
Führerscheinen für Führer oder andere Personen, die für Ausübung der 
Motorluftfahrt verpflichtet sind; 

b) die Registrierung, Identifikation, Besichtigung von Motorluitfahrzeugen 
und Ausstellung von Zulassungsscheinen; 

c) die Zulassung und Beaufsichtigung von Flugplätzen und den Betrieb 
auf diesen; 

d) die Bedingungen, unter denen Motorluftfahrzeuge für Beförderung von 
Gütern, Post und Passagieren verwendet werden dürfen; 

e) die Bedingungen, unter denen Güter, Postsachen und Passagiere mittelst 
Motorluftfahrzeugen auf den britischen Inseln bezw. auf einer derselben, 
oder zwischen solchen ein- und ausiliegen dürien. 


2. Wenn jemand gegen die in solchen Vorschriften enthaltenen Bestim- 
mungen verstößt oder sie verletzt, so soll er als schuldig des Verstoßes gegen 
die Aerial Navigation Act 1911 angesehen werden. Falls seitens der Zoil- 
behörden wegen Verstoß gegen eine Außerachtlassung von Vorschriften des 
$ le eingeschritten wird, so soll das Verfahren gemäß den Vorschriften betr. 
Zollhinterziehung stattfinden. 


3. Jede gemäß diesen Bestimmungen erlassene Verordnung soll ebenso 
wirksam sein, als ob sie in diesem Gesetz stände; indessen soll sie baldmög- 
lichst, nachdem sie erlassen ist, den Häusern des Parlaments vorgelegt werden, 
und sobald eine Adresse Seiner Majestät durch eines der Häuser innerhalb der 
nächsten, der Sitzung jenes Hauses folgenden, 21 Tage nachdem die Verfügung 
vorgelegt wurde, unterbreitet wird und diese Eingabe des Hauses um Auf- 
hebung der erwähnten Verfügung oder eines Teiles derselben bittet, so steht 
es im Belieben Seiner Majestät, diese Verfügung oder einen Teil derselben 
aufzuheben und sie soll alsdann nichtig sein, ohne daß die Gültigkeit anderer 
Maßnahmen, die vorher erfolgt sind, oder der Erlaß einer neuen Vorschrift be- 
rührt wird. 
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4. Die durch dieses Gesetz übertragene Machtbefugnis ist eine zusätz- 


liche, aber keine aufnebende in bezug auf die Luftfahrtgesetze 1911 und 1913. 


II. 
Der Luftrat (Air-Council) befaßt sich mit der ganzen auf Luftfahrt be- 


züglichen Materie. 


oO N U > 


II. 
1. Dieses Gesetz heißt: Aerial Navigation Act 1919. 
2. Dieses Gesetz bleibt nur bis 1. Januar 1920 und nicht länger in Kraft. 


Verordnungen über Luitiahrtwesen vom 30. April 1919. 


Ministerium für Flugwesen 30. April 1919. 
Verordnungen über Luftiahrwesen 1919. 


Anordnung der Verordnungen. 


Inhaltsverzeichnis der Verordnungen: 


. Allgemeine Flugbedingungen. 

. Zusatzbedingungen für bestimmte Fälle. 

. Verzeichnis der behördlich verlangten Formulare. 

. Flugplätze. 

. Allgemeine Sicherheitsvorschriften. 

. Vorzeigen von Berechtigungsscheinen, Personalausweisen, Bordbüchern 


zur Kontrolle. 


. Kontroll- und Zutrittsrecht zu Flugplätzen und Fabriken. 

. Ausnahmen. 

. Fremde Luftlahrzeuge. 

. Strafen. 

. Recht zur Erteilung und Entziehung von Erlaubnisscheinen und Fahrt- 


ausweisen. 


. Erläuterung. 
. Vorbehalte. 
. Kurze Verordnungs-Bezeichnung. 


Verzeichnis der amtlich verlangten Päpiere. 


. Schein über die Eintragung der Luftfahrzeuge. 
. Besatzungspatente. 
. Zeugnisse über Flugtüchtigkeit für Passagier-Luftfahrzeuge und ihre perio- 


dischen Untersuchungen und Prüfungen. 


. Eintragungs- und Nationalitätszeichen. 

. Bordbücher. 

. Verbotene Zonen. 

. Regeln für Lichterführung und Signale; Fahrtregeln in der Luft. 

. Regeln für Luftfahrzeuge bei Ankunft in und Abfahrt aus dem Reichsgebiet 


von Großbritannien. 
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Ertaß des Staatsministersz ungen Luitisenatlanrıg- 
Gesetzen von 1911-1919. 


Zufolge der Gewalten, die auf mich durch die Luitschiffahrtsgesetze von 
1911—1919 übertragen sind, und aller anderen Gewalten, die mich diesbezüg- 
lich ermächtigen, erlasse ich, Winston Spencer Churchill, als einer von 
Sr. Majestät ersten Staatsministern folgende Verfügungen: 


1. Allgemeine Flugbedingungen. 


Kein Luftfahrzeug darf innerhalb der Grenzen der britischen Inseln und 
der angrenzenden Territorial-Gewässer fliegen, ohne folgenden Bestimmungen 
nachzukommen: 


i. Das Luftfahrzeug muß in der vorgeschriebenen Art und Weise einge- 
tragen sein; 
2. das Luitfahrzeug muß die vorgeschriebenen Eintragungs- und Nationalitäts- 


zeichen in der vorgeschriebenen Art und Weise auf dem Luftfahrzeug, 
auigeheitet oder aufgemalt, tragen; 


3. die Besatzung des Luftfahrzeuges muß in der vorgeschriebenen Form 
im Besitz von Zulassungsscheinen sein; 


4. in dem Luftfahrzeug muß mitgeführt werden: 
a) das Zeugnis der Eintragung des Luftiahrzeuges; 
b) die Lizenz jedes Mitgliedes der Besatzung, das verpflichtet ist, 
ein Lizenz zu besitzen; 


5. sowohl den Sicherheitsvorschriften dieser Verordnungen, als auch den 
Anordnungen über Lichterführung, Signalwesen und Fahrtregeln in der 
Luft, wie sie in diesen Verordnungen festgesetzt sind, muß pflichtschuil- 
digst nachgekommen werden; 


6. Postsachen dürfen nicht mitgeführt werden ohne schriftliche Genehmi- 
gung des General-Postmeisters, und drahtlose Telegraphieeinrichtungen 
dürfen nur angebracht werden in völliger Uebereinstimmung mit einer 
behördlichen Genehmigung, die durch den General-Postmeister erteilt 
wird und welche die vom Staatsminister genehmigten Bedingungen 
enthält; 


7. kein Luftiahrzeug darf über irgend eine der in diesen Verordnungen 
erwähnten verbotenen Zonen fliegen. 


a) Die Forderungen dieser Verordnung in bezug auf Eintragung 
und in bezug auf Führung von Eintragungs- und Nationalitäts- 
abzeichen sollen keine Anwendung finden auf Luftfahrzeuge, die 
zu Versuchszwecken gebaut sind und zu Versuchszwecken ge- 
flogen werden, und zwar in einem Umkreis von drei Meilen von 
einem Flugplatz oder einer Luftfahrzeug-Fabrik oder in Ueber- 
einstimmung mit solchen Anweisungen (falls welche erlassen 
sind), die vom Staatsminister erteilt werden können. 

b 


er 


Die Forderungen dieser Anordnungen in bezug auf behördliche 
Fahrtberechtigung für die Besatzung sollen keine Anwendung 
innerhalb des Bezirks eines Flugplatzes für Schulbesatzungen und 
Versuchsluftfahrzeuge haben. 





EN 
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2. Zusatzbedingungen für bestimmte Fälle. 
hne die letztvorhergehende Verordnung einzuschränken, wird be- 
stimmt: 
1. Ein Passagier-Luftfahrzeug, das Passagiere an Bord hat, darf nicht: 

a) innerhalb der Grenzen fliegen, die vorher genannt sind, sofern 
es nicht behördlich in der vorgeschriebenen Art und Weise als 
fahrtüchtig erklärt und den vorgeschriebenen Bedingungen in 
bezug auf Fahrtüchtigkeit, zeitweise Untersuchung und Prüfung 
vor jedem Flug nachgekommen ist, und sofern nicht alle vorge- 
schriebenen Ausweispapiere in bezug auf Fahrtüchtigkeit sich in 
dem Luftfahrzeug befinden, oder sofern es 
als regulären Startplatz oder Landungsplatz irgend einen anderen 
Platz gebraucht als einen behördlich zugelassenen Flugplatz oder, 
einen Flugplatz der königlichen Luftstreitkräfte oder einen vom 
Staatsminister für den besonderen Zweck zugelassenen, unter 
seiner Kontrolle stehenden Flugplatz; 

2. kein Passagier- oder Güterluftfahrzeug soll innerhalb der vorhergenannten 
Grenzen fliegen, ohne daß in dem Luftfahrzeug die vorgeschriebenen 
Bordbücher mitgeführt werden, die ordentlich bis zum Tagesdatum in 
der behördlich verlangten Art und Weise geführt sind; 

3. ein ankommendes oder abfahrendes Luftfahrzeug in bezw. von dem 
vereinigten Königreich hat den Forderungen dieser Anordnungen nach- 
zukommen, die sich auf solchen Fall beziehen. 


b 


Nat 


3. Verzeichnis der behördlich verlangten Formulare. 
(siehe Anhänge). 

1. Die Verfügungen in den Anlagen zu diesen Verordnungen sind als 
ein Teil dieser Verordnungen zu befolgen und sind pflichtgemäß von allen 
Personen genau zu beobachten, die in den entsprechenden Fällen beteiligt 
sind, nämlich: 

I. Eintragungs-Ausweis des Luftfahrzeuges. 

II. Behördliche Zulassung zum Luftiahrdienst für die Besatzung. 

III. Zeugnisse über Flugtüchtigkeit für Passagier - Luftfahrzeuge und 
über periodische Untersuchung und Prüfung eines solchen Luit- 
fahrzeuges. 

IV. Eintragungs- und Nationalitäts-Abzeichen. 

V. Bordbücher. 

VI. Verzeichnis der verbotenen Zonen. 

VII. Bestimmungen über Lichterführung, Signalwesen und Ausweich- 
regeln in der Luft. 

VII Bestimmungen für Luftfahrzeuge, die im Reichsgebiet von Groß- 
britannien aus- und einfliegen. 


2. Der Staatsminister kann, falls er es für zweckmäßig erachtet, Richt- 
linien herausgeben zum Zweck der Ergänzung oder um den Verfügungen in 
obigen Vorbedingungen volle Geltung zu verschaffen, oder zu irgend einem 
Zweck, für den die Verfügung im Rahmen dieser Verordnungen durch den 
Staatsminister zu erfolgen hat. 
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4. Flugplätze. 


1. Kein Platz auf den britischen Inseln darf als ein Flugplatz oder als 
ein regelmäßiger Landungs- oder Startplatz von Passagier-Luftiahrzeugen mit 
Passagieren an Bord benutzt werden, falls er nicht behördlich zu diesem 
Zweck durch den Staatsminister genehmigt ist und alle Bedingungen für eine 
solche Genehmigung erfüllt sind. 

2. Es muß auf allen Flugplätzen oder regelmäßigen Landungs- und 
Startplätzen für Passagier- und Güterluftfahrzeuge ein Tarif der Fahrpreise 
und Frachtsätze an einem gut sichtbaren Platze ausgehängt sein und zwar in 
einer Form, wie es vom Staatsminister vorgeschrieben oder genehmigt ist. 

3. Im Falle irgend einer Uebertretung oder Außerachtlassung einer 
dieser Bestimmungen soll der Besitzer des Flugplatzes angesehen werden, als 
hätte er vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt. 

4. Diese Verordnung hat keine Gültigkeit für Flugplätze der königlichen 
Luftstreitkräfte oder solche Flugplätze, die unter der Kontrolle des Staats- 
ministers stehen, wenn ihre Benutzung vom Staatsminister genehmigt ist und 
alle Anweisungen des Staatsministers für die Benutzung solcher Plätze 
beiolgt sind. 

5. Allgemeine Sicherheitsvorschriiten. 

1. Ein Luftfahrzeug soll über einer Stadt oder einem Ort nur in solcher 
Höhe fliegen, als nötig ist, um außerhalb der Stadt oder dem Ort landen zu 
können, falls es aus einem mechanischem oder anderen Grunde versagt. 

Diese Vorsichtsmaßregel findet keine Anwendung auf die Zone, die 
innerhalb eines Umkreises von einer Meile vom Mittelpunkt eines behördlich 
genehmigten Flugplatzes oder eines Flugplatzes der königl. Luitstreitkräfte 
oder eines Flugplatzes liegt, der unter der Kontrolle des Staatsministers steht. 

2. Keine Person in irgend einem Luftfahrzeug darf: 

a) Kunstilüge oder Schauflüge über irgend einer Stadt oder einem Orts- 
gebiet oder einem dicht bevölkerten Gebiet ausführen, oder 
b) Kunstflüge oder Schauflüge ausführen über irgend einer Regatta, einem 

Wettrennen oder Versammlungen zu öffentlichen Spielen oder Sport, 

außer da, wo besondere Vorkehrungen durch den Veranstalter solcher 

Regatta oder solcher Versammlung schriftlich angezeigt sind, oder 

c) irgend welche Fiüge ausführen, die wegen geringer Höhe oder der 
Nähe von Personen oder Wohnungen der Öffentlichen Sicherheit ge- 
fährlich sind, oder 

d) aus dem Luftfahrzeug irgendwelche Gegenstände werfen oder fallen 
lassen bezw. das Herabiallen solcher Gegenstände anordnen, gestatten 
oder sonst verursachen, mit Ausnahme von Ballast, wie er nach diesen 

Bestimmungen genehmigt ist. 


6. Vorzeigen von Zulassungsscheinen, Personal-Ausweisen, 
Bordbüchern zur Kontrolle. 

1. Jedes Mitglied der Besatzung eines Luftfahrzeuges muß auf Ver- 
langen seinen Erlaubnisschein zur Kontrolle jeder Person, die hierzu durch 
den Staatsminister ermächtigt ist, vorzeigen. 

2. Der Besitzer und sein Stellvertreter auf jedem Luftfahrzeug muß auf 
Verlangen zur Kontrolle jeder Person, die hierzu vom Staatsminister ermächtigt 
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ist, alle nötigen Zeugnisse und Zulassungsscheine in bezug auf das Luftiahr- 
zeug vorweisen und ebenso im Falle von Passagier- und Güterluftiahrzeugen 
alle vorgeschriebenen Bordbücher. 


7. Kontroll- und Zutrittsrecht zu Flugplätzen und Fabriken. 

1. Jede Person, die durch den Staatsminister hierzu ermächtigt ist, soll 
das Zutrittsrecht zu allen billigen Zeiten zu allen Flugplätzen zum Zwecke 
ıhrer Kontrolle oder zu allen Plätzen, zu denen der Zutritt nötig ist, haben, 
um seine Befugnisse und Pflichten im Rahmen dieser Verfügung ausführen 
zu können. . 

2. Alle Luftfahrzeuge, die Sr. Majestät gehören oder im Dienste 
Sr. Majestät stehen, haben zu allen billigen Zeiten das Zutrittsrecht zu allen 
behördlich genehmigten Flugplätzen. 

3. Während der Herstellung von Passagier-Luftfahrzeugen hat jede durch 
den Staatsminister ermächtigte Person zu allen Zeiten während der Arbeits- 
stunden das Zutrittsrecht zum Zwecke der Kontrolle zu dem Teil einer Werk- 
statt, in der Teile hergestellt oder zusammengesetzt werden und zu den 
Prüfungsräumen und zwar sowohl in den Werken des Hauptunternehmers 
als auch der Teilunternehmer. 


„ 8. Ausnahmen. 
Diese Verordnungen haben keine Gültigkeit, sofern nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, für 

a) Militärluitfahrzeuge, die Sr. Majestät gehören, oder in Sr. Majestät Dienst 
gebraucht werden, oder 

b) für irgend ein Luftfahrzeug oder irgend welche Personen, insofern und 
insoweit solche Luitfahrzeuge und Personen durch diese Verordnungen 
oder einige von ihnen, durch die Anweisungen des Staatsministers auf 


Empfehlung eines Regierungs-Departements ausgenommen sind. 


9. Fremde Luftfahrzeuge. 
Die Bestimmungen dieser Verordnungen, soweit sie sich: 


a) auf Eintragung der Luftfahrzeuge, 

b) auf die behördliche Zulassung zum Luftiahrdienst für die Besatzung, 

c) auf die Flugtüchtigkeit, 

d) auf die Bordbücher, 

e) auf die Apparate für drahtlose Telegraphie beziehen, 
sollen keine Gültigkeit für fremde Luftfahrzeuge haben. Indessen soll kein 
fremdes Militär-Luftfahrzeug über die britischen Inseln oder die angrenzenden 
Territorial-Gewässer fliegen oder dort landen, mit Ausnahme ausdrücklicher 
Einladung oder mit ausdrücklicher Genehmigung Sr. Majestät oder eines 
Staats-Departements. Ein jedes solches Luitfahrzeug, das auf solche Einladung 
hin oder mit solcher Erlaubnis landet, soll von diesen Anordnungen ausge- 
nommen sein, soweit und unter den Bedingungen, als es in der Einladung 
oder Erlaubnis näher bezeichnet ist. 
j Wo irgend ein fremdes Luftfahrzeug nach vorhergehender Landung aul 
den britischen Inseln über einen Teil dieser Inseln fliegt (ausgenommen so- 
weit es notwendig ist, um zu einem ausländischen Bestimmungsort zu ge- 
langen), haben alle Verfügungen dieser Anordnungen auf solche Luftiahrzeuge 
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Anwendung zu finden. Dies gilt nicht, wenn in dem Luftfahrzeug mitgeführt 
und zur Kontrolle vorgewiesen werden, wie und wann es durch den Staats- 
minister verlangt wird: Zeugnisse, Erlaubnisscheine und Bordbücher, die von 
den zuständigen Behörden des Landes, zu welchem das Luitfahrzeug gehört, 
ausgegeben werden, wenn sie sich im Grundzug mit den Verfügungen dieser 
Anordnung decken, und falls (im Fall von Passagier-Luftfahrzeugen) der Zu- 
stand des Luftfahrzeuges vom Standpunkt der Sicherheit der Passagiere und 
der Besatzung in den Grundzügen den Angaben in den vorgewiesenen Zeug- 
nissen entspricht. : 


10. Strafen. 


1. Wo irgend ein Luftfahrzeug in Uebertretung dieser Verordnungen 
oder unter Außerachtlassung derselben oder irgend einer Verfügung fliegt, ist 
der Besitzer des Luftfahrzeuges und ebenso der Pilot oder Führer so anzu- 
sehen, als ob er diese Verordnungen vorsätzlich oder fahrlässig übertreten hätte. 


In dem Verfahren wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Uebertretung 
dieser Verfügungen soll ein guter Milderungsgrund sein, falls erwiesenermaßen 
die Uebertretung oder Versäumnis durch die Gewalt des Wetters oder einen 
anderen unvermeidbaren Grunde verursacht ist. 


2. Falls irgend eine Person jemanden, der im Auftrage des Staats- 
ministers handelt, in der Ausübung seiner Gewalt oder Pilichten im Rahmen 
dieser Verordnungen hindert oder abhält, so soll diese erstgenannte Person 
angesehen werden, als ob sie in Uebertretung dieser Verordnung gehandelt hätte. 


3. Irgend eine Person, die diese Verordnungen oder eine Verfügung 
daraus übertritt oder aus Fahrlässigkeit nicht erfüllt, ist mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten oder zu einer Geldstrafe bis zu 200 Pid. Sterl. oder zu beiden 
Sirafen zu verurteilen. 

4, Jedes Luftfahrzeug, das über eine verbotene Zone fliegt oder zu 
fliegen versucht, kann in Uebereinstimmung mit Abschnitt 2 des Luftiahr- 
gesetzes von 1913 und der Verfügungen dieser Verordnungen in bezug hierauf 
beschossen werden. 

Wenn irgend eine Person eines Luftiahrseuges irgend einer Spionage- 
handlung schuldig ist, auf die die Verfügungen des ersten Abschnittes der 
Official Secrets Act 1911, worauf die Verfügungen des ersten Abschnittes sich 
beziehen, ist sie mit Zwangsarbeit bis zu sieben Jahren zu bestrafen. 


11. Recht zur Erteilung und Entziehung von Erlaubnisscheinen 
und Zeugnissen. 


1. Der Zulassungsschein irgend eines Mitgliedes der Besatzung eines 
Luftfahrzeuges oder der Zulassungsschein für einen Flugplatz kann durch den 
Staatsminister ausgestellt oder entzogen werden, falls hinreichender Grund 
hierfür nach einer gebührenden Untersuchung vorliegt. Seine Entscheidung 
soll endgültig sein, mit der Maßgabe, daß in besonderen Fällen der Staats- 
minister eine solche Berechtigung zeitweise entziehen und auf dem Verfügungs- 
wege die Abhaltung einer Untersuchung einschränken kann. 


2. Jegliches Zeugnis in bezug auf die Flugtüchtigkeit eines Luiftfahr- 
zeuges kann ausgestellt oder entzogen werden durch den Staatssekretär, wenn 
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er überzeugt ist, daß begründeter Zweifel für die Sicherheit des in Frage 
stehenden Luitiahrzeuges oder für den Typ, zu dem das fragliche Luftfahrzeug 
gehört, besteht. 


3. Wenn irgend jemand der Uebertretung dieser Anordnung überführt 
ist oder der Nachlässigkeit in bezug auf ihre Befolgung hinsichtlich irgend 
eines Luftfahrzeuges, ist der Staatssekretär berechtigt, das Zeugnis über Ein- 
tragung dieses Luftfahrzeuges zu erteilen oder zu entziehen. 


12. Erläuterungen. 

In diesen Verordnungen schließt, wenn nicht der Text anderes angibt, 
die Bezeichnung „Luftfahrzeug“, Luftschiffe, Flugmaschinen aller Arten, alle 
Ballons, sowohl Fessel- als auch Freiballons und Drachen ein. Mit „Luft- 
schiff“ wird ein Luftfahrzeug bezeichnet, das leichter als Luft ist und eigenen 
Antrieb besitzt. „Ballons“ sind Luftfahrzeuge, leichter als Luft, ohne eigenen 
Antrieb. „Flugmaschinen“ sind: Aeroplane, Seeilugzeuge, Flugboote u. a. 
fliegende Maschinen, die schwerer als Luft sind und eigenen Antrieb besitzen. 
Mit „Militär-Luftfahrzeugen“ werden Marine-, Militär- und Luftfahrzeuge der 
Luftstreitkräfte bezeichnet. | 

Mit „Passagier-Luftfahrzeug“ und „Güter-Luitfahrzeug“ werden Luftfahr- 
zeuge bezeichnet, die besonders zum Mitführen von Passagieren und Gütern 
(?Postsachen eingeschlossen) bestimmt sind und zwar gegen Lohn oder Ent- 
gelt, speziell Luftfahrzeuge, auf denen Passagiere und Waren tatsächlich mit- 
gelührt werden. 


Besatzungirgend eines Luftfahrzeuges sind: Führer, Kommandanten, 
Steuerleute, Ingenieure und jedes tätige Mitglied der Besatzung. 


Mit Flugplatz wird jede bestimmte und abgegrenzte Land- oder 
Wasserzone bezeichnet, die dazu bestimmt ist, entweder ganz oder teilweise 
zum Landen oder Starten von Luftfahrzeugen gebraucht zu werden. 


Besitzer eines Flugplatzes ist jede Person, die für den Be- 
trieb desselben verantwortlich ist. 


Ein ’behördlich genehmigter Flugplatz ist ein solcher, 
der gemäß diesen Verordnungen behördlich genehmigt ist. 


Vorgeschrieben ist etwas, das auf Grund dieser Verordnung oder 
durch Anweisungen des Staatsministers weiter unten verordnet ist. 

Verbotene Zonen sind solche Zonen, die in Formular 6 dieser 
Verordnungen aufgeführt sind, 

Mit Staatsminister ist im Sinne dieser Verordnungen jede Person, 
die durch den Staatsminister zu diesem Zwecke beauftragt ist, gemeint. 

Der Interpretations-Akt (Erläuterungs-Gesetz) von 1889 findet zum Zweck 
der Erläuterung dieser Verordnungen in demselben Sinne Anwendung, wie 
es Anwendung findet zum Zweck der Erklärung von Parlamentsakten und 
genau so, als wenn diese Verordnungen ein Parlamentsakt wären. 


13. Vorbehalte. 
Nichts in diesen Verordnungen soll so ausgelegt werden, als wenn es 
ein Recht erteilte, auf irgend einem Platze gegen den Willen des Besitzers des 
Landes oder anderer Personen, die an demselben interessiert sind, zu landen. 
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Auch soll dadurch den Rechten oder Pflichten irgend einer Person in bezug 
auf Schäden, die anderen Personen oder ihrem Eigentum durch ein Luftfahr- 
zeug zugefügt wurden, nicht präjudiziert werden. 


14. Kurze Verordnungs-Bezeichnung. 
Diese Verordnungen heißen: 
„Air Navigation Regulations 1919.“ 
Winston S. Churchill 
einer von Sr. Majestät ersten Staatsministern. 
Luft-Ministerium, London, 30. April 1919. 


Amtliche Muster. 
NinsterL, 
Eintragung des Luiftfahrzeuges. 


1. Zeugnisse der erfolgten Eintragung sollen durch den Staatsminister 
erteilt werden und nach erfolgter Eintragung soll dem eingetragenen Luftfahr- 
zeug ein Eintragungszeichen gegeben werden. 

2. Der Bewerber muß, wenn nicht der Staatsminister in besonderen 
Fällen anders bestimmt, ein britischer Untertan oder wenn es sich um eine 
juristische Person handelt, eingetragen sein und seinen Hauptgeschäitssitz im 
Vereinigten Königreich haben. 

3. Bewerbungen um Eintragungen sind zu richten an den Staatssekretär 
im Luit-Ministerium. 

4. Die Eintragungsgebühr beträgt 1 Guinee. 

5. Bei einem Besitzerwechsel eines eingetragenen Luitfahrzeuges wird 
das Eintragungszeugnis ungültig, es kann aber ein neues Zeugnis durch den 
neuen Besitzer beantragt werden. 

Muster 2. 
Flugscheine für die Besatzung. 


Zuständige Behörden für Erteilung von FlugScheinen. 

1. Berechtigungsscheine werden durch den Staatssekretär erteilt. Dies- 

bezügliche Gesuche sind an den Staatssekretär im Luft-Ministerium zu 
richten. 

Flugzeugführer. 

2. Eine Person, die darum nachsucht, einen Zulassungsschein für Flug- 
zeuglührer zu erhalten, um ein Passagier- oder Güterluftfahrzeug zu führen, 
ist verpflichtet: 

a) eine ärztliche Untersuchung durchzumachen und zwar unter Kontrolle 

des Staatssekretärs, 

b) ein Zeugnis über die nachgewiesene Befähigung zu erlangen, das durch 
den Staatsminister erteilt wird, oder er muß als Führer der Königlichen 
Luftstreitkräfte qualifiziert sein, i 

c) den Beweis zu erbringen von hinreichender Flugerfahrung in jüngerer 
Zeit für diejenige Klasse von Maschinen, für welche die Berechtigung 
nachgesucht wird, oder, falls er den Beweis nicht erbringen kann, muß 
er sich einer praktischen Prüfung unterziehen. 


3. Jeder, der die Ausstellung eines Führerscheines von anderen als 
Passagier- und Güter-Luitfahrzeugen beantragt, muß entweder als ein Führer 
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der königlichen Luftstreitkräfte qualifiziert sein oder ein Befähigun gszeugnis 
vom Staatssekretär ausgestellt, vorweisen. 


Steuerleute. 
4. Jeder, der die Ausstellung eines Führerscheines für Passagier- und 
Güter-Luftfahrzeuge beantragt, ist verpflichtet: 
a) sich einer ärztlichen Untersuchung unter Kontrolle des Staatssekretärs 
zu unterziehen, 
b) ein Befähigungszeugnis vorzuweisen, daß durch den Staatsminister 
ausgestellt ist. 


Ingenieure. R 
5. Eine Person, die den Antrag stellt, als Ingenieur auf einem Passagier 
und Güter-Luftfahrzeug engagiert werden zu dürfen, ist verpflichtet: 
a) sich einer ärztlichen Untersuchung unter Kontrolle des Staatssekretärs 
zu unterziehen, 
b) den Beweis zu erbringen von hinreichender Kenntnis und Erfahrung 
in der Behandlung von Luftfahrzeugen, 
c) und sich, wenn notwendig, praktischen und theoretischen Prüfungen 
zu unterziehen. 


AnderePersonen. 

6. Personen, die um die Berechtigung nachsuchen, in irgend einer 
anderen Eigenschaft als der vorstehend bezeichneten, müssen sich solchen 
Bedingungen, wie sie durch den Staatssekretär erlassen werden können, 
unterziehen. 


Allgemeines. 
7. Inhaber von Zulassungsscheinen sind verpflichtet, sich von Zeit zu 
Zeit weiteren ärztlichen Untersuchungen unter Kontrolle des Staatsministers 
zu unterziehen. 
8. Zulassungsscheine behalten Gültigkeit für folgende Zeiträume: 
Führerscheine 6 Monate 
andere Scheine 12 = 
und haben keine Gültigkeit, außer wenn sie durch den Staatssekretär in 
obengenannten Zwischenräumen auf der Rückseite beglaubigt sind. 
9. Die Gebühr für die Erteilung jedes Zulassungsscheines und jeder 
solchen Erneuerung, wie vorher angegeben, beträgt 5 Schilling. 
Im Falle, daß es von einem Bewerber verlangt wird, sich einer prak- 
tischen Prüfung, wie in $$ 2c und 5c angeführt, zu unterziehen, wird eine 
weitere Gebühr von 1 Guinee erhoben. 


Muster 3. 
Zeugnisse über Flugtüchtigkeit für Passagier-Luitiahrzeuge und periodische 
Untersuchungen und Prüfungen solcher Luitfahrzeuge. 


Allgemeines. 

1. Ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit in bezug auf ein Luftfahrzeug 
irgend eines Typs (weiter kurz als „Luitfahrzeug-Typ“ bezeichnet) wird aus- 
gestellt durch den Staatssekretär in Uebereinstimmung mit den Bedingungen, 
die in diesem Muster niedergelegt sind zu einer Gebühr von 5 Guineen. 

2. Nachdem ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit für einen Luftfahrzeugtyp 
erteilt ist, kann jedes weitere Luitfahrzeug dieses Typs auf Flugtüchtigkeit 
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durch Angestellte des Konstrukteurs kontrolliert werden, unter Be- 
dingungen, die vom Staatssekretär gebilligt sind. Wenn das Luitfahrzeug, 
für das ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit verlangt wird, in allen wesentlichen 
Punkten mit dem Luftfahrzeugtyp übereinstimmt und von befriedigender 
Arbeit und Material ist, dann wird ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit für ein 
solches Luftfahrzeug durch den Staatssekretär gegen eine Gebühr von 
1 Guinee ausgestellt. 

Indessen kann der Staatssekretär Schritte tun, um die Kontrolle nach- 
zuprüfen, die durch die Angestellten eines Erbauers ausgeführt ist; wenn 
eine solche Kontrollprüfung nach seiner Meinung es rechtfertigt, kann er 
anordnen, daß eine spätere Kontrolle durch irgend eine Person oder Personen 
ausgeführt wird, die ordnungsmäßig von ihm ermächtigt sind; nach einer 
solchen Besichtigung ist das Zeugnis gemäß seiner Entscheidung auszustellen 
oder zu verweigern; auch kann die Ausstellung von Flugfähigkeits-Zeugnissen 
für künftige Luftfahrzeuge desselben Typs, die von dem betreffenden Erbauer 
hergestellt sind oder hergestellt werden, verweigert werden. 

3. Erlaubnisscheine sollen durch den Staatssekretär an geeignete 
Personen im Sinne dieser Vorschrift und in Uebereinstimmung mit solchen Be- 
dingungen, die er erläßt, gewährt werden. 


Luitiahrzeugtyp. 


4. Ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit wird für jeden Typ von Passagier- 
Luitiahrzeug nur ausgestellt, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
a) Der Plan durch den Staatssekretär aus Sicherheitsgründen geprüft ist; 

b) Die Konstruktion ebenso geprüft ist in bezug auf die Arbeit und das 
verwendete Material; 

c) Eine befriedigende Vorführung in Uebereinstimmung mit den Anwei- 
sungen, die vom Staatsminister gegeben sind, durch Versuchsflüge 
stattgefunden hat, um zu zeigen, daß das Luitiahrzeug hinreichend 
sicher ist für die Zwecke, für die es bestimmt ist. 


Periodische Untersuchungen. 


5. Alle Passagier-Luftfahrzeuge müssen kontrolliert, untersucht und als 
flugtüchtig bescheinigt werden durch geeignete Personen, die durch die Be- 
. sitzer oder Benutzer derselben beauitragt sind, und für die vorliegenden 
Zwecke zugelassen sind; diese Zulassung hat zu vom Staatsminister zu be- 
stimmenden Zeiten zu erfolgen, diese Bescheinigung bezw. Bescheinigungen 
müssen auf Verlangen dem Staatsminister vorgelegt werden. 


6. Luftfahrzeuge, die kontrolliert, untersucht und bescheinigt sind, wie im 
vorgehenden Paragraphen angegeben, können noch durch besonders Beauftragte 
des Staatsministers kontrolliert werden; der Staatsminister ist ermächtigt, im 
Rahmen dieser Verordnungen das Zeugnis über Flugfähigkeit einesLuftfahrzeuges 
zu genehmigen oder abzulehnen, je nachdem die Flugfähigkeit eines Luitfahr- 
zeuges auf Grund des Ergebnisses einer solchen Prüfung für unzureichend 
gehalten wird. 


Untersuchung vor jedem Fluge. 


7. Kein Passagierluftfahrzeug, das Passagiere mitführt, darf an irgend 
einem Tage eine Reise antreten, wenn es nicht vorher, zum mindesten einmal 
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an diesem Tage kontrolliert worden ist, durch eine zuständige Person, die 
zu diesem Zwecke im Rahmen dieser Verordnung beauftragt ist; der Prülende 
darf nicht der Führer der Maschine sein. 


8. Wenn eine solche zuständige Person der Ueberzeugung ist, daß das 
Luftfahrzeug in jeder Hinsicht imstande ist, den beabsichtigten Flug bezw. 
die Flüge auszuführen, so hat er darüber ein Zeugnis in doppelter Ausfertigung 
auszustellen, welches mitunterzeichnet sein muß von einer anderen Person 
im Auftrage des Besitzers unter Angabe von Zeit und Datum der Prüfung. 
Zu diesem Zwecke ist die Gegenzeichnung durch den Führer zulässig. 


9. Eine Kopie jedes Zeugnisses muß durch den Besitzer des Luftfahr- 
zeuges aufbewahrt werden und eine zweite Ausfertigung muß in dem Luit- 
fahrzeug mitgeführt werden. 


10. Der Führer ist verantwortlich, daß das Luitiahrzeug vor Beginn 
der Fahrt nach seiner Ansicht in einem befriedigenden Zustand ist, und nicht 
mehr an Gewicht mit sich führt, als in dem Zeugnis über Fahrtüchtigkeit 
genau bezeichnet, er hat darüber eine Bescheinigung auszustellen. 


Muster 4. 
Eintragungs- und Nationalitätszeichen. 


1. Die Eintragungs- und Nationalitätszeichen haben so zu sein, wie sie 
der Staatsminister vorschreibt. Die Eintragungs- und Nationalitätszeichen 
müssen in schwarz auf weißem Grunde in folgender Weise angebracht und 
mit einer schwarzen Linie unterstrichen sein. 


a Flugmaschinen. Die Zeichen sollen einmal auf der unteren 
Fläche der unteren Haupttragfläche gemalt sein und einmal auf der 
oberen Fläche der obersten Haupttragfläche gemalt sein, und zwar soll 
das obere Ende der Buchstaben nach vorn gerichtet sein. Sie sollen 
ebenfalls auf jeder Seite des Rumpies gemalt sein zwischen den Haupt- 
tragflächen und den Schwanzilächen. Falls die Maschine keinen ge- 
schlossenen Rumpf besitzt, sollen die Abzeichen auf die Verkleidung 
des Besatzungsraumes gemalt sein. 


b) Luftschiffe und Ballone. Bei Luitschifien sollen die Abzeichen 
in der Nähe des größten Querschnittes auf beiden Seiten aufgemalt sein 
und am höchsten Punkt in den gleichen Abständen von den Buchstaben 
an den Seiten. Bei Ballonen sollen zwei Abzeichen auf dem größten 
horizontalen Umfang so weit voneinander als möglich aufgemalt sein. 
Bei Luitschiffen sollen die Seitenabzeichen sowohl von der Seite als 
auch von unten aus sichtbar sein. 


2. Das Nationalitätszeichen soll bei Flugmaschinen und Luftschifien 
sowohl auf der Steuerbord- wie auf der Backbordseite auf den unteren 
Flächen der untersten Schwanz- und Höhensteuerflächen und ebenso auf den 
oberen Flächen der Schwanz- und Höhensteuerflächen und zwar jeweils auf 
der breiteren aufgemalt sein. Es soll ebenso aufgemalt sein auf beiden Seiten 
des Seitensteuers oder auf den Außenseiten der äußeren Steuerfläche, wenn 
mehr als ein Steuer vorhanden ist. Bei Ballonen soll das Nationalitätszeichen 
auf der Gondel aufgemalt sein. | 
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3. Bei Flugmaschinen soll die Größe der Abzeichen auf den Haupt- 
und Schwanzflächen — */, des Durchmessers jeder Fläche ausmachen und 
auf dem Steuer soll es so groß wie irgend möglich sein. Die Größe der 
Abzeichen auf dem Rumpf bezw. Besatzungsraum soll ebenfalls —= */, der 
Höhe des schmalsten Teiles von dem Abschnitt des Rumpfes bezw. Besatzungs- 
raumes sein, auf dem die Abzeichen aufgemalt sind. Bei Luitschiffen soll 
das Nationalitätszeichen, das auf die Schwanzfläche aufgemalt ist, — */, der 
Höhe der Schwanzfläche sein und beim Steuer so groß wie möglich. Die 
Größe der übrigen Abzeichen soll zusammen wenigstens !/,, des Umfanges 
des größten Querschnittes des Luftschiifes sein. 


Bei Ballonen soll die Höhe des Nationalitätsabzeichen — */, der Höhe 
des Korbes sein und die Höhe der anderen Abzeichen soll zum wenigsten 
— Y/,. des Umfanges des Ballones sein. Bei allen Luftfahrzeugen brauchen 
die Buchstaben der Nationalitäts- und Eintragungsabzeichen nicht die Größe 
von 8 Fuß zu überschreiten. 


5. Die Breite der Nummern und Buchstaben soll °/, ihrer Höhe be- 
tragen und die Stärke soll '!/, ihrer Höhe sein. Die Zahlen und Buchstaben 
sollen in zusammenhängender Schrift gemalt sein und sollen eine einheitliche 
Form und Größe haben. Ein Raum von der Hälfte der Breite der Zahlen 
bezw. Buchstaben soll zwischen Buchstaben bezw. Zahlen frei bleiben. 


5. Im Fall, daß die Buchstaben unterstrichen sind, soll die Stärke des 
Striches gleich sein der Stäike der Buchstaben. Der Raum zwischen dem 
unteren Ende der Buchstaben und der Linie soll gleich der Stärke der Linie sein. 


6. Wo Eintragungs- und Nationalitätszeichen zusammen erscheinen, soll 
dazwischen ein Bindestrich von der Länge einer Zahl oder eines Buchstabens 
gemalt sein und zwar zwischen dem Nationalitätszeichen und dem Eintragungs- 
zeichen. 

7. Die Eintragungs- und Nationalitätszeichen sollen möglichst vorteilhaft 
angebracht sein unter Berücksichtigung der konstruktionellen Form der Luft- 
fahrzeuge. Die Abzeichen müssen rein und sichtbar gehalten werden. 


Muster 5. 


Bordbücher. 


1. Bordbücher sollen die Form eines Luftfahrzeug-Bordbuches, eines 
Maschinen-Bordbuches, eines Bordtagebuches und eines Bordsignalbuches haben. 
Wenn mehr als ein Motor vorhanden ist, soll ein besonderes Bordbuch für 
jeden Motor geführt werden. 


2. Jedes Bordbuch soll für sich gebunden sein, aber alle Bordbücher 
sollen zusammen in dem Luftfahrzeug in einem wasserdichten Sack in einer 
vom Staatssekretär vorgeschriebenen Form gehalten werden. 


3. Die Bordbücher müssen in allen Einzelheiten mit den vom Staats- 
minister vorgeschriebenen Mustern übereinstimmen und alle solche Informa- 
tionen und Einzelheiten enthalten, die vom Staatsminister vorgeschrieben 
werden. 
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Muster 6. 


Verbotene Zonen. 


l. Jeder von den in der folgenden Liste genannten und beschriebenen 
Plätzen mit den Land- und Territorialgewässern rings um einen solchen Platz 
in einem Abstand von drei Landesmeilen in allen Richtungen von seiner 


Grenze, ist eine verbotene Zone: 


Das ganze Gebiet von Scapa Flow 

Kirkwall Town 

Eine zwischen folgenden Orten durch 
geradeLinien eingeschlossene Zone: 
Tor Ness, Rora Head, Inga Ness, 
Mull Head, Old Head (Orkney 
Islands) 

Thurso Town 

Cromarty Ness 

Invergordon Pier 

Dallmore Village, near Invergordon 

Aberdeen Wireless Station 

Montrose Town 

Broughty Ferry Castle 

Inchkeith Island 

Rosyth Dockyard 

Pitfirrane Park 

Forth Bridge 

Tynemouth, North Pier Lighthouse 

Elswick Railway Station 

Killingholme Air Station 

Cleethorpes Wireless Station 

Louth Railway Station 

Landguard Point, Breakwater (Felix- 
stowe) 

Parkeston Quay 

Ipswich Wireless Station 

Osea Island 

Shoeburyness Church 

Fobbing Church 

Tilbury Fort 

Purfleet Railway Station 

Barking Creek Mouth 

Waltham Abbey Railway Station 

Enfield Lock Railway Station 

Chatam Dockyard 

Teapot Hard 

Chattenden Farm 

Allhallows Church 

Grain Martello Toweı 

Sheerness Dockyard 


Dover Castle 

Archcliffe Fort 

Lydd Railway Station 

Newhaven Station Harbour Jetty 

Fort Cumberland 

Spithead: der Raum Zaischen einer 
Linie von Lee-on-Solent Pier nach 
Wotton Point und einer Linie von 
Southsea Castle nach Seaview Pier 

Portsmouth Dockyard 

Cosham Railway Station 

Fareham Railway Station 

Culver Cliff, Naval Signal Station 

Needless Lighthouse 

Southampton Docks 

Marchwood Park 

Hurst Cactle 

Osmington Church 

Weymouth Pier 

Portland Convict Prison 

Turnchapel Railway Station 

Plymstock Railway Station 

Keyham Dockyard 

Devonport Dockyard 

Saltash Railway Bridge 

Penlee Point 

Thorn Island (Milford Haven) 

Pembroke Wireless Station 

Old Milford Railway Station 

St. Ann’s Head 

Barrow-in-Furness Town Hal! 

Stevenston Railway Station 

Greenock Pier, 

Derjenige Teil von Loch Long, wel- 
cher nördlich einer Linie liegt, die 
sich ostwärts von Kap Point er- 
streckt. 

Carrickfergus Railway Station 

Grey Point 

Spike Island 

Haulbowline Dockyard. 
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2. Die verbotenen Zonen sind näher bezeichnet auf eine Karte, die zu 
diesem Zwecke vom Staatminister herausgegeben ist. 

3. Der Offizier, der die Signal- und die in Abschnitt 2 des Luiftfahr- 
gesetzes von 1913 angeführten Handlungen zu veranlassen hat, muß ein 
kommandierter Ofiizier von Sr. Majestät Marine, Armee oder Luitstreit- 
kräften sein. 

4. Die Signale, welche gegeben werden müssen, wenn ein Luitiahr- 
zeug über eine der verbotenen Zonen fliegt oder versucht zu diegen, sollen 
folgende sein: 

Bei Tage: Drei Schüsse in Zwischenräumen von nicht weniger als 
10 Sekunden mit einem Geschoß, das Rauch entwickelt bei der Explosion. 

Bei Nacht: Drei Schüsse in Zwischenräumen von nicht weniger 
als 10 Sekunden mit einem Geschoß, das rote Sterne oder rote Lichter zeigt. 

5. Wenn ein solches Zeichen gegeben ist, hat das Luitiahrzeug an dem 
nächsten praktisch möglichen Punkte zu landen, und zwar darf es, wenn es 
eine verbotene Zone an- oder überfliegt, beim Abstieg nicht weiter auf die Zone 
zu oder in dieselbe hineinfliegen. 

6. Wenn ein Luftfahrzeug nicht fähig ist, unverzüglich auf das Signal 
hin zu landen, infolge Wettergewalten oder aus irgend einer anderen unver- 
meidbaren Ursache, hat es das folgende Signal zu geben: 

Bei Tage soll es von dem Platze, wo man es am klarsten von 
unten sehen kann, eine rote dreieckige Fahne zeigen zusammen mit zwei 
schwarzen Bällen, die senkrecht übereinander sind. 

Bei Nacht soll es ein weißes Licht schwingen und gleichzeitig 
die Seitenlichter auslöschen und soll so schnell als möglich an dem nächsten 
praktischen Punkt im Vereinigten Königreich landen. 


KEUSTerET; 
“ Regeln für Lichterführung und Signalgebung sowie Flugregeln. 
Erklärung. zur den?Regeim 

In diesen Regeln bedeutet: 

Das Wort „Luitfahrzeug“ alle Ballone, sowohl Fessel- wie freie, Drachen, 
Luftschiffe und Flugmaschinen. 

Das Wort „Ballon“, und zwar sowohl Fessel- als Freiballon bedeutet ein 
Luftfahrzeug, das leichter als Luft ist und keine Vortriebsmittel besitzt. 

Das Wort „Luitschifi* bedeutet ein Luftfahrzeug, leichter als Luft mit 
eigenem Antrieb. 

Das Wort „Flugmaschine“ bedeutet alle Land- und Seeflugzeuge, Flug- 
boote oder Flugmaschinen, schwerer als Luit mit eigenem Antrieb. 

Das Wort „sichtbar“, wenn es sich auf Lichter bezieht, bedeutet sicht- 
bar in dunkler Nacht bei klarer Luft. 

Ein Luitschiff ist unterwegs im Sinne dieser Regeln, wenn es nicht mit 
der Erde oder irgend einem Gegenstand auf Land oder Wasser iest verbunden 
ist. Für die Ausdehnung der Winkel, die in diesen Regeln vorgeschrieben 
sind, ist maßgebend die horizontale Lage beim Fluge geradeaus. 
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Lichter- und Signalregeln. 


1. Den Regeln betrefis der Lichterführung muß nachgekommen werden 
bei jedem Welter, voA Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang, und sollen 
während dieser Zeit keine anderen Lichter, welche mit den vorgeschriebenen 
Navigationslichtern verwechselt werden können, sichtbar sein. Die vorge- 
schriebenen und erwähnten Navigationslichter dürfen nicht flimmern. 


2. Eine Flugmaschine, welche sich in der Luft befindet oder auf dem 
Lande oder Wasser mit Hilfe ihrer eigenen Krait manöviriert, muß folgende 
Lichter führen: 

a) voraus ein weißes Licht, sichtbar in einem Winkel von 220°, d.h. 
je 110° rechts und links der Flugrichtung, und von einer solchen 
Stärke, daß es mindestens fünf Meilen weit sichtbar ist, 

b) auf der Backbordseite ein grünes Licht so angebracht und befestigt, 
daß es ein ununterbrochenes Licht zwischen zwei vertikalen Flächen 
zeigt, deren Winkel 110° beträgt und gemessen von der Fahrt- 
richtung voraus nach rechts und rückwärts (so daß es also 20° nach 
rückwärts sichtbar ist). Die Lichtstärke muß derart sein, daß es 
mindestens drei Meilen weit sichtbar ist, 


t 


c) auf der Backbordseite ein rotes Licht so angebracht und beiesti 
daß es ein ununterbrochenes Licht zwischen zwei vertikalen 
Flächen zeigt, deren Winkel 110° beträgt und gemessen wird von 
der Fahrtrichtung voraus nach links und rückwärts (so daß es also 
20° nach rückwärts sichtbar ist). Die Lichtstärke muß derart sein, 
daß es mindestens drei Meilen weit sichtbar ist, 
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d) die genannten grünen und roten Lichter (Positionslaternen) soller 
so angebracht sein, daß das grüne Licht nicht sichtbar ist von 3 
Backbordseite und das rote von der Steuerbordseite, 


e) nach Achteraus, und zwar soweit achtern wie möglich, soll ein 
weißes Licht leuchten, und zwar ununterbrochen in einem Winkel 
von 140° gleichmäßig, also je 70° nach rechts und links von seiner 
Mittellinie, 

f) in dem Falle, in dem, um die Bedingungen unter a) und e) zu 
erfüllen, das einiache Licht durch mehrere Lichter ersetzt werden 
muß, muß das Feld der Sichtbarkeit jedes dieser Lichter so be- 
grenzt sein, daß unter keinen Umständen mehr als ein Licht auf 
einmal gesehen werden kann. 


3. Die Regeln für Lichterführung bei Flugmaschinen sollen Gültigkeit 
haben für Luftschiffe unter Berücksichtigung folgender Einschränkungen: 


a) alle Lichter sollen doppelt geführt werden, das vordere und achtere 
Licht senkrecht übereinander, die Seitenlichter horizontal nebeneinander, 


b) beide Lichter jedes Paares, vorn und achtern, sollen zu gleicher Zeit 
sichtbar sein. Die Entfernung der Lichter eines Paares soll nicht 
weniger als sechs Fuß betragen 


4. Ein Luftschiff, das geschleppt wird, soll die Lichter führen, die in der 


Regel 3 genannt sind und außerdem die in der Regel 6 für Luitschifie, 
die nicht manöverierfähig sind, ausgeführten. 
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5. Ein Flugzeug, welches sich auf der Oberfläche des Wassers in nicht 
betriebsfähigem Zustand befindet, d. h. nicht so manöverierfähig ist, wie es 
die Vorschriften zur Vermeidung von Zusammenstößen.auf See erfordern, soll 
zwei rote Lichter führen, die nicht weniger als sechs Fuß von einander ent- 
fernt in vertikaler Richtung eins über dem anderen sich befinden und von 
solcher Stärke sind, daß sie ringsum auf eine Entfernung von wenigstens 
zwei Meilen sichtbar sind. Außerdem müssen die Positionslaternen leuchten, 
wenn ein Flugzeug unterwegs ist. 


6. Ein Luftschiff, das aus irgend einem Grunde nicht manövrierfähig 
ist oder daß seine Maschinen freiwillig gestoppt hat, muß außer den anderen 
angeführten Lichtern sichtbar zwei rote Laternen führen, eins nahe über 
dem andern in vertikaler Richtung, nicht weniger als sechs Fuß entfernt und 
so konstruiert, daß es sein Licht nach allen Richtungen zeigt und von solcher 
Stärke, daß sie wenigstens zwei Meilen weit sichtbar sind. 


Bei Tage muß ein Luftschiff, welches geschleppt wird oder aus irgend 
einem Grunde nicht manövrierfähig ist, zwei schwarze Bälle oder Scheiben führen, 
jedes zwei Fuß im Durchmesser und eines über dem andern angebracht, an- 
nähernd in vertikaler Richtung übereinander. Ein Luftschiff verankert oder 
unterwegs, aber das freiwillig seine Maschinen stillgesetzt hat, muß sichtbar 
bei Tage einen schwarzen Ballen oder schwarze Scheiben führen von zwei 
Fuß im Durchmesser und muß von anderen Luftfahrzeugen als manövrier- 
unfähig behandelt werden. 


7. Ein Freiballon muß ein helles weißes Licht unter dem Korbe führen 
in einer Entfernung von nicht weniger als 20 Fuß, das von solcher Be- 
schaffenheit ist, daß es ein ununterbrochenes Licht nach allen Richtungen 
zeigt und wenigstens auf einer Entfernung von zwei Meilen hin sichtbar ist. 


8. Ein Fesselballon soll an der Stelle und statt des weißen Lichtes, 
das in Regel 7 erwähnt ist, drei Lichte: in vertikaler Richtung, eins über dem 
anderen, nicht weniger als sechs Fuß auseinander, führen, das oberste und 
unterste dieser Lichter soll rot, das mittlere weiß sein und sie sollen von 
solcher Stärke sein, daß sie nach allen Seiten in einer Entfernung von 
wenigstens zwei Meilen-sichtbar sind. 


Außerdem soll das Ankerkabel in Zwischenräumen von 1000 Fuß, ge- 
messen vom Korb aus, Gruppen von drei Lichtern führen, gleich denen, die 
im vorhergehenden Paragraphen angeführt sind. Außerdem soll der Gegenstand, 
an dem der Ballon auf dem Grunde verankert ist, zur Bezeichnung seiner Lage 
eine gleiche Gruppe Lichter führen. 


Bei Tage soll das Ankerkabel in derselben Weise anstatt der im vorher- 
gehenden Paragraphen erwähnten Lichtergruppen, und an Stelle dieser röhren- 
förmige Wimpel führen, die wenigstens 8 Zoll Durchmesser haben und 6 Fuß 
lang sind und abwechselnd weiße und rote Streifen von 8 Zoll Breite haben. 


9. Ein Luftschiff, welches nahe dem Boden verankert ist, soll die Lichter 
führen, die in Regel 2, Abschnitt a) und e), und 3 genannt sind. Außerdem, 
falls das Luftschiff nahe dem Boden verankert ist, muß es selbst, das Anker- 
kabel und der Gegenstand, an dem es verankert ist, gemäß den Vorschriften 
der Regel S und zwar bei Tag und bei Nacht markiert sein. 
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Wasser-Anker und Drogues, die durch Luftschiffe zur Verankerung auf 
See gebraucht werden, sind von diesen Regeln ausgenommen. 

10. Eine Flugmaschine, die auf dem Lande oder Wasser stationiert, 
aber nicht verankert oder vertaut ist, soll die Lichter, die in Regel 2 ange- 
geben sind, führen. 

il. Um auf der Erdoberfläche Zusammenstöße mit Fahrzeugen zu ver- 
meiden: 

a) soll ein Flugzeug, wenn es verankert oder vertaut auf dem Wasser ist, 
voraus an einer Stelle, wo es am besten gesehen werden kann, ein 
weißes Licht führen, und zwar so konstruiert, daß es ein ununter- 
brochenes Licht ringsum sichtbar zeigt, auf eine Entfernung von 
wenigstens einer Meile; 
soll ein Flugzeug von 150 Fuß Länge oder mehr, wenn es verankert 
oder auf dem Wasser vertaut ist, an dem vorderen Teil der Flugmaschine 
ein solches Licht führen und am oder nahe dem Hinterteil der Flug- 
maschine und in einer solchen Höhe, daß es nicht weniger als 15 Fuß 
tiefer als das vordere liegt, ein anderes ebensoiches Licht führen. Die 
Länge einer Flugmaschine ist gemessen zwischen den äußersten Punkten; 

c) sollen Flugmaschinen von 150 Fuß und größer in der Breite, wenn sie 

vor Anker liegen oder vertaut sind auf dem Wasser außerdem an jeder 

der unteren Flügelspitzen ein solches Licht zeigen wie es unter a) in 
dieser Regel angegeben ist. Die Breite einer Flugmaschine ist die 
größte seitliche Ausdehnung. 

12. Im Falle des Versagens eines der gemäß diesen Bestimmungen am 
Flugzeug beim nächtlichen Fluge zu führenden Lichter hat ein solches Flug- 
zeug bei der ersten hinreichend sicheren Gelegenheit zu landen. 

13. Keine dieser Bestimmungen soll Sonderbestimmungen ausschließen, 
die von der Regierung eines anderen Staates erlassen werden in bezug auf 
Positions- und Signallichter für Gruppen von 2 oder mehr Luftfahrzeugen oder 
für Luftfahrzeuge im Geschwader oder in bezug auf Führung von Erkennungs- 
signalen, wie sie etwa durch Eigentümer von Luftfahrzeugen zur Anwendung 
kommen in Genehmigung ihrer bezüglichen Regierungen, nachdem sie ge- 
bührend eingetragen und veröffentlicht sind. 

14a. Ein Luitfahrzeug, das bei Nacht auf einem Flugplatz, der eine 
Landungskontrolle besitzt, zu landen beabsichtigt, muß vor der Landung ein 
grünes Signallicht abschießen oder eine grüne Lampe biinken lassen und 
außerdem muß es nach den Internationalen Morsevorschriften die Buchstaben- 
gruppe seines eigenen Ahrufes geben. 

14b. Die Landungserlaubnis wird durch die Wiederholung‘ desselben 
Anrufes vom Boden aus erteilt und anschließend durch ein grünes Signallicht 
oder Blinken mit einer grünen Lampe. 

15. Die Abieuerung eines roten Signallichts oder das Zeigen eines roten 
Lichtes vom Boden aus ist eine Anweisung, daß das Luitfahrzeug nicht 
landen darf. 

16. Ein Luftfahrzeug, das gezwungen ist, bei Nacht zu landen, soll vor 
der Landung ein rotes Signallicht feuern oder eine Serie von kurzen Blinken 
mit den Positionslaternen geben. 
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17. Wenn ein Luftfahrzeug in Not ist und Beistand wünscht, sollen 
folgende Signale gegeben oder gezeigt werden entweder zusammen oder 
einzeln: 

I. das internationale Zeichen S. O.S. durch Sichtsignale oder mit draht- 

loser Telegraghie; 

2. das internationale Code-Flaggensignal für in Not befindlich, das durch 

N. C. gegeben wird; 
. ein Fernsignal, das aus einer viereckigen Flagge besteht, unter der oder 

über der ein Ball angebracht ist oder etwas, das als Ball erscheint; 

4. ein ununterbrochener Ton mit irgend einem Schallapparat; 

5. ein Signal, bestehend aus einer Folge weißer Signallichter, die in kurzen 

Zwischenräumen abgefeuert werden. 

18. Bei dickem Nebel, Dunst, Schneefall oder starkem Regensturz, so- 
wohl bei Tage als bei Nacht, soll ein Luftfahrzeug auf dem Wasser die fol- 
genden Schallsignale mit irgend einem Schallapparat geben: 
| a) wenn nicht verankert oder vertaut, einen Ton in Zwischenräumen von 

nicht mehr als zwei Minuten, bestehend aus zwei Tönen von ungefähr 

fünf Sekunden Dauer mit Zwischenpausen von ungefähr einer Sekunde, 
b) wenn vor Anker oder vertaut, einen Ton in Zwischenpausen von nicht 
mehr als einer Minute, bestehend aus einem Ton von ungefähr fünf 

Sekunden. 


oJ 


Regeln über Verhalten in der Luit. 
a) Allgemeine Regeln über Verhaltenin der Luft. 

19. Flugmaschinen haben stets Freiballonen, Fesselballonen und Luit- 
schiffen auszuweichen. Luftschiffe müssen immer Ballonen, freien und ge- 
jesselten, ausweichen, 

20. Ein Luftschiff, das manövrierunfähig ist, wird nach den Regeln für 
die Luftfahrt als Freiballon angesehen. 


21. Ein Luftiahrzeug mit Motorantrieb muß stets nach diesen Regeln 
fliegen, sobald es augenscheinlich ist, daß es, falls es seinen Kurs hält, in 
einer Entfernung von weniger als 200 Yards von irgend einem Teil eines 
anderen Luftfahrzeuges passieren würde. 


22. Wenn zwei Luftfahrzeuge mit Motorantrieb sich treffen oder nahezu 
treffen würden, soll jedes seinen Kurs nach Steuerbord ändern. 


23. Wenn zwei Luftfahrzeuge mit Motorantrieb auf sich kreuzenden _ 
Kursen fahren, soll das Luftfahrzeug, das das andere an seiner eigenen Steuer- 
bordseite hat, aus dem Kurs des andern gehen. 

24. Ein Luftfahrzeug, das ein anderes überholt, hat dem Fahrzeug, das 
überholt wird, auszuweichen und zwar durch Kursänderung nach rechts; es 
darf nicht durch Unterfliegen passieren. Jedes Luftfahrzeug, das ein anderes, 
von irgend einer Richtung, die mehr als 110 Grad von dessen Fahrtrichtung 
abweicht, einholt, d. h. in einer solchen Richtung zu dem überholten Luitfahr- 
zeug, daß es bei Nacht keine der Seitenlaternen jenes Luftfahrzeuges sehen 
kann, soll als ein überholendes Luftfahrzeug anzusehen sein; keine spätere 
Aenderung der Stellung der beiden Luftfahrzeuge zueinander soll das über- 
holende Luitfahrzeug zu einem kurskreuzenden dieser Regeln machen, oder es 


ENGLAND 11 


PERTITIIILIIZI ZZ ZZ ZZ 22 
Pe EEEREREETTERETEREEELTEELTTELELLLLLILIIIII EEE ZZ ZZ ZZ DEE, 
“ 


von der Pilicht befreien, von dem überholten Luftiahrzeug frei zu halten, bis 
es endgültig passiert ist. 

Da das überholende Luftfahrzeug bei Tage nicht immer mit Sicherheit 
wissen kann, ob es voraus oder achteraus dieser Richtung vom anderen Luit- 
fahrzeug ist, soll es, wenn es im Zweifel ist, annehmen, daß es das über- 
holende Luftfahrzeug ist, und ausweichen. 

25. Wo nach irgend einer dieser Regeln eins der beiden Luftfahrzeuge 
gehalten ist auszuweichen, soll das andere seinen Kurs und seine Geschwindig- 
keit beibehalten. Wenn infolge von dickem Wetter oder anderen Ursachen sich 
ein solches Luftfahrzeug plötzlich so nahe bei einem anderen befindet, daß ein 
Zusammenstoß durch Manövrieren des Luftfahrzeuges, das auszuweichen hat, 
allein nicht vermieden werden kann, so soll es so handeln, wie es am besten 
ist, um einen Zusammenstoß zu vermeiden. 


26. Jedes Luftfahrzeug, das nach diesen Regeln verpflichtet ist, anderen 
Luftfahrzeugen auszuweichen, soll, wenn es die Umstände gestatten, vermeiden, 
vor dem anderen vorbeizufliegen. 


27. Auf offiziell anerkannten Luftfahrtstraßen soll jedes Luftiahrzeug, 
wenn es sich mit der Sicherheit vereinbaren läßt und möglich ist, sich auf 
der rechten Seite der Luitfahrtroute halten. 


28. Luftfahrzeuge auf dem Lande oder auf dem Wasser, die im Begrifi 
sind, auizusteigen, sollen erst versuchen, sich vom Boden zu erheben, wenn 
keine Gefahr des Zusammenstoßens mit einem fliegenden Luftiahrzeug vVor- 
handen ist. 


29. Alle Luftfahrzeuge in einer Wolke, im Nebel, Dunst oder in anderen 
Fällen schlechter Sichtigkeit sollen vorsichtig fliegen und sollen sorgfältig Rück- 
sicht nehmen auf die vorliegenden Verhältnisse. 


30. Bei der Befolgung und Auslegung dieser Regeln sollen die Gefahren 
der Navigation und der Kollisionen und alle besonderen Umstände, die ein 
Abweichen von diesen Regeln zur Vermeidung unmittelbarer Gefahr notwendig 
machen, im Auge behalten werden. 


31. Das Fallenlassen von anderem Ballast als feinem Sand oder Wasser 
von einem Luftfahrzeug in der Luft ist verboten. 


be Veroränungen’kür' Luftverkehr aufund in der 
Nachbarschaft von behördlich konzessionierten Flug- 
plätzen. 


32. Auf allen behördlich genehmigten Flugplätzen soll an gut sicht- 
barer Stelle eine Flagge gehißt sein, die anzeigen soll, daß, wenn ein Flug- 
zeug im Begriff zu landen ist und für notwendig befindet, über dem Flugplatz 
eine Runde oder einen Teil einer Runde zu fliegen, eine solche Runde im ent- 
gegengesetzten Sinne des Uhrzeigers oder im Sinne des Uhrzeigers entsprechend 
der Farbe der Flagge auszuführen ist. Eine blaue Flagge zeigt an, daß die 
Runde im Sinne des Uhrzeigers gemacht werden soll, d. h., daß die Flagge 
an der Steuerbordseite, also an der Seite, die die grüne Positionslaterne des 
Luftfahrzeuges führt, gesehen werden muß; eine rote Flagge zeigt an, daß die 
‚Runde entgegen dem Uhrzeigersinne auszuführen ist, d. h., daß die rote Flagge 
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an der Backbordseite, also der Seite, die die rote Positionslaterne des Flug 
zeuges trägt, gesehen werden muß. 

In demselben Sinne sollen Flugzeuge, die einen behördlich konzessio- 
nierten Flugplatz verlassen, die Runden fliegen, wie durch die Flagge angezeigt. 

33. Wenn ein Flugzeug von einem behördlich konzessionierten Flug- 
platz abfliegt, soll es keine Wendung machen, bevor es nicht von dem ihm 
nächsten Punkt des Flugplatzes mindestens 500 Yards entfernt ist, und die 
Wendung muß dann der Bestimmung für Rundflüge über dem Platz ent- 
sprechen. r 

34. Alle Flugzeuge, die zwischen 500 und 1000 Yards Entfernung von 
dem ihnen nächsten Punkt eines behördlich konzessionierten Flugplatzes 
tliegen, sollen der Vorschrift betrelfiend Rundenflüge folgen, außer wenn solche 
Flugzeuge in einer größeren Höhe als 6500 Fuß fliegen. 

35. Sturzflüge und Tricks bei Landungen sind auf staatlich konzessio- 
nierten Flugplätzen verboten. Luftiahrzeugen ist es verboten, sich Kunststücke 
zu erlauben in geringerer Entfernung nach allen Seiten als wenigstens 
2000 Yards von dem ihnen rächsten Punkt solcher Flugplätze. i 

36. Auf allen amtlich konzessionierten Fiugplätzen muß die Windrichtung 
durch eine oder mehrere anerkannte Methoden deutlich angezeigt sein, z. B. 
Landungspfeile, röhrenförmige Fahnen, rauchende Feuer u. dergl. 

37. Jedes Flugzeug, das abfliegt oder landen will auf einem behördlich 
konzessionierten Flugplatz, soll dies gegen den Wind tun, ausgenommen, wenn 
die natürlichen Verhältnisse des Flugplatzes es nicht erlauben. 


38. Im Falle, daß Fiugzeuge sich einem behördlich konzessionierten 
Flugplatz nähern in der Absicht zu landen, ist das Flugzeug, das in der 
größeren Höhe fliegt, verantwortlich dafür, daß es das Flugzeug in der ge- 
ringeren Höhe meidet; es muß in bezug auf die Landung die Regel 24, be- 
trefiend „Ueberholen“, beobachten. 


39. Flugzeugen, die Notsignale geben, soll freie Bahn gegeben werden 
bein Versuch, auf einem behördlich konzessionierten Flugplatz zu landen. 


40. Jeder behördlich konzessionierte Flugplatz soll als aus drei Streifen 
bestehend angesehen werden im Sinne der Windrichtung. Die Zone zur 
rechten Hand (gegen den Wind) soll die Startzone, die zur linken Hand die 
Landungszone sein. Zwischen diesen beiden Zonen soll eine neutrale Zone 
liegen. Ein Flugzeug, welches landet, soll versuchen, so nahe als möglich 
an der neutralen Zone zu landen, aber in allen Fällen.links von einem Fiug- 
zeug, das schon gelandet ist. Nachdem es das Rollen verlangsamt hat oder 
zum Stillstand gekommen ist, soll das Flugzeug unverzüglich in die neutrale 
Zone steuern. Entsprechend soll ein Flugzeug, das abfliegt, sich soweit als 
möglich nach rechts in der Startzone halten; es muß aber links bleiben von 
irgend einem Flugzeug, das gleichfalls startet oder im Begriiie ist zu starten. 

41. Kein Flugzeug darf sich vom Boden abheben, bevor das vorher- 
gehende Flugzeug den Flugplatz verlassen hat. 

42. Die obigen Regeln gelten ebenfalls für Nachtlandungen auf behörd- 
lich konzessionierten Flugplätzen, und zwar sind dann die Signale die folgenden: 

a) Ein rotes Licht soll anzeigen, daß Rundenflüge entgegen dem Urzeiger- 
sinne, ein grünes Licht, daß Rundenflüge im Urzeigersinne auszu- 
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führen sind. Die rechte Seitenzone soll markiert sein durch weiße 
Lichter in Form eines „L“ und die linke Seitenzone entsprechend. 
Die „L’s“ sollen Rücken gegen Rücken stehen. Damit ist gemeint, 
daß die langen Seiten des „L’s“ die Grenzen der Neutralen Zone an- 
zeigen. Die Richtung für die Landung soll unverändert entlang dem 
langen Arm des „L“ nach dem kurzen Arm hin sein. Die Lichter des 
„L“ sollen so angebracht sein, daß die Lichter, die die äußersten Enden 
des langen Arms anzeigen, die äußersten Punkte angeben auf dem 
Flugplatz, auf denen ein Flugzeug noch sicher aufsetzen kann. Die 
Lichter, die den kurzen Arm des „L“ angeben, markieren die 
Grenze für sichere Landungsfläche für Flugzeuge, das soll heißen, daß 
Flugzeuge nicht über den kurzen Arm hinaus rollen dürfen. 


Skizzen zur Veranschaulichung von Regel42 (s. Beilage). 


b) Wo es wünschenswert ist, Lichter und Personal zu sparen, kann das 
folgende System zur Anwendung kommen: zweiLichter sollen auf der 
Windseite des Flugplatzes aufgestelit werden, um die in Regel 40 
erwähnten Grenzen der neutralen Zone zu markieren, die Linie, die 
die Lichter verbindet, soll senkrecht zur Windrichtung stehen ; zwei weitere 
Lichter sollen in folgender Weise aufgestellt werden: eins auf der Unter- 
windseite des Flugplatzes auf einer Linie parallel zur Windrichtung 
durch die Mitte der Verbindungslinie der beiden Lichter auf der Luv- 
seite, um die Ausdehnung des Flugplatzes und die Windrichtung zu 
zeigen, und das andere soll in der Mitte zwischen den beiden Lichtern, 
die die Grenzen der neutralen Zone angeben, sich befinden. 

Zusatzlichter können symmetrisch aufgestellt werden entlang den 
Grenzen der neutralen Zone und an den Enden der Start- und Landungs- 
zone auf der Linie durch die drei Lichter der Luvseite, 


43. Kein Fesselballon, Drachen oder vertautes Luftschifi soll in 
der Nachbarschaft eines Flugplatzes ohne besondere Genehmigung aui- 
gelassen werden. 


44. Alle behördlich konzessionierten Flugplätze müssen an Land inner- 
halb einer Zone von 500 Yards durch geeignete Zeichen an für Flieger ge- 
fährlichen Hindernissen geschützt sein. 


c) Verschiedenes, 


45. Jedes Luftfahrzeug, das mit eigener Kraft auf dem Wasser manöve- 
riert, muß den Vorschriften zur Vermeidung von Zusammenstößen auf See 
nachkommen und ist im Sinne dieser Verfügungen als ein Dampischifi an- 
zusehen, muß aber die Lichter führen, wie sie in diesen Regeln angegeben 
sind und nicht jene für Dampischiffe, die in jenen Verordnungen angegeben 
sind. Die Schallsignale, die in jenen Verordnungen angegeben sind, sollen 
weder durch, noch auf ein solches Luftfahrzeug Anwendung finden mit Aus- 
nahme der, die in Regel 17 und 18 oben angeführt sind. 


46. Nichts in diesen Regeln entbindet ein Luftfahrzeug bezw. den Be- 
sitzer oder die Besatzung von den Folgen einer Vernachlässigung, Lichter zu 
führen oder Signale zu geben oder von der Vernachlässigung, einen besonderen 
Ausguck zu halten oder den Folgen der Unterlassung einer Vorsichtsmall- 
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nahme, die durch den allgemeinen Gebrauch in der Luftfahrt oder durch die 
besonderen Umstände des Falles verlangt wird. 

47. Nichts in diesen Regeln soll die Befolgung irgend einer besonderen 
Vorschrift oder besonderer Regeln hindern, die ordnungsgemäß erlassen und 
veröffentlicht sind in bezug auf die Luftschiffahrt in der unmittelbaren Nach- 
barschaft irgend eines Flug- oder anderen Platzes, und es soll Pflicht sein für 
alle Luftfahrzeug-Besitzer und Besatzungen auch solche Regeln zu beobachten, 


MusterS8. 


Regeln für Luftiahrzeuge bei Ankunft in oder Abilug 
aus dem Vereinigten Königreich. 


v 

1. Im Sinne der Regeln dieser Vorschrift sind folgende Flugplätze an- 
erkannt: New Holland, Lincollenshire, Hadleigh, Suffolk, Lympne, Kent, 
Hounslow, Middlesex. Der Staatsminister hat das Recht, durch Verfügungen 
irgend einen Flughafen auf die Liste der anerkannten Flugplätze zu setzen 
oder von dieser Liste zu streichen. 

2. Im Sinne der Regeln dieser Verfügungen ist unter Importeur dasselbe 
zu verstehen, wie in der Customs Consolidation Act, 1876; unter Kommissar 
sind Zoll- und Steuerkommissare zu verstehen. 

Unter Prüfungsstation ist ein Raum auf einem anerkannten Flugplatz 
gemeint, der durch die Kommissare als Prüfungsstation genehmigt ist. 

Unter Pilot ist eine als Führer bestellte Person zu verstehen, 

Alle anderen Ausdrücke haben dieselbe Bedeutung, wie in den all- 
gemeinen Verfügungen dieser Verordnungen. 


An- und Abilug auf anerkannten Flugplätzen. 


II. 

Kein Luftfahrzeug darf bei der Ankunft im Vereinigten Königreich vom 
Ausland zunächst an anderer Stelle als auf einem anerkannten Flugplatz 
landen. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn ein Luftfahrzeug vor der An- 
kunft auf einem anerkannten Flugplatze infolge von Havarie, Unwetter oder 
unvermeidbarer Ursache zu landen gezwungen ist, in welchem Falle die 
Angaben, die in der Regel 21 (weiter unten) verzeichnet sind, zu befolgen sind. 


II. 

Kein Luitfahrzeug darf nach einem Ziel ausserhalb des Vereinigten 
Königreichs fliegen, ausser wenn es von einem behördlich anerkannten 
Flugplatz abfliegt. 

IV. 

1. Keine Person, die in einem Luftfahrzeug in-das Vereinigte König- 
reich einfliegt, darf mit sich führen oder gestatten, daß in dem Luitschiff mit- 
geführt wird: 

a) irgend welche Waren, deren Einfuhr durch die Zollgesetze verboten ist; 
b) irgend welche Postsachen, außer mit einer schriftlichen Erlaubnis des 

General-Postmeisters. Ä 

2. Keine Person, die in einem Luftfahrzeug in das Vereinigte Königreich 
einiliegt, darf irgend ein Siegel erbrechen oder verändern, das an irgend einem 
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Teil des Luftfahrzeuges oder auf irgend welchen Waren darin durch einen Zoll- 
beamten auf dem Flugplatz, von dem sie nach dem Vereinigten Königreich 
abgeflogen ist, angebracht ist. 

V: 


Kein Luftfahrzeug darf in das Vereinigte Königreich einfliegen oder das- 
selbe verlassen, wenn es irgend einen geheimen oder versteckten Raum hat, 
der geeignet ist, Waren zu schmuggeln. 


v1. 


Der Führer irgend eines Luftfahrzeuges, das von einem Platz außerhalb 
des Vereinigten Königreichs auf einem anerkannten Flugplatz ankommt, soll 
sofort nach der Landung sein Luftfahrzeug zu der Prüfungsstation auf den 
Flugplatz bringen. Doch soll ein Führer nicht verurteilt werden wegen ab- 
sichtlichen oder fahrlässigen Verstoßes gegen diese Regel, wenn er nachweist, 
daß Umstände, über die er keine Gewalt hatte, ihn hinderten, sein Luftfahrzeug 
zu der Prüfungsstation zu bringen und wenn er, nachdem der Bericht gemäß 
folgender Regel VII pflichtschuldigst durch ihn gemacht worden war, alle Waren, 
die in dem erwähnten Luftfahrzeug mitgeführt worden waren, zu der Prüfungs- 
station in Gegenwart eines Zoll- oder Steuerbeamten oder irgend einer anderen 
Person, die durch den Staatsminister vorschriftsmäßig ermächtigt worden ist, 
gebracht hat. 

. vn. 
| Innerhalb 24 Stunden nach der Landung eines Luftiahrzeuges auf irgend 
einem anerkannten Flugplatz, das von einem Platz außerhalb des Vereinigten 
Königreichs kommt, soll der Führer: 
a) einen Bericht in der durch die Kommissare vorgeschriebenen Form 
machen an den zuständigen Zoll- und Steuerbeamten ; 
b) walırheitsgemäß die besonderen Einzelheiten angeben, die in der Form 
vorgeschrieben sind und 
c) einem solchen Beamten mit dem Bericht ein Bordbuch, das Ladungs- 
verzeichnis und eine Deklaration der an Bord des Luitfahrzeuges befind- 
lichen Waren ausliefern, die unterschrieben ist durch den zuständigen 

Zollbeamten auf dem Flugplatz, von dem er nach dem Vereinigten König- 

reich abgeflogen ist, und | 

d) Landen auf solchem Flugplatz zur Prüfung des in solchem Lufitfahrzeug 
mitgeführten Reisegepäcks aller Passagiere, und nachdem er solchen Be- 
richt gemacht hat, soll er alle Waren in solchem Luftlahrzeug zur Prüfung 
vorzeigen und auf Verlangen ausladen. 


VM. 


Wenn auf irgend einem Flugplatz oder anderem Platze innerhalb des 
Vereinigten Königreichs Waren oder Passagiere eingeschifft werden zur Ueber- 
führung durch die Luft nach einem anerkannten Flugplatz, soll der Führer von 
dem Besitzer des Abilugplatzes ein Abflugzeugnis erhalten in der durch den 
Staatsminister und die Kommissare vorgeschriebenen Form; bei Ankunft auf 
dem Flugplatz soll das Luftfahrzeug und alle Waren und Passagiere, die darin 
mitgeführt wurden, auf Grund eines solchen Zeugnisses von einer Kontrolle 
durch einen Zoll- und Steuerbeamten befreit sein, ausgenommen, wenn ein 
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solcher Beamter Grund zu der Annahme hat, daß das Luftfahrzeug nach der 


Ausgabe eines solchen Zeugnisses einen Platz außerhalb des Vereinigten König- 


reichs angeflogen hat. 
IX. 


Der Führer eines jeden Luftfahrzeuges, in dem Waren ausgeführt werden 
sollen, muß, bevor irgend welche Waren an Bord verladen werden, dem zu- 
ständigen Zoll- und Steuerbeamten eine Meldung über die Abreise nach einer 
ausländischen Bestimmungsstation in der von den Kommissaren vorgeschrie- 
benen Form machen, worin wahrheitsgemäß die Einzelheiten angegeben sind, 
die für den Fall verlangt werden. 

X. 

1. Jeder Führer eines Luftfahrzeuges, das Waren nach irgend einem 
Platz außerhalb des Vereinigten Königreichs bringt, muß dem zuständigen Zoli- 
und Steuerbeamten auf einem anerkannten Flugplatz zusammen mit den zu 
dem Luitfahrzeug gehörenden Bordbüchern ein Verzollungsgesuch von jenem 
Flugplatze einreichen, und zwar in der durch die Kommissare vorgeschriebenen 
Form in doppelter Ausfertigung und ebenso, wenn das Luitfahrzeug Waren 
mit sich führt, ein Ladungsverzeichnis und eine Deklaration in der durch die 
Kommissare vorgeschriebenen Form, die die Warenarten und -mengen auf 
solch einem Luftiahrzeug angeben; wahrheitsgemäß soll er darin die Einzel- 
heiten angeben, die in solchen Formularen verlangt werden; diese von dem 
zuständigen Offizier unterzeichneten Formulare sollen die Verzollungsbescheini- 
gung und zugleich die Berechtigung für das Luftfahrzeug darstellen, nach seinem 
ausländischen Bestimmungsort abzufliegen. 


2. Kein Führer darf in irgend einem Luftfahrzeug aus dem Vereinigten 
Königreich abfliegen, wenn er nicht eine solche Erlaubnis erlangt hat, oder 
darf, nachdem er eine solche Erlaubnis erlangt hat, irgend einen anderen Platz 
im Vereinigten Königreich anfliegen, bevor er nach seinem ausländischen Be- 
stimmungsort fliegt. Irgend ein Führer, der beabsichtigt, nach einem oder 
mehreren anerkannten Flugplätzen zu fliegen, bevor er nach seinem ausländi- 
schen Bestimmungsort fliegt, muß um die erwähnte Verzollungsbescheinigung 
und Genehmigung auf dem letzten anerkannten Flugplatze, auf dem er landet, 
nachsuchen, . 


Import, Einführung und Löschen von Waren. 


xl. 


Niemand, der Waren in einem Luftfahrzeug einführt, darf die Waren 
nach irgend einem andern Platz im Vereinigten Königreich bringen, als nach 
anerkannten Flugplätzen, oder darf die Waren aus einem Luftiahrzeug ausladen, 
außer bei einer Prüfungsstation (wenn nicht solche Waren in Gegenwart eines 
Zoll- und Steuerbeamten ausgeladen sind nach den Vorschriften der Regel 6 
oben), und darf die Waren ausladen, außer innerhalb solcher Stunden, wie sie 
die Kommissare vorschreiben, oder die Waren von der Prüfungsstation ent- 
fernen, außer wenn die "Waren zuvor ordnungsgemäß in durch diese.Regeln 
vorgeschriebener Weise eingebracht und dem zuständigen Zoll- oder Steuer- 
beamten vorgelegt und ordnungsgemäß durch ihn verzollt sind, 
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XI. 

Niemand darf von einem Luftfahrzeug irgendwelche darin eingeführten 
Waren entfernen, solange nicht der in nach Regel VII oben geforderte Bericht 
erstattet ist und die Genehmigung des zuständigen Zoll- und Steuerbeamten 
erlangt ist. z 

X. 

Der Importeur irgendwelcher Waren, die im Luftfahrzeug eingeführt 
werden, hat dem Zoll- und Steuereinnehmer, in dessen Gebiet der Flugplatz, 
auf dem die Einfuhr erfolgt, gelegen ist, ein Einfuhr-Verzeichnis von solchen 
Waren auszuhändigen, in Uebereinstimmung mit den Verfügungen der Zoll- 
gesetze, und muß wahrheitsgemäß darin alle besonderen Einzelheiten an- 
geben, die in dem Einführungsfiormular verlangt werden, und muß solchem 
Steuereinnehmer alle Abgaben in der vorgeschriebenen Zeit und Weise ent- 
richten. Es soll aber kein Einfuhr-Verzeichnis gefordert ‚werden in bezug auf 
Diamanten, Schmucksachen und Reisegepäck der Passagiere, 


XIV. 

Alle Waren, die in einem anerkannten Flugplatz in einem Luftfahrzeug 
eingeführt werden, sollen ordnungsgemäß angemeldet und entladen werden 
innerhalb 7 Tagen von der Ankunft eines solchen Luftiahrzeuges auf dem 
Flugplatz oder innerhalb einer weiteren Periode, die die Kommissare ge- 
währen können. 

AV. 

Alle Waren, die im Luftfahrzeug eingeführt worden sind, und die nicht 
geprüft und verzollt durch den zuständigen Zoll- oder Steuerbeamten sind, 
sollen in einen Transitschuppen auf dem betreffenden anerkannten Flugplatz 
gelagert werden; niemand darf die Waren von dem Transitschuppen entfernen, 
bevor sie durch einen zuständigen Beamten geprüft und verzollt sind. 


Ausiuhr von Waren. 


XVl. 

1. Der Exporteur von irgendwelchen Waren, die in einem Luftfahrzeug 
ausgeführt werden sollen, muß dem zuständigen Zoll- oder Steuerbeamten auf 
dem anerkannten Flugplatz, von dem solches Luftiahrzeug nach einem aus- 
ländischen Bestimmungsort abgelassen wird, ein Formular in der durch die 
-Kommissare vorgeschriebenen Form einreichen und hat wahrheitsgemäß 
darin die hierbei verlangten Einzelheiten anzugeben; und solch ein For- 
mular stellt, wenn es durch den zuständigen Zoll- und Steuerbeamten unter- 
zeichnet ist, die Verzollungsbescheinigung und die Ausfuhrerlaubnis für solche 
Waren dar. 

2. Niemand darf Waren auf solchen Luftfahrzeugen ausführen, wenn 
nicht eine derartige Erlaubnis durch den zuständigen Zoll- und Steuer- 
beamten erteilt ist. 

XVI. 

Niemand darf ohne Genehmigung des zuständigen Zoll- und Steuer- 
beamten von einem Luftfahrzeug irgendwelche Waren ausladen, die darin zur 
Ausfuhr verladen sind und für die nach obiger Regel XVI Ausfuhrerlaubnis 
gegeben wurde, oder darf irgend einen Verschluß oder Stempel oder Siege! 
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ölfnen oder ändern oder zerbrechen, das durch einen Zoll- und Steuer- 
beamten auf Waren in irgend einem Luftfahrzeug angebracht ist, das im 
Begriff steht, aus dem Vereinigten Königreich auszufliegen. 


Allgemeine Verfügungen. 
XV. 

Niemand darf irgendwelche Signale nach oder von einem Luftfahrzeug 
geben, das in das Vereinigte Königreich einfliegt, oder es verläßt, mit Aus- 
nahme solcher Signale, die durch diese Verordnungen genehmigt sind. Es 
ist aber kein Verstoß gegen diese Regeln, wenn die Person, die ein solches 
Signal gegeben hat, nachweist, daß das Signal nicht in der Absicht ge- 
geben war, diese Regeln zu verletzen oder eine Person bei der Verletzung 
zu unterstützen. 

XIX. 

Wenn irgend ein Zoll- und Steuerbeamter in Ausübung seines Dienstes 
ein Luftfahrzeug an irgend einem Platz besteigt, darf der Führer ihn nicht 
gegen seinen Willen in dem Luitfahrzeug von dem Platz fortführen. 


xXX. 

Keine zollpflichtigen Waren dürfen in einem Lufitfahrzeug von der 
Isle of Man nach Groß-Britanien oder Irland überführt werden, außer von 
einem anerkannten Flugplatz und mit Genehmigung des zuständigen Zoll- 
und Steuerbeamten. 

XXl. 

Wenn irgend ein Luitfahrzeug, das von einem Platz außerhalb des 
Vereinigten Königreichs eintrifft, an einem anderen Platz als einem an- 
erkannten Flugplatz landet, so soll der Führer sofort Bericht an einen Zoll- 
und Steuerbeamten oder einen Polizeibeamten erstatten; er soll auf Verlangen 
solchem Beamten die zum Luftfahrzeug gehörenden Bordbücher aushändigen 
und darf nicht gestatten, daß irgendwelche Waren aus dem Luftfahrzeug aus- 
geladen werden, ohne Genehmigung eines Zoll- und Steuerbeamten; kein 
Passagier darf die unmittelbare Nachbarschaft desselben verlassen, ohne Ge- 
nehmigung eines Zoll- bezw. Steuer- oder Polizeibeamten. Wenn jener 
Landungsplatz ein Flugplatz ist, so muß der Führer die Ankunft des Luft- 
fahrzeuges und den Platz, woher es kommt, dem Besitzer des Flugplatzes 
anzeigen, und der Besitzer des Flugplatzes muß sofort die Ankunft des 
Luftfahrzeuges einem Zoll- und Steuerbeamten melden, und darf nicht 
gestatten, daß irgendwelche Waren daraus ausgeladen werden und irgend- 
welche Passagiere den Flugplatz ohne Genehmigung eines solchen Be- 
amten verlassen. 

XXI. Ä 

1. Der Besitzer eines Flugplatzes muß zu jeder Zeit jedem Zoll- und 
Steuerbeamten den Eintritt und die Besichtigung seines Flugplatzes und aller 
Gebäude und Waren darauf gestatten. 

2. Der Führer eines jeden Luftfahrzeuges muß zu jeder Zeit jedem 
Zoll- und Steuerbeamten erlauben, an Bord zu kommen und sein Luftfahrzeug 
und alle darin verladenen Waren zu besichtigen. 

3. Der Importeur oder Exporteur von irgendwelchen Waren, die 
mittelst eines Luftfahrzeuges ein- oder ausgeführt werden, muß solche Waren 
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dem zuständigen Zoll- und Steuerbeamten auf dem Flugplatz, auf dem sie 
ein- bezw. von wo sie ausgeführt werden, vorweisen und gestatten die Waren 
zu besichtigen. 

XXI. 

Alle z. Zt. in Kraft befindlichen Verfügungen des Fremden-Beschrän- 
kungsgesetzes und der Reichsverteidigungsordnung betreffend Personen, 
die im Vereinigten Königreich über die See ankommen oder abreisen, sollen 
Gültigkeit haben für Personen, die durch die Luft ankommen oder abreisen, 
als wenn dieselben in diesem Gesetz niedergeschrieben wären. Milderungen 
werden insoweit zugelassen, als sie nötig sind zur sinngemäßen Anpassung, 
im besonderen in bezug auf Ersetzung der genehmigten Häfen, wie sie in 
‘der Fremden-Beschränkungsakte aufgeführt sind durch anerkannte Flugplätze. 

Alle Personen, die Waren, Postsachen oder Passagiere nach dem Ver- 
einigten Königreich oder aus demselben im Luftfahrzeug importieren oder 
exportieren oder an deren Export oder Import beteiligt sind, und alle Führer 
von Luftfahrzeugen, die im Vereinigten Königreich ein- bzw. ausfliegen, müssen 
die Verfügungen der Abschnitte 53, 76, 102, 104 und 118 des Zollverfassungs- 
gesetzes von 1876 beachten und befolgen, als ob alle Vorschriiten in solchen 
Verfügungen betreffend Schiffe oder Fahrzeuge und deren Besitzer und Kapitäne 
und betrefiend das Laden und Ausladen von Waren sich auf Luitfahrzeuge und 
deren Führer und auf das Laden oder Ausladen von Waren bezögen und als 
ob Vorschriften in solchen Verfügungen betreffend Kais sich auf Prüfungs- 
stationen bezögen. 


Rıchtiinten. 
Die Luftfahrtsverordnungen 1919, die neu verausgabt worden sind, sehen 
die Ausgabe von Ergänzungsbestimmungen je nach Bedarf vor; die folgenden 
Anweisungen sind dementsprechend erlassen zur Information für alle Betroffenen. 


I. Eintragung von Luitiahrzeugen. 
1. Gemäß Verordnung 1 (1) und Muster I sind Eintragungsgesuche an 
den Sekretär im Luitministerium zu richten: London, W.C. 2. 
2. Gesuchformulare werden auf Verlangen geliefert. 


I. Erteilung von Erlaubnisscheinen für Besatzungen. 

1. Gemäß Verordnung 1 (3) und Muster II sind Gesuche um Erlaubnis- 
scheine an den Sekretär im Luftministerium London, W.C. 2 zu richten. 

2. Jedes Mitglied der Besatzung eines Luftiahrzeuges außer denen, die 
besonders in Muster II genannt sind, kann auf Verlangen vom Sekretär im 
Luftministerium Einzelheiten über die Vorschriften zur Erlangung eines Er- 
laubnisscheines bekommen. 

3. Gesuchformulare werden auf Verlangen geliefert. 


Medizinische Anforderungen. 

4. Alle Bewerber müssen sich, bevor sie einen Erlaubnisschein als Führer, 
Steuermann oder Ingenieur von Luftfahrzeugen, die im öffentlichen Verkehr 
verwandt werden, erlangen, zur Prüfung durch besonders qualifizierte Leute 
vorstellen, die durch den Staatssekretär bestellt sind oder in seinem Aultrag 
handeln. 
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5. Aerztliche Untersuchungen, sowohl was den Grad als auch die Dauer 
der Leistungsfähigkeit angeht, sollen auf folgende Forderungen in bezug auf 
geistige und körperliche Geeignetheit gegründet sein: 


a) gesunde Abstammung und gesunder Lebenslauf mit besonderer Berück- 
sichtigung der Nervenstärke. Das Fehlen aller geistigen, moralischen 
und körperlichen Mängel, die geeignet sein könnten, die Leistungsfähig- 
keit beim Fliegen zu beeinträchtigen; 


b) das Minimalalter für Führer und Steuerleute, die im Öffentlichen Ver- 
kehr beschäftigt werden, ist neunzehn (19) Jahre; 


c) allgemeine körperliche Untersuchung. Der Bewerber darf weder an 
einer Wunde noch an Verletzungen oder Operationen leiden, noch 
irgendwelche angeborenen oder anderen Abnormitäten besitzen, die die 
kräftige und sichere Handhabung eines Luitfahrzeuges beeinträchtigen 
könnten; 

d) allgemeine ärztliche Untersuchung. Der Bewerber darf 
nicht an irgend einem Leiden oder einer Anlage leiden, durch die er 
dazu neigt, plötzlich zur Bedienung des Luitiahrzeuges unfähig zu 
werden. Herz, Lunge, Nieren und das Nervensystem müssen in solchem 
Zustand sein, daß sie imstande sind, den Einwirkungen von Höhe und 
ebenso den Einwirkungen von Dauerflügen widerstehen können; 


e) Augenprüfung. Der Bewerber muß eine Sehschärfe besitzen, wie 
sie die vollständige Erfüllung seiner Pflichten verlangt. Kein Führer 
oder Steuermann darf mehr als zwei Diopter von latenter Uebersichtig- 
keit haben. Das Muskelverhältnis muß gut sein und im richtigen Ver- 
hältnis stehen zu dem Brechungswinkel. Er muß ein gutes Gesichts- 
feld auf jedem Auge haben und darf nicht farbenblind sein; 


f) Gehörprüfung. Das Mittelohr muß gesund sein. Der Bewerber 
muß einen Grad der Hörschärfe, die der völligen Erfüllung seiner 
Pflichten genügt, besitzen; 


g) der Vorhofmechanismus muß intakt sein, und es darf weder eine 
anormale Ueberempfindlichkeit noch Unterempfindlichkeit bestehen; 


h) Nase- und Halsprüfung. Der Bewerber muß einen freien Luft- 
eintritt durch die Nase auf beiden Seiten besitzen, und dari nicht an 
ernsteren zeitlichen oder chronischen Erkrankungen im oberen Atmungs- 
weg leiden. 


6. Der Bewerber, der alle Prüfungen erfolgreich bestanden hat, erhält 
ein ärztliches Annahme-Zeugnis, das vorzuweisen ist, bevor der Erlaubnis- 
schein ausgehändigt werden kann. 


7. Um sich von der Fortdauer der Leistungsfähigkeit zu unterrichten, 
muß jeder Bewerber zum wenigsten alle sechs Monate laufend von neuem 
untersucht werden, und der Beiund dem ursprünglichen Protokoll beigeheftet 
werden. Im Falle von Krankheiten oder Unfall soll ein Führer, Steuermann 
oder Ingenieur von neuem untersucht und geeignet beiunden werden, bevor 
er den Luftdienst wieder aufnimmt. Das Datum und das Ergebnis jeder neuen 
Untersuchung soll auf dem Flugzeugnis des Bewerbers verzeichnet sein. 


- 
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8. Kein Bewerber, der vor dem 1. Mai 1919 den Beweis seiner Flug- 


fähigkeit geliefert hat, soll solange als er seine Fähigkeit behält, disqualifiziert 
werden, weil er nicht alle obigen Forderungen erfüllt. 


9. Gesuche um ärztliche Untersuchungen sind an den Sekretär im 


Luftfahrministerium London, W. C. 2, zu richten. 


a) 


b) 


A) Flugzeugnisse. 
10. Zeugnisse für Führer von Flugzeugen. 
Flugzeugnisse für Privatführer (nicht gültig zum Führen von Passagier- 
und Güter-Luftfahrzeugen), 
Flugzeugnisse für Führer, die Passagier- und Güter-Luftfahrzeuge 
führen dürfen. 


Flugzeugnisse von Privatführern. 


1. Praktische Prüfungen. Bei jeder praktischen Prüfung muß der 
Bewerber allein in der Flugmaschine sein. 


a) 


b) 


Prüfung für Höhen- und Gleitflüge. Ein ununterbrochener Flug, während 
dessen der Führer wenigstens eine Stunde in mindestens 6000 Fuß 
Höhe (ca. 1830 m) über dem Startplatz bleibt. Der Abstieg muß mit 
einem Gleitflug enden, bei dem die Motoren in 4500 Fuß Höhe (cirka 
1372 m) über dem Landungsplatz abgestellt werden müssen. Die 
Landung muß, ohne die Motore wieder in Gang zu bringen, nicht mehr 
als 150 Yards (ca. 137 m) von einem Punkt entfernt erfolgen, der vor- 
her durch die offiziellen Examinatoren bestimmt war. 
Fertigkeitsprüfung. Ununterbrochener Flug um 2 Piosten (oder Bojen) 
die 500 Yards (457 m) entfernt aufgestellt sind, wobei eine Serie von 
fünf Rundfilügen in Achtiorm ausgeführt werden. Bei jeder Rundung 
soll einer der beiden Pfosten umflogen werden. Dieser Flug soll in 
keiner größeren Höhe als 600 Fuß (ungefähr 183 m) über dem Boden 
(oder dem Wasser) ausgeführt werden, ohne den Boden (oder das 
Wasser) zu berühren. Die Landung soll folgendermaßen ausgeführt 
werden: 

1. Der Motor bezw. die Motoren sollen spätestens endgültig ab- 
gestellt werden, wenn das Luftfahrzeug den Boden (oder das 
Wasser) berührt. 

2. Schließlich ist die Flugmaschine zum Stehen zu bringen inner- 
halb einer Entfernung von 50 Yards (ca. 46 m) von dem vom 
Kandidaten bestimmten Punkt. 


2. Technische Prüfungen. 


a) 
b) 


Regeln über Lichterführung und Signalwesen und Luftregeln, 
Regeln für den Luftverkehr in der Nachbarschait von Flugplätzen. 


B) Führer-Flugzeugnisse für Passagier- und Güter-Luitfahrzeuge. 
Praktische Prüfung. 
Bei allen praktischen Prüfungen muß der Kandidat allein in der Flug- 


maschine sein. 


a) 


Die Prüfungen für Höhen- und Gleitflüge und für Geschicklichkeit beim 
Fliegen sind dieselben, wie sie für Flugzeugnisse von Privatführern 
verlangt wurden. Bewerber, die schon im Besitz letzteren Zeugnisses 
sind, brauchen diese Prüfungen nicht noch einmal abzulegen. 
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b) Ausdauerprüfung. Ein Ueberland- oder Ueberseeflug von 
mindestens 200 Meilen (ca. 320 km); die Schlußlandung soll am Ab- 
tlugplatz erfolgen. Dieser Flug muß mit demselben Luftfahrzeug inner- 
halb acht Stunden ausgeführt werden, und zwei Pflichtlandungen ein- 
schließen, während derer das Flugzeug zum Stillstand kommen muß 
und die nicht an dem Abiflugplatz erfolgen dürfen, vielmehr an vorher 
durch die Richter bestimmten Punkten stattfinden müssen. 

Bei dem Abflug soll der Bewerber über seinen Kurs unterrichtet 
und mit einer Karte versehen sein. Die Richter haben zu entscheiden, 
ob der Kurs richtig innegehalten ist. 

c) Nachtflug. Ein 30 Minutenflug in einer Höhe von wenigstens 
1500 Fuß und ausgeführt in der Zeit von zwei Stunden nach Sonnen- 
untergang bis zwei Stunden vor Sonnenaufgang. 


II, Technisches, rusun® 


Nachdem zur Zufriedenheit die praktische Prüfung bestanden ist, muß 
der Bewerber sich, wenn verlangt, der Prüfung unterziehen über 
a) Flugmaschinen, 
b) Motore, 
c) Navigation. 
a) Flugmaschinen. 

Land- und Seeflugzeuge. Genaue theoretische Kenntnis des Luftwider- 
stands gegen die Tragflächen, Steuervorrichtungen, Antriebsvorrichtungen und 
Propeller; das Funktionieren der verschiedenen Teile des Flugzeuges und 
ihre Wartung. 

Zusammensetzung der Flugzeuge, Propeller, Fahrgestelle, Steuerein- 
richtungen, Tragflächen und ihre Wartung. 

Praktische Prüfung in bezug auf die Verspannung. 

b) Motore. 

Genaue Kenntnis von Motoren mit innerem Verbrennungsraum und 
deren verschiedene Funktionen. Steuerventil, Gasmischung, Zündung, Auspuff. 
Charakteristika der Motore für Luftfahrt und allgemeine Prinzipien ihrer 
Konstruktion, Anordnung und Zusammensetzung. Die Ursachen des fehler- 
haften Gangs der Motoren. Brennstoffe und Oele. Beschreibung der Einzel- 
heiten der gebräuchlichen Motore für Luftfahrt. Anordnung, Schmieren, Be- 
dienen, Zerlegen und Zusammsetzen der Hauptteile; Ursachen von Betriebs- 
störungen. Gebrauch der Drosselvorrichtung und andere Handhabungen. 

Praktische Prüfung der laufenden Reparaturen. 

c) Navigation. 

Kenntnis der Vorschriften über Lichterführung, Signalwesen, Navigation 
in der Luft und den Luftverkehr in der Nachbarschaft von Flugplätzen. 

Praktische Kenntnis der besonderen Verhältnisse des Luftverkehrs, 
Lesen von Karten, Gebrauch des Kompasses, Ortsbestimmungen. 


Bemerkungen. 
Die praktischen Prüfungen müssen längstens im Zeitraum von einem 
Monat ausgeführt sein. 
Sie können in beliebiger Reihenfolge ausgeführt sein und jede kann 
zum zweiten Mal versucht werden. Sie sollen in Gegenwart von zwei eigens 
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beauftragten Examinatoren ausgeführt werden, die die offiziellen Berichte an 
die zuständige Stelle weitergeben. 

Die offiziellen Berichte sollen alle Einzelheiten über die Flüge enthalten, 
besonders über die Landungen. Die Bewerber müssen vor jeder Prüfung eine 
persönliche Legitimation vorlegen, die die Examinatoren zu verlangen das 
Recht haben. 

Ein Barograph soll bei allen praktischen Prüfungen mitgeführt werden 
und das Diagramm, das von den beiden Examinatoren zu unterschreiben ist, 
soll ihrem Bericht beigefügt werden. 


11. Zeugnisse für Steuerleute. 
Der Bewerber muß eine theoretische und praktische Prüfung durch- 
machen in folgender Weise: 
a)Praktische Astronomie, 
Wirkliche und scheinbare Bewegung der Himmelskörper. 
Verschiedenheiten im Anblick der Himmelssphären, Stundenwinkel, 
mittlere, wahre (Ortszeit) und Sternzeit. 
Gestalt und Abmessung der Erde. 
Sterngloben und Sternkarten. 
Methoden zur Bestimmung der Breite, Länge, der Zeit und des Azimuths. 
b) Navigation. 
Land- und Seekarten, wie sie zu lesen sind. 
Kompaß, magnetischer Meridian, Deklination, Deviation, Variation. 
Kurse, Ortsbestimmungen und ihre Berichtigung. 
Kompensation des Kompasses (in technischer und praktischer Beziehung). 
Berechnung des Azimuths. 
Der Flug, wenn keine Berechnung möglich. Maß der relativen Ge- 
schwindigkeit, Abtrift, Peilscheibe. 
Chronometer, ihr Gang, ihre Vergleichung. 
Sextanten, ihre Berichtigung. 
Nautischer Almanach. 
Ortsbestimmungen .nach Richtung und Höhe der Sterne. 
Kenntnis der Navigation auf dem größten Kreis. 
Aeronautische Navigationsinstrumente. 
ec) Allgemeine Kenntnisse. 
Internationale Regeln für Luft- und Seeschiffahrt. 
Praktische Kenntnis der internationalen Luftfahrtsgesetzgebung. 
Gründliche meteorologische Kenntnisse und Kenntnis der Wetterkarten. 


IN Zeuenisse-über Fahrtüchtigkeit. 

1. Gemäß ‚Verordnung 2 (1) und Muster III sind Gesuche um Zeugnisse 
über Fahrtüchtigkeit zu richten an den Sekretär im Luftministerium London, 
WeCH2. 

2. Gesuchformulare werden auf Verlangen geliefert. 

3. Luftfahrzeug-Typ. Anschließend an die Einreichung eines ordnungs- 
gemäß ausgefüllten Gesuchformulars an den Sekretär im Luitministerium um 
ein Zeugnis über Fahrtüchtigkeit eines Luftfahrzeugs-Typ soll der Bewerber 
an den Prüfungsdirektor im Luftministerium Zeichnungen über die Anordnung 
im Allgemeinen von dem vorgeschlagenen Luftiahrzeug einsenden zusammen 
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mit Einzelheiten über Tragfähigkeit, über Betriebsstoffe, Motore usw., soweit 
als es notwendig ist, um sich eine vorläufige Ansicht über die Sicherheit im 
Allgemeinen zu bilden. 

4. Der Bewerber soll später solche Zeichnungen und Einzelheiten über 
vorgeschlagene Luftfahrzeuge einreichen, wie sie notwendig sind, um die 
Einzelheiten der Sicherheit des Luftfahrzeuges prüfen zu können. 

Die Informationen und Zeichnungen, die verlangt werden zu diesem 
Zwecke, sollen, wenn möglich, in Uebereinstimmung mit den Formularen 
bleiben, die den Bewerbern geliefert werden. (C. ©. Formulare 12 und 13.) 
Blaupausen und Uebersichtsskizzen sind ausreichend das erwähnte Urteil über 
die Ausführung der Konstruktion zu fällen, vorausgesetzt, daß sie maßstabs- 
gerecht sind. 

5. Der Bewerber kann mit der Konstruktion eines oder mehrerer Teile 
von dem Luftfahrzeug, so wie sie und sobald sie von dem Staatsminister ge- 
nehmigt sind, beginnen. 

6. Die Arbeit und das Material der Konstruktion des Luftfahrzeuges muß 
durch den Staatsminister genehmigt sein, entsprechend der näheren Anweisung 
im $ 20 weiter unten. 

.7. Nach Vollendung des Luftfahrzeuges müssen Flugversuche durch den 
Führer des Bewerbers oder Konstrukteurs in Anwesenheit von Vertretern des 
Staatsministers ausgeführt werden. 

8. Nach zufriedenstellender Vollendung der Prüfungsberechnung, der 
Besichtigung und der Flugversuche des Bewerbers und nach Ausführung aller 
nach Ansicht des Staatsministers für die Sicherheit notwendig erachteten Aende- 
rungen wird der Bewerber angewiesen, das Luftiahrzeug zu dem offiziellen 
Flugplatz zu Versuchen zu verbringen. 

9. Zu jeder Zeit vor der Ueberführung des Luftfahrzeuges zu offiziellen 
Versuchen können Aenderungen an dem Luftfahrzeug durch den Bewerber 
vorgenommen werden, vorausgesetzt, daß alle Einzelheiten und Zeichnungen 
der beabsichtigten Aenderung vorher dem Prüfungsdirektor im Luitministerium 
vorgelegt worden sind und solche, die auf die Sicherheit des Luftfahrzeuges 
Einfluß haben, durch den Staatsminister genehmigt sind. 

10. Während der offiziellen Versuche, die in Gegenwart einer beschränkten 
Anzahl von Vertretern des Bewerbers stattfinden können, untersteht das Luft- 
fahrzeug den Vertretern des Staatsministers, aber weder der Staatsminister noch 
seine Vertreter sollen haftbar sein für Verluste oder Beschädigungen eines 
solchen Luftfahrzeuges während der ofiiziellen Versuche. 

11. Wenn auf Grund solcher offiziellen Versuche vom Staatsminister im 
Interesse der Sicherheit irgendwelche Aenderungen für nötig gehalten werden, 
so sind solche Aenderungen durch den Bewerber auszuführen, und nach Voll- 
endung dieser soll das Luftfahrzeug, wenn verlangt, zu neuen offiziellen Ver- 
suchen zur Verfügung gestellt werden. 

12. Nach Vollendung der offiziellen Versuche wird der Bewerber benach- 
richtigt, und werden ihm durch den Staatssekretär Berichte über Berechnungen 
und Untersuchungen zugestellt. Das Luftfahrzeug wird entweder dem Bewerber 
auf einem offiziellen Flugplatz zum Abtransport übergeben oder wird durch 
einen offiziellen Führer nach einem durch den Bewerber ausgesuchten Flug- 
platz überführt, der durch den Staatsminister genehmigt ist. 
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13. Nachdem zur Zufriedenheit des Staatsministers jede im Interesse der 
Sicherheit nötig erachtete Abänderung ausgeführt ist, wird ein Zeugnis über 
Fahrtüchtigkeit ausgestellt. Vor der Ausgabe eines solchen Zeugnisses muß 
der Bewerber dem Prüfungsdirektor im Luftministerium einen vollständigen 
Satz von Werkstattzeichnungen (Arbeitspausen) des Luftschiffes eingereicht 


haben. 
k Luftfahrzeuge genehmigter Typen. 


14. Auf Grund formgerechten Antrages an den Sekretär im Luftministerium 
werden Zeugnisse über Fahrtüchtigkeit für spätere Luftfahrzeuge, die in allen 
wesentlichen Beziehungen mit einem Luitfahrzeugtyp übereinstimmen, für den 
früher ein Zeugnis über Fahrtüchtigkeit erteilt ist, gemäß folgenden Bedin- 
gungen und Verfahren gewährt. 

15. Der Bewerber kann Aenderungen (einschließlich Aenderungen des 
Motortyps) an dem Luftfahrzeug ausführen und von dem vollständig genehmigten 
Satz Werkstattzeichnungen (Arbeitspausen) des Luftfahrzeugtyps abweichen, die 
im Besitz des Staatsministers sind; aber alle Einzelheiten und Zeichnungen der 
beabsichtigten Aenderungen müssen vorher dem Prüfungsdirektor im Luit- 
ministerium eingereicht werden, und soweit sie Einfluß auf die Sicherheit des 
Luftschiffes haben, durch den Staatsminister genehmigt werden. 

16. Während des Baues des Luftfahrzeuges soll eine Kontrolle der Arbeit, 
des Baues und des Materials, wie sie der Staatsminister verlangt, gemäß den 
genauen Anweisungen im $ 21 weiter unten stattfinden. 

.17. In dem Falle, daß ein Luftfahrzeug nach Ansicht des Staatsministers 
von dem Luftfahrzeugtyp abweicht oder in dem Falle, daß ein Luftfahrzeug 
durch einen Konstrukteur gebaut wird, der mit diesem Luftfahrzeugtyp nicht 
vertraut ist, kann der Staatsminister nach Vollendung des Luftfahrzeuges ver- 
langen, daß Probeflüge durch den Führer des Bewerbers oder Konstrukteur 
ausgeführt werden in Gegenwart ministerieller Vertreter; er kann außerdem 
verlangen, daß das Luftfahrzeug nach dem offiziellen Flugplatz zu weiteren 
Prüfungen überführt wird. In diesem Falle entspricht das Verfahren dem für 
ähnliche Versuche mit einem Luftfahrzeugtyp in den $$ 10, 11 und 12 weiter 
oben Angeführten. 

18. Bei zufriedenstellender Vollendung des Luftfahrzeuges und aller Ver- 
suche, die vom Staatsminister verlangt werden, und wenn alle Aenderungen, 
die im Interesse der Sicherheit für notwendig erachtet werden, zur Zufrieden- 
heit des Staatsministers ausgeführt sind, wird ein Zeugnis über Flugtüchtigkeit 
ausgestellt. 

Vor der Ausgabe hat der Bewerber dem Prüfungsdirektor im Luit- 
ministerium einen vollständigen Satz von Werkstattzeichnungen (Arbeitspausen) 
aller Aenderungen an dem Luftfahrzeugtyp einzureichen. 

19. In den vorhergehenden Anweisungen schließt der Begriff Luitfahr- 
zeug das Luftfahrzeug mit der gesamten Ausrüstung (wenn nicht der Text 
anderes angibt) ein; Werkstattzeichnungen werden jedoch nicht verlangt von 
Motoren oder Ausrüstungsstücken, die genehmigten Typen entsprechen. 

Verfahren bei der Genehmigung von Arbeit und Material. 

20. Luitiahrzeugtyp. 

a) Besichtigung von Luftiahrzeugtypen werden durch Beauftragte des 
Staatsministers ausgeführt. 
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b) Der Direktor der Luitfahrzeuginspektion hat, wenn immer es nach 
seiner Ansicht möglich ist, die Prüfung der Einzelheiten der Bestandteile und 
des Materials für Luftschifftypen durch Angestellte des Konstrukteurs unter 
der Oberaufsicht seines (des Direktors der Luftfahrzeuginspektion) Beauftragten 
ausführen zu lassen, aber jeder Bestandteil wird letzten Endes kontrolliert und 
genehmigt durch den Beauftragten des Direktors der Inspektion, der mit dem 
Beaufsichtigungspersonal des Konstrukteurs zusammenarbeitet. Konstrukteure 
müssen den Direktor für Luftfahrzeuginspektion sieben Tage vorher benach- 
richtigen, bevor mit der Arbeit für irgend einen Teil des Luftfahrzeuges be- 
gonnen wird, deß Besichtigung vor der Weiterarbeit notwendig ist. 

c) Der Konstrukteur muß alle weiter hierunter im einzelnen angegebenen 
Bedingungen für nachgebaute Luftfahrzeuge desselben Typs erfüllen. 

21. Nachgebaute Luftfahrzeuge des genehmigten Typs. 

a) Konstrukteure müssen dem Staatsminister hinsichtlich ihres Besichti- 
gungspersonals Garantie gewähren, so daß er versichert sein kann, daß das 
Luftfahrzeug bei ihrer Aufsicht in allen wesentlichen Punkten mit dem Ent- 
wurf zu dem Typ übereinstimmt. 

b) Konstrukteure müssen entsprechend den für den Typenentwurf ge- 
nehmigten Anweisungen das Material beschaffen und Sorge tragen, durch 
geeignete Untersuchung, Probeentnahme und Versuche, wie solche von dem 
Direktor der Luftfahrzeuginspektion vorgeschrieben werden, festzustellen, daß 
jedes Stück einer jeden Lieferung probegemäß ist. 

c) Konstrukteure haben dafür Sorge zu tragen, daß in ihren Werken 
der Gebrauch anderen Materials als wie in & b vorstehend bestimmt, ausge- 
schlossen ist. 

d) Die Kontrollorgane der Konstrukteure, welche ersteren berufen sind 
gemäß vorstehendem $ 21a, müssen durch Stempelung oder auf andere Weise 
Vorsorge treffen, um jedes Einzelteil derart identifizieren zu können, daß der 
Verantwortliche später verfolgt werden kann. Stichproben sollen angewandt 
werden, wo sie für tunlich erachtet werden. 

e) Konstrukteure dürfen nur Einzelteile und Stücke, die gemäß $ b ge- 
prüft sind, in die Werkstätten geben behufs Zusammenbau. 

f) Konstrukteure müssen eine ausreichende Kontrolle während der 
Montagearbeit unterhalten und diese Kontrolle in irgend einem Arbeitsbuch 
für jeden einzelnen Bestandteil verzeichnen. Jeder Bestandteil muß am Schluß 
durch ein qualifiziertes Mitglied ihres Prüfungspersonals kontrolliert werden, 
das jeden Bestandteil auf solche Art und Weise markieren muß, daß er später 
erkannt werden kann und das außerdem die Eintragung ins Arbeitsbuch 
machen muß. 

g) Die Art und Weise, wie die Konstrukteure die nachstehenden Ver- 
fahren ausführen, muß durch den Direktor der Luftfahrt-Inspektion oder eine 
andere anerkannte Stelle genehmigt sein, nämlich: die Härtungsmethode von 
Stahl, Imprägnierung und Bearbeitung von Bauholz, die Verbindung wichtiger 
Teile, der Anstrich. 

h) Konstrukteure sind dafür haftbar, daß alle von Lieferanten bezogenen 
Instrumente und anderen Teile, die die Fahrtüchtigkeit beeinflussen, gemäß 
diesen Vorschriften geprüft (sowohl von Luftfahrzeugen als von Motoren) und 
geeignet befunden sind. 
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i) Konstrukteure müssen die Garantie geben, daß alle Motore besichtigt 
und als tauglich gemäß diesen Bedingungen befunden und befriedigenden 
Werkstattprüfungen, wie sie durch den Staatsminister verlangt werden, unter- 
zogen sind und daß zu diesem Zwecke angemessene Prüfstände und andere 
Einrichtungen vorhanden sind, zur Zufriedenheit des Direktors der Luftfahr- 
inspektion. 

1) Konstrukteure von Luftfahrzeugen müssen eine wirksame Beaufsich- 
tigung bei dem Einbau aller Motore, Apparate und der Teile ausüben, die 
in das Luftfahrzeug montiert werden ; solche Beaufsichtigung muß die Sicher- 
heit gewähren, daß sie genau funktionieren; der Verantwortliche muß die 
ebengenannte Arbeitskarte unterschreiben. 

k) Konstrukteure müssen das Inspektionspersonal verhindern, Konzes- 
sionen zu machen, auch wenn solche das Gewicht, die Stärke und das Funk- 
tionieren eines Teiles nicht beeinträchtigen. 

Sollte letzteres aber der Fall sein, so ist dem Original-Konstrukteur des 
Luftfahrzeugs, falls das Typenmuster aber beeinträchtigt wird, auch dem 
Prüfungsdirektor auf Grund der Bestimmungen betr. Aenderungen an Typen 
Mitteilung zu machen. 


SCHWEIZ 


Provisorische Regelung des Luitverkehrs in der Schweiz. 


(Verfügung des eidgenössischen Militärdepartements 
vom 18. Juli 1919.) 


Daseidgenössische Militärdepartement, 
in Ausführung des Art. 17 der Verordnung vom 4. August 1914 be- 
treffend Handhabung der Neutralität der Schweiz, 
zur Erleichterung des Luftverkehrs, 


verfügt: 
Art. 1. 


Provisorische Bedingungen für die Zulassung zum Luitverkehr 
in der Schweiz. 


1. Der Halter des oder der Luftfahrzeuge, das verwendete Führerper- 
sonal und die Mehrzahl des übrigen zur Verwendung und zum Unterhalt der 
Luftfahrzeuge bestimmten Personals müssen Schweizerbürger sein. Wenn es 
sich um eine juristische Person handelt, müssen die Mehrzahl der finanziell 
Beteiligten, ferner die kaufmännischen und technischen Leiter ebenfalls 
Schweizerbürger sein. 

Ausnahmen kann das eidgenössische Militärdepartement in besondern 
Fällen bewilligen. 

Führer unter 18 Jahren werden nicht zum Luftverkehr zugelassen. 


2. Gewerbsmäßige Unternehmungen (Luftverkehr für Personen- und 
Gütertransport), Betrieb von Flugplätzen, Fliegerschulen, Luitphotographie 
und -kinematographie müssen im schweizerischen Handelsregister ein- 
getragen werden. 


3. Das Postregal bleibt vorbehalten. 


4. Der gesamte Luftverkehr in der Schweiz wird bis auf weiteres der 
Kontrolle der schweizerischen Flugplatzdirektion unterstellt. 


5. Für die Luftfahrzeuge müssen die Verkehrsbewilligungen, für die 
Führer die Führerbewilligungen vom eidgenössischen Militärdepartement auf 
Grund dieser Verfügung erteilt und die Luftfahrzeuge überdies in dem Re- 
gister der eidgenössisch kontrollierten Luftfahrzeuge eingetragen sein. 

Ar? 
Gesuche um Zulassung zum Luftverkehr in der Schweiz 
sind an das eidgenössische Militärdepartement‘ zu richten unter Beilage nach- 
verzeichneter Ausweise: 
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atresucher um Verkehrsbewillieung‘'für Luftiahr- 
zeuge: 

a) amtlich beglaubigter Ausweis über die Erfüllung der unter Art. 1 
gestellten allgemeinen Bedingungen für Luftfahrzeughalter (Natio- 
nalitätsausweis). Wenn es sich um gewerbsmäßige Unternehmungen 
handelt, ist auch der Ausweis über die Eintragung ins Handels- 
register beizubringen ; 

b) Ausweis über erfolgte Versicherung für Haftpflicht gegenüber Dritt- 
personen (Personen- und Sachschäden) im Betrage von Fr. 15,000 
pro registriertes Flugzeug, eventuell statt dessen Depotschein 
der Flugplatzdirektion für eine Bar- oder Bankkaution im selben 
Betrage ; 

c) Verpflichtungsschein, durch welchen der Aussteller die Haftpflicht 
für Personen und Sachschäden in dem Umfange wie er vom eid- 
genössischen Militärdepartement durch Formular vorgeschrieben 
wird, übernimmt; 


2.Gesuche um Führerbewilligung für Luftiahrzeug- 
BUSTUTFEITT 
a) Heimatschein oder Niederlassungsschein ; 
b) ärztliches Zeugnis über körperliche Eignung ; 
c) Leumundszeugnis. 


Art. 3. 
Zur Prüfung der Luftiahrzeuge und Luitiahrzeugführer 


wird vom eidgenössischen Militärdepartement eine Kommission mit folgenden 
Aufgaben eingesetzt: ; 
1. Prüfung der Luftsicherheit der angemeldeten Luftfahrzeuge, Antrag an 
das eidgenössische Militärdepartement betreffend Erteilung von Ver- 
kehrsbewilligungen ; 

2. periodische Revision der Luftfahrzeuge laut Anordnungen des eid- 

genössischen Militärdepartementes ; 

3. a) Prüfung der Brevets der gesuchstellenden Führer. Mangels eines 
schweizerischen Militärbrevets ist das internationale Zivilbrevet und 
dazu ein Ausweis über bisherige Tätigkeit als Führer beizubringen; 

b) Prüfung über den Training der gesuchstellenden Führer auf dem 
betreffenden Luftfahrzeugtyp im Momente der Gesuchstellung ; 

c) Antrag an das eidgenössische Militärdepartement betreffend Erteilung 
von Führerbewilligungen. 


Art. 4. 

1. Das eidgenössische Militärdepartement überweist die Gesuche um 
Zulassung zum Luftverkehr der Prüfungskommission, diese stellt ihre An- 
träge nach Prüfung der Luftfahrzeuge und der Führerbrevets. 

2. Das eidgenössische Militärdepartement entscheidet auf Grund des 
Berichtes der Prüfungskommission und der übrigen ihm gemäß Art. 2 vor- 
gelegten Akten über die Erteilung der Verkehrs- und Führerbewilligungen. 

- 3. Diese werden auf Grund des Entscheides des Departementes von 
der Flugplatzdirektion Dübendorf ausgestellt. 
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Art. 5. 

Gleichzeitig mit der Ausstellung der Verkehrsbewilligung werden die 
Luftfahrzeuge in ein von der Flugplatzdirektion Dübendorf geführtes Regis- 
ter der eidgenössisch kontrollierten Luftfahrzeuge eingetragen, 
Die Eintragung darf erst erfolgen,‘ nachdem die von der Flugplatzdirektion 
vorgeschriebenen Nationalitätsabzeichen angebracht sind. 

Die Flugplatzdirektion bezieht für jedes registrierte Luftfahrzeug eine 
Registriergebühr von Fr. 100. 

Art. 6. 

Das eidgenössische Militärdepartement behält sich vor, obige Bedin- 
gungen ohne jegliche Entschädigung jederzeit abzuändern und erteilte Ver- 
kehrsbewilligungen zu suspendieren oder aufzuheben. Es behält sich ferner 
vor, besondere Vorschriften über den Luftverkehr und den Betrieb von Luft- 
fahrtunternehmungen im allgemeinen aufzustellen, deren Nichtbeachtung den 
Entzug der Verkehrs- resp. der Führerbewilligung zur Folge haben kann. 

Art. 7. 
Diese Verfügung tritt am 1. August 1919 in Kraft. 
Eidg. Militärdepartement: 
Decoppet. 





Provisorische Vorschriiten für den Luitverkehr in der Schweiz. 
(Vom 1. August 1919.) 


1. Den Kontrollorganen des eidgenössischen Militärdepartementes resp. 
der schweizerischen Flugplatzdirektion und der eidgenössischen Zollverwaltung 
ist jederzeit freier Zutritt zu allen Anlagen, die dem Luftverkehr dienen und 
zu allen Luftfahrzeugen zu gewähren. Es ist ihnen jede gewünschte Auskunit 
über Organisation, Personal und Material zu erteilen. Die vorgeschriebenen 
Verkehrs- resp. Führerbewilligungen und Bordpapiere sind auf Verlangen vor- 
zuweisen. 

2. Sofern ein Luftfahrzeug den Eigentümer resp. den Halter wechselt, 
ist eine neue Verkehrsbewilligung für das betreffende Luftfahrzeug einzuholen. 

3. Der Inhaber der Verkehrsbewilligung kann angehalten werden, sein 
Luftiahrzeug periodisch durch Experten revidieren zu lassen und die Revisions- 
berichte zur Verfügung der eidgenössischen Kontrollorgane zu halten. 

4. Das Ueberfliegen der Grenze und die Annäherung an die Grenze auf 
weniger als 2 km ist ohne besondere Bewilligung des eidgenössischen Militär- 
departementes verboten. Die Benutzung öffentlicher Landungsplätze sowie 
Notlandungen in der 2 Kilometergrenze bleiben vorbehalten. 

5. Es dürfen nicht unter 1000 m überflogen werden die Städte Genf, 
Lausanne, Neuenburg, Biel, Bern, Luzern, Basel, Zürich, Winterthur, St. Gallen, 
nicht unter 500 m die übrigen Städte und Ortschaften sowie die Flugplätze. 
Akrobatik ist über allen Ortschaften verboten. Niedriges Fliegen, das geeignet 
ist, private oder öffentliche Interessen zu stören, ist allgemein verboten. 

6. Das Photographieren oder Kinematographieren aus der Luft von Be- 
festigungswerken und militärischen Flugplätzen ist verboten. 
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7. Das Abwerfen irgendwelcher Gegenstände ist untersagt (außer Ballast 
für Ballone). 

8. Wenn bei Notlandungen Schaden angerichtet wird, So muß die Fest- 
stellung der Personalien durch die nächsten Gemeindebehörden oder den be- 
treffenden Grundeigentümer abgewartet werden, bevor das Luftfahrzeug seinen 
Weg fortsetzen oder abtransportiert werden darf. 

9, Die Nationalitäts- und Eintragungszeichen müssen auf dem Luftfahr- 
zeug gut erkennbar erhalten bleiben. 

10. An Bord jedes Luftfahrzeuges sind mitzuführen: 

a) Verkehrsbewilligung für das betreffende Luftfahrzeug; 

b) Führerbewilligung für den betreffenden Führer; 

c) Brevet des betreffenden Führers; 

d) Bordbuch für das Luitfahrzeug (enthaltend Beschreibung des Luiftfahr- 
zeuges mit Angabe der Herkunit, des Erstellungsdatums, des Eintragungs- 
datums, der Eintragungsnummer, der Revisionen durch Experten, event. 
Konstruktionsänderungen, Aufzeichnung über die Leistungen mit Angabe 
von Ort und Zeit jeder Landung und jeden Startes); 

e) Motorenbordbuch (enthaltend Angabe der Herkunft und Fabrikations- 
nummer, des Typs, der Pierdestärke, Aufzeichnung über die Arbeits- 
dauer seit der letzten Revision und der Arbeitsdauer überhaupt). Wenn 
mehrere Motoren eingebaut sind, ist für jeden Motor ein besonderes 
Motorenbordbuch zu führen. 

11. Luftfahrzeuge, die sich begegnen, sollen nie in der Luft auf weniger 
als 200 m sich nähern. Ausweichen nach rechts, links Ueberholen. Bei 
Kreuzungen muß dasjenige ausweichen, von welchem aus die linke Seite des 
andern sichtbar ist. i 

12. Auf Flugplätzen muß stets ein Signal aufgezogen sein, das die Wind- 
richtung angibt, oder ein Zeichen ausgelegt, das die Landungsrichtung kenn- 
zeichnet. 

Bern, den 1. August 1919, 

Eidg. Militärdepartement: 
Decoppet. 


Bundesbeschluß betreffend den Luftverkehr in der Schweiz. 
A) Allgemeines. 
Art. 1. 

Der Luftverkehr über dem Gebiete der Schweiz ist frei, soweit er nicht 
durch bundesrechtliche Bestimmungen oder Staatsverträge eingeschränkt wird. 
Arler2, 

Die Aufsicht über den Luftverkehr und das gesamte Luftwesen wird 
vom Bundesrate ausgeübt. 

Der Bundesrat ist befugt, die zum Vollzug und zur Ergänzung des vor- 
liegenden Bundesbeschlusses notwendigen Verordnungen und Reglemente zu 
erlassen. Insbesondere setzt er die zu erhebenden Gebühren fest. 

Der Bundesrat kann eine besondere Stelle (Luftamt) schaffen, deren Be- 
fugnisse er im Rahmen des vorliegenden Bundesbeschlusses regelt. 
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B) Luitfahrzeuge. 


Art. 3. 

Zum Verkehr im schweizerischen Luftraum sind ermächtigt: 

1. die Luftfahrzeuge, welche im schweizerischen Register der staatlich 
kontrollierten Luftfahrzeuge eingetragen sind; 

2. nicht eingetragene Luftfahrzeuge, welche auf Grund von Staatsverträgen 
oder zufolge der Verfügung der Aufsichtsbehörde den im schweizerischen 
Register eingetragenen Luftiahrzeugen gleichgestellt sind. 

Jedes zugelassene Luftfahrzeug bedarf einer von der Aufsichtsbehörde 
ausgestellten Verkehrsbewilligung, welche auf den Namen einer bestimmten 
Person als Träger der Verkehrsbewilligung lautet. Die Verkehrsbewilligung 
wird auf den Namen des Eigentümers des Fahrzeuges oder mit dessen Ein- 
verständnis auf den Namen des Helfers des Fahrzeuges eingetragen. 


Art. 4. 

Auf dem Verordnungswege stellt der Bundesrat die Bedingungen auf, 
unter welchen Luftfahrzeuge in das schweizerische Register eingetragen werden 
können oder müssen, und unter welchen sie aus diesem Register zu streichen 
und vom Luftverkehr auszuschließen sind. 

Die Eintragung erfolgt auf den Namen des Eigentümers oder des Halters 
des Luftfahrzeuges. Bei jeder Aenderung des Eigentümers oder Halters hat 
eine neue Eintragung zu erfolgen. 

Die eingetragenen Luftfahrzeuge unterliegen hinsichtlich ihrer Gebrauchs- 
fähigkeit und Betriebssicherheit einer periodischen Kontrolle, von deren Er- 
gebnis die Fortdauer der Eintragung oder die Streichung aus dem Register, 
sowie die Erneuerung oder der Entzug der Fahrbewilligung abhängig ist. 


Art. 5. 

Luftfahrzeuge, welche auf dem Luftwege in die Schweiz gelangen, ohne 
die Ermächtigung zum Verkehr im schweizerischen Luftraum bereits zu be- 
sitzen, sind verpflichtet, an einer der von der Aufsichtsbehörde zu bezeichnen- 
den Stellen zu landen und sich der amtlichen Kontrolle zu unterziehen. Sie 
bleiben beschlagnahmt, bis ihnen die Fahrbewilligung erteilt ist. 

Findet die Landung eines solchen Luitfahrzeuges außerhalb der vorge- 
schriebenen Landungsplätze statt, so hat die Ortspolizeibehörde das Fahrzeug 
in Gewahrsam zu nehmen und unter Beilegung des Landungsprotokolls der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich Bericht zu erstatten. Bis zum Eintreffen der 
Verfügung dieser Behörde bleibt das Fahrzeug beschlagnahmt. 


C) Führer von Luitiahrzeugen. 


Art. 6. 
Zur Führung von Luftfahrzeugen im schweizerischen Luftraum sind 
ausschließlich solche Personen befugt, welche: 

1. den Befähigungsausweis (brevet) für die betreffende Klasse von 
Luftfahrzeugen besitzen. Der schweizerische Ausweis wird durch die 
Ablegung der schweizerischen Führerprüfung erlangt, 

2. die Führerbewilligung (licence) erlangt haben. Ausländische Be- 
fähigungsausweise und Führerbewilligungen sind den schweizerischen 
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gleichgestellt, soforn sie durch internationale Uebereinkunft oder durch 
Verfügung der schweizerischen Aufsichtsbehörde als gleichwertig 
erklärt werden. 
Art. 7. 

Von der Aufsichtsbehörde wird bestimmt: 

1. welche Bedingungen für die Erlangung des Befähigungsausweises und 
für die Ablegung der Führerprüfung zu erfüllen sind, 

2. welchen persönlichen und technischen Anforderungen der Führer zu 
genügen hat, um die Führerbewilligung zu erlangen, 

3. unter welchen Bedingungen einem Führer die Führerbewilligung zeit- 
weilig oder dauernd entzogen werden kann. 


D) Gewerbsmäßiger Luftverkehr. 
Art. 8. 

Unternehmungen, welche den Luftverkehr in oder nach der Schweiz 
gewerbsmäßig ausüben wollen, inbegriffen die Schulen zur Ausbildung von 
Führern, bedürfen einer Bewilligung der Aufsichtsbehörde (Konzession). 

Unternehmungen, deren Hauptsitz sich im Auslande befindet, wird 
diese Bewilligung nur erteilt, wenn ihr Heimatsstaat Gegenrecht hält und 
wenn sie in der Schweiz eine Niederlassung haben. 


Art. 9. 
Unternehmungen zur gewerbsmäßigen Ausübung des Luftverkehrs in 
der Schweiz haben sich in das Handelsregister eintragen zu lassen, 


E) Polizeiliche Vorschriften. 
Art. 10. 

Jedes im schweizerischen Luftraum verkehrende Luftfahrzeug hat ein 
deutlich sichtbares Nationalitätsabzeichen zu tragen. 

Dieses Abzeichen wird für die im schweizerischen Register ein- 
getragenen Fahrzeuge von der Aufsichtsbehörde bestimmt. 

Die ausländischen Fahrzeuge tragen das in ihrem Heimatsstaate vor- 
geschriebene Abzeichen. 

Art 11. 

Die im schweizerischen Luftraum verkehrenden Luftfahrzeuge haben 
einen von der zuständigen Behörde des Heimatsstaates ausgestellten Ausweis 
über ihre Herkunft und Tauglichkeit mitzuführen. Form und Inhalt dieses 
Ausweises für die schweizerischen Fahrzeuge bestimmt die Aufsichtsbehörde. 

Außerdem hat jedes Luftfahrzeug ein Bordbuch zu führen, in welches 
die wichtigsten Einzelheiten jeder Fahrt (insbesondere Zeit und Ort des Ab- 
ganges, der Ankunft und allfälliger Zwischenlandungen, etwaige Zwischen- 
fälle während der Fahrt, Name und Wohnort der Begleiter) einzutragen sind. 

Luftfahrzeuge, welche aus dem Auslande zufliegen, haben überdies ein 
amtlich beglaubigtes Verzeichnis des mitgeführten Zubehörs, allfälliger Waren, 
Postsäcke und dgl. mitzuführen. 

Art: 12. 

Lenkbare Luftfahrzeuge dürfen nur an den von der Aufsichtsbehörde 
bewilligten Landungsplätzen landen. Im Falle von Landungen außerhalb der 
bewilligten Landungsplätze sind die Weisungen der Ortsbehörden einzuholen. 
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Art. 13. 

Die Zollabfertigung der aus dem Auslande zufliegenden Luftfahrzeuge 
geschieht an den in Art. 5 vorgeschriebenen Landungsplätzen. 

Bei Landungen außerhalb dieser Landungsplätze sorgen die Ortsbe- 
hörden dafür, daß das Fahrzeug nebst Inhalt an Ort und Stelle el bis 
die Zollabfertigung stattgefunden hat. 

Luftfahrzeuge, welche das Gebiet der Schweiz ohne Landung auf 
Schweizerboden überfliegen, sind von der zollamtlichen Behandlung befreit. 


Art. 14. 
Die Führer von Luftfahrzeugen sind verpflichtet, bei allen Fahrten ihren 
Befähigungsausweis (brevet) und ihre Führerbewilligung (licence) mit sich 


zu führen. 
Art. 15. 


Außer im Falle dringender Gefahr ist das Abwerfen von Gegenständen 
irgend welcher Art aus Luftfahrzeugen verboten. Ausgenommen ist die Ab- 
gabe von Ballast, welcher nur aus Wasser oder feinem Sande bestehen darf, 
bei Frei- und Lenkballonen. 

Durch abgeworfene Gegenstände entstehender Schaden ist unter allen 
Umständen zu ersetzen. Solche Gegenstände unterliegen der Beschlagnahme 


durch die Ortsbehörden. 
Art. 16. 


Ueber den Signaldienst, sowie über das Verhalten gegenüber Ortschaften 
und Gebieten von militärischer Bedeutung erläßt die Aufsichtsbehörde die 
erforderlichen Vorschriften. 

F) Haftpflicht. 
Art. 17. 

Für allen Schaden, welcher durch ein Luftfahrzeug und dessen Betrieb 
oder durch dessen Insassen an Personen oder Sachen verursacht oder auf 
dem Landungsplatze veranlaßt wird, haften unbeschränkt und solidarisch : 

1. der Träger der für das Luftfahrzeug ausgestellten Fahrbewilligung, 
2. der Halter des Luftfahrzeuges. 

Gänzliche oder teilweise Befreiung von der Haftpflicht kann der Richter 

im Falle des Selbstverschuldens des Geschädigten eintreten lassen. 


Art. 18. 

Bei Erteilung der Fahrbewilligung für ein Luitfahrzeug kann die Auf- 
sichtsbehörde nach ihrer Wahl vom Träger dieser Bewilligung oder vom 
Halter des Fahrzeuges oder von beiden die Ausstellung eines Verpflichtungs- 
scheines verlangen, durch welchen der Aussteller die zivilrechtliche Haftbar- 
keit für alle Schäden im Sinne von Art. 17 übernimmt. 

Den gleichen Verpflichtungsschein haben die Unternehmungen im Sinne 
von Art. 8 bei Erteilung der Bewilligung für gewerbsmäßige Ausübung des 
Luftverkehrs auszustellen. 

Art. 19. 

Der Eigentümer eines Luftiahrzeuges, sowie die gemäß Art. 17 der 
Haftpflicht unterliegenden Personen können zur Sicherstellung der in Art. 17 
umschriebenen Schäden angehalten werden. 

Die Sicherstellung, deren Höhe von der Aufsichtsbehörde bestimmt wird 
kann geleistet werden: 
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1. durch Hinterlegung eines entsprechenden Barbetrages ; 

2. durch Solidarbürgschaft eines in der Schweiz niedergelassenen Bank- 
institutes; 

3. durch den Nachweis eines Versicherungsvertrages, welcher die Hait- 
pflicht im vollen Umfange decken und mit einer in der Schweiz kon- 
zessionierten Versicherungsgesellschaft abgeschlossen sein muß. 

Außerdem haftet für allen entstehenden Schaden das Fahrzeug selbst 
mit seinem gesamten pfändbaren Inhalt unter Retentionsrecht des Ge- 


schädigten. 
Art. 20. 


Für Schäden, welche durch im Eigentum des Bundes stehende oder von 
ihm in Dienst gestellte Luftfahrzeuge oder deren Führer und sonstige Insassen 
verursacht werden, haftet der Bund. 

Art. 21. 

Soweit der vorliegende Bundesbeschluß nicht eine weitergehende Haft- 

pflicht festsetzt, finden die Bestimmungen des Schweizer Obligationsrechtes 


Anwendung. 
G) Gerichtsstand. 


Art 22. 

Die Klage aus Haftpflicht im Sinne von Art. 17 kann nach Wahl des 
Geschädigten außer am ordentlichen Gerichtsstand des Haftpflichtigen anhängig 
gemacht werden: 

1. am Orte, wo der Schaden entstanden ist; 

2. am Orte, wo die in Art. 19 vorgesehene Sicherheit geleistet oder hinter- 
legt wurde; 

3. am Orte der Niederlassung der Versicherungsgesellschait, mit welcher 
die Haftpflichtversicherung abgeschlossen wurde. 


H) Strafbestimmungen. 
Art. 23. 

Die Uebertretung der Vorschriften, welche in dem vorliegenden Bundes- 
beschluß, sowie in den zu seiner Ausführung oder Ergänzung erlassenen Ver- 
ordnungen und Reglementen enthalten sind, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder mit Geldbuße bis zu 10000 Fr. (zehntausend Franken) oder mit 
beiden Strafarten bestraft. 

Als weitere Strafen können: 

1. der Entzug der Fahrbewilligung des Luftfahrzeuges, 
2. der Entzug der Führerbewilligung des fehlbaren Führers, 
3. die Konfiskation des Luftfahrzeuges 
vom erkennenden Gericht oder von der Aufsichtsbehörde angeordnet werden. 

Die strengeren Strafbestimmungen der bestehenden Strafgesetze bleiben 
ausdrücklich vorbehalten. 

Von sämtlichen auf dem Gebiete des Luftverkehrs erlassenen Straf- 
urteilen ist der Aufsichtsbehörde Kenntnis zu geben. 


J) Einführungsbestimmungen. 
Art. 24, 
Dieser Bundesbeschluß tritt, weil dringlicher Natur, sofort mit der An- 
nahme durch die Bundesversammlung in Kraft. 
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Königliche Verordnung. 


Auf Veranlassung Meines Ministerrats und in Uebereinstimmung mit 
demselben, erlasse Ich folgendes Gesetz: 


8, 

Kraft der Hoheitsrechte, welcher der spanische Staat in der Luft über 
seinem Gebiet und seinen Territorialgewässern ausübt, werden in vorliegender 
Königlicher Verordnung Bestimmungen betreffend das Verhalten von Luftfahr- 
zeugen in der Luft und beim Landen über bezw. auf nationalem Gebiet iest- 
gesetzt. Hinsichtlich aller rechtlichen Fragen sind die einzelnen Ausführungs- 
vorschriften als integrierender Bestandteil dieser Königlichen Verordnung 
anzusehen. 

Dr, 


Die in vorhergehendem $ erwähnten Bestimmungen beziehen sich auf 
folgende Punkte: 

a) Eintragung der Luftfahrzeuge, 

b) Zulassung des Personals, 

c) Flugtüchtigkeit des Personals, 

d) Eintragungs- und Nationalitätszeichen, 

e) Bordbücher, 

f}) Verbotene Zonen, 

g) Regeln über Lichterführung und Signale und Regeln in der Luft, 

h) Bestimmungen für Luftfahrzeuge, welche aus dem Auslande kommen 
oder sich ins Ausland begeben. 


83. 

Ein Luftfahrzeug wird rechtlich als spanisches angesehen, wenn es in 
Spanien eingetragen ist. 

Zur Eintragung in Spanien ist jedes Luftfahrzeug berechtigt, dessen 
Besitzer spanische Nationalität besitzt. 

Alle juristischen Personen sind zur Eintragung ihres Luftfahrzeuges in 
Spanien berechtigt, wenn sie spanische Nationalität besitzen oder wenn zum 
mindesten ihr Vorsitzender und zwei Drittel ihrer Mitglieder spanische 
Nationalität besitzt. 

SA. 


Kein spanisches Luftfahrzeug darf über spanischem Gebiet oder 
spanischen Territorialgewässern fliegen, wenn es nicht: 
a) bestimmungsgemäß eingetragen ist, 
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b) die durch die Verfügung vorgeschriebenen Eintragungs- und Nationali- 
tätszeichen führt, 


c) wenn sein Personal nicht bestimmungsgemäß zugelassen ist. 


8 >. 

An Bord des Luftfahrzeuges muß mitgeführt werden: Eintragungsschein 
und Zulassungsschein, mit welchem letzteren auch ein jedes Mitglied der 
Bemannung versehen sein muß. 

8 6. 


Die Verfügungen betreffend die Eintragung und die Anbringung der 
Eintragungs- und Nationalitätszeichen beziehen sich nicht auf Versuchs-Luft- 
fahrzeuge, wenn dieselben innerhalb eines Umkreises von 5 km von einem 
Flugplatz oder dem Konstruktionsplatz benutzt werden. 

Ebensowenig beziehen sich die Verordnungen dieses königlichen 
Dekrets betreffend Zulassung des Personals auf Personal, welches sich in der 
Ausbildung befindet oder Versuchsflüge ausführt. 


SEE 
Die Verfügungen betreffend die allgemeine Flugtüchtigkeit, die Regeln 
über Lichterführung und Signale und die Regeln in der Luft sind in gleicher 
Weise von nationalen und ausländischen Luftfahrzeugen zu befolgen. 


88. 

Luftfahrzeuge, welche nicht zum staatlichen Postdienst zugelassen sind, 
dürfen ohne vorhergehende Erlaubnis der Regierung Postsachen nicht 
befördern. 

9. 


Luftfahrzeuge dürfen nicht ohne besondere Erlaubnis der Regierung 
FT.-Apparate an Bord führen. 
S 10. 
Es ist für Luftfahrzeuge verboten, Gebiete zu überfliegen, welche in 
den Verordnungen als verbotene Zonen bezeichnet sind. 


8 11. 

Kein Luftfahrzeug darf über nationalem Gebiet oder nationalen Terri- 
torialgewässern fliegen, bevor nicht seine Flugtüchtigkeit in vorgeschriebener 
Form bescheinigt ist sowie kein Passagierluftfahrzeug, welches nicht die Be- 
stimmungen betreffend die Flugtüchtigkeit, periodische Besichtigung und 
Prüfung vor jedem Fluge erfüllt hat. Jedes Luftfahrzeug hat die bezüg- 
lichen Bescheinigungen an Bord mit sich zu führen. 


812 


Kein Passagierluftfahrzeug, welches Passagiere an Bord hat, dari zu 
seinem Abflug oder zu seiner Landung andere Flugplätze benutzen, als 
solche, welche von den militärischen oder staatlichen Behörden zu- 
gelassen sind. 

8 13. 

Passagier-- oder Handelsluftfahrzeuge dürfen nicht innerhalb der 
nationalen Grenzen fliegen, wenn sie nicht die vorgeschriebenen Bordbücher 
mit sich führen. 


9 
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S 14. | 
Jedes Luftfahrzeug, welches das nationale Gebiet überiliegt oder verläßt, 
hat sich nach den Bestimmungen dieser königlichen Verordnung zu richten. 


8 15. 
Kein Gelände des nationalen Gebietes darf als regulärer Flug- oder 
Landungsplatz für Passagierluftfahrzeuge benutzt werden, wenn dasselbe nicht 
ausdrücklich vom Handelsminister zugelassen ist. 


S 16. 

Vorstehende Verordnungen beziehen sich nicht auf militärische Flug- 
plätze oder auf solche, welche sich unter der Inspektion des Handels- 
ministeriums befinden, vorausgesetzt, daß bezüglich dieser Flugplätze, alle 
für dieselben von obengenanntem Ministerium vorgeschriebenen Bedingungen 


erfüllt sind. 
S 17. 


Es ist für Luftfahrzeuge verboten, in geringer Höhe über Ortschaften 
zu fliegen, es sei denn, daß sie von der betreifenden Ortschaft eine Landungs- 
erlaubnis besitzen oder wegen mechanischer Havarie oder Motordefekt zu 
einer Notlandung gezwungen sind. 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Ortschaften, welche sich in 
einem Umkreis von 2 km von einem zugelassenen oder militärischen oder 
unter der Aufsicht des Handelsministeriums befindlichen Flugplatz befinden. 


8 18. 
Es ist verboten: 

a) irgendwelche Schau- oder Akrobatenflüge über Ortschaften wie auch 
über Menschenansammlungen, welche durch Versammlungen oder 
durch öffentliche Schaustellungen veranlaßt sind, auszuführen, es sei 
denn, daß solche Schauflüge mit ausdrücklicher Erlaubnis der Veran- 
stalter und der zuständigen Behörden ausgeführt werden, 


b) Flüge auszuführen, welche wegen ihre geringen Höhe oder der Nähe 
von Personen oder Wohnungen die öffentliche Sicherheit gefährden, 


c) Gegenstände, außer dem vorgesehenen Ballast, aus einem Luftfahrzeug 
hinauszuwerfen oder fallen zu lassen oder herunterwerfen zu lassen, 
es sei denn, daß es sich um ausdrücklich in den Verordnungen vor- 
gesehene Fälle handelt oder um ein Luitfahrzeug, welches sich im 
staatlichen Postdienst befindet. 


S 19. 
Jedes Mitglied der Bemannung eines Luftfahrzeuges hat auf Verlangen 
seinen Zulassungsschein zum Zwecke der Prüfung durch Personen, welche 
vom Handelsminister dazu beauftragt sind, vorzuweisen. 


S 20. 

Der Eigentümer oder Besitzer eines Luftfahrzeuges hat auf Verlangen 
den vom Handelsminister beauftragten Personen alle Papiere und Bescheini- 
gungen vorzuweisen, welche sich auf das betreffende Luftfahrzeug beziehen; 
auch falls es sich um Passagier- oder Postluftfahrzeuge handelt, sind die 
Bordbücher vorzuzeigen. 
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8 21. 
Jede vom Handelsministerium beauftragte Person besitzt jederzeit freien 
Zutritt zu allen zugelassenen Flugplätzen. 


8 22. 
Während des Baues eines Luftfahrzeugs besitzt jede vom Handels- 
ministerium beauftragte Person das Recht, in den Arbeitsstunden die Werk- 
stätten zur Besichtigung und Prüfung der Pläne und des Zubehörs zu betreten. 


8 23. 
Vorstehende königl. Verordnung bezieht sich nicht (außer im Falle einer 
entsprechenden Verfügung): 

a) auf Militärluftfahrzeuge oder solche, welche sich im Dienst des Heeres 
oder der Flotte befinden, 

b) auf Luftfahrzeuge oder Personen, welche laut Verfügung des Handels- 
ministeriums vollständig oder teilweise auf Veranlassung eines Ministerial- 
departements von der Erfüllung dieser Verordnungen befreit sind. 


8 24. 
Jedes Luftfahrzeug, welches in militärischen Diensten steht, hat das 
Recht der freien Benutzung aller zugelassenen Flugplätze und der auf den- 
selben befindlichen Hallen, Schuppen und sonstiger Einrichtungen. 


$ 25. 
Die Luftverkehrsunternehmungen werden eingeteilt in staatliche, öffent- 


liche und private. 
8 26. 


Die staatlichen Luitverkehrsunternehmungen werden mit Personal und 
Material betrieben, welches dem Staate oder einem durch den Staat sub- 
ventionierten Unternehmen gehört; solche Linien können über verbotene 
Zonen führen, wenn der Staat dies für notwendig erachtet. 


8 27. 
Als öffentliche Luftverkehrsunternehmen sind solche anzusehen, welche 
dem öffentlichen Passagierverkehr dienen und als private solche, welche dem 


privaten Verkehr dienen. 
8 28. 


Der Dienst sämtlicher in $ 25 erwähnter Luftverkehrsunternehmen ist 
ausschließlich mit Luftfahrzeugen, welche in Spanien eingetragen sind, durch- 
zuführen. 

S 29. 

Die Konzession für eine staatliche oder öfientliche Luftverkehrsstrecke, 
welche durch ein Gesetz als von allgemeinem Nutzen anerkannt worden ist, 
unterliegt alle drei Monate einer öffentlichen Versteigerung. 

Hierbei fällt die Konzession dem Meistbietenden zu. 


$ 30. 
Um sich an den Versteigerungen beteiligen zu können, ist der Nach- 
weis einer Garantie in. Höhe von 1 pCt. des Totalwertes der betr. Luftverkehrs- 


strecke zu erbringen. 
S 31. 


Die öffentlichen Luftverkehrsstrecken sind öffentliches Eigentum und 
werden ebenso wie die staatlichen als gemeinnützig angesehen, infolgedessen 
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unterliegen die Gelände und Gebäude, die von ihnen benötigt werden, wenn 
erforderlich, der Enteignung. 
8 32. 
Die Bekanntgabe einer projektierten Luitverkehrsstrecke als öffentlich 
geltende geschieht vermittelst eines Gesetzes. 


8 33. 

Die Luitverkehrslinien, welche nicht als öffentliche bekannt gegeben 
worden sind, können zum Passagier- und Gütertransport benutzt werden, wenn 
dieselben dazu bestimmungsgemäß zugelassen sind, jedoch sind sie in bezug auf 
alle etwaigen Vergünstigungen als private anzusehen und haben auch keine 
Ansprüche auf eine staatliche Unterstützung. 


S 34. 
Die Einrichtung und Unterhaltung von öffentlichen Luftverkehrsstrecken 
kann ınit öffentlichen Fonds betrieben werden: 
a) wenn dieselben einem bestimmten Unternehmen gelten, 
b) wenn in regelmäßigen Zeiträumen den Unternehmern ein Teil des an- 
gelegten Kapitals ausgezahlt wird, 
c) wenn die Benutzung von staatlichem Material oder Gelände gestattet ist, 
d) wenn für das verwendete Betriebsmaterial Befreiung vom Zoll ge- 
währt wird, 
8 35. 
Gesellschaften, welche die Einrichtung einer öffentlichen Luitverkehrs- 
strecke beabsichtigen, haben ein bezügliches Gesuch mit allen Einzelheiten 
beim Handelsministerium einzureichen. 


..8 36. 

Im Falle, daß zwei oder mehrere verschiedene Projekte eine und die- 
selbe Linie betreffend beim Ministerium eingereicht werden, wird das Ministe- 
rium nach sorgfältiger Prüfung aller Einzelheiten und eingehender Information 
die Entscheidung treffen, welcher Gesellschaft die Konzession zu erteilen ist. 


837. 
Die Entziehung der Konzession für eine staatliche oder öffentliche Luft- 
verkehrsstrecke geschieht in folgenden Fällen: 

a) wenn der Luftverkehr von einem anderen Ausgangspunkt als dem in 
der Konzession vorgesehenen betrieben wird; außer im Falle von 
„force majeure“; 

b) wenn der Luftverkehr für einen Zeitraum von mehr als einem Monat 
unterbrochen wird, außer in einem Falle von „force majeure“ ; 

c) wenn der Betrieb einer privaten Luftverkehrsstrecke während eines 
Zeitraums von zwei Jahren mit mehr Erfolg und Intensität aufrecht 
erhalten wird als der Betrieb derselben Strecke eines“ konzessionierten 
öffentlichen Unternehmens ; 

d) wenn die betreffende Gesellschaft aus Verwaltungs- oder gerichtlichen 
Gründen aufgelöst wird oder für bankerott erklärt wird. 


8 38. 
Ausländische Luftfahrzeuge bedürfen zum Ueberfliegen spanischen 
Gebietes oder seiner Territorialgewässer einer auf diplomatischem Wege ein- 
zuholenden Erlaubnis oder einer Einladung der zuständigen spanischen Be- 
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hörde. In Friedenszeiten kann den ausländischen, namentlich zu bezeichnenden 
zivilen Luftfahrzeugen dauernde Erlaubnis zur Landung auf den spanischen 
Flugplätzen erteilt werden. -Die Erlaubnis kann indessen widerrufen werden, 
und wird nur auf Gegenseitigkeit erteilt. Luftfahrzeugen von Luftverkehrs- 
linien wird die Landung nur dann gestattet, wenn an den in Frage kommen- 
den Orten Flugplätze vorhanden sind. 

Alle übrigen Luftfahrzeuge müssen die Flugplätze angeben, die sie 
benutzen wollen; kein Luftfahrzeug, abgesehen von „force majeure“ darf 
außerhalb eines Flugplatzes landen oder starten. 


S 39. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes bezüglich der Eintragung von Luft- 
fahrzeugen, Zulassung des Personals, Flugtüchtigkeit des Luftfahrzeuges, 
Bordbücher und FT.-Apparate (wenn solche vorhanden sind und benutzt 
werden), gelten nicht für ausländische Luftfahrzeuge; für diese gelten die 

bezüglichen Bestimmungen ihres Heimatlandes. 
Auf ausländische Luftfahrzeuge, welche sich bei Landungen auf spani- 
schem Gebiet nicht an diese Verordnungen halten, werden die Verfügungen 
dieses königl. Gesetzes in ihrer ganzen Tragweite zur Anwendung gebracht. 


$ 40. 
Das zentrale meteorologische Observatorium wird der Luftfahrt alle 
diejenigen Nachrichten zur Kenntnis bringen, welche für dieselbe von In- 


teresse sind. 
8 4l. 


Gesetzliche Strafverfahren kommen unter Berücksichtigung des Einze 
Talles in Anwendung: 

a) auf solche Personen, welche ein Luftiahrzeug über nationalem Gebiet 
fliegen lassen, ohne die Verordnungen dieses königl. Gesetzes und der 
Reglements zu berücksichtigen, oder sich den Behörden oder deren 
Beamten widersetzen; 

b) und auf solche, welche sich an Bord von Luftfahrzeugen über spanischem 
Gebiet strafbare Handlungen oder Unterlassungen zu schulden kommen 
lassen. 

Die Einschränkungen des zweiten Absatzes des $ 39 gelten nicht im 
Falle strafbarer Handlungen gegen Personen oder Sachen, welche sich auf 
spanischen Gebiet befinden. 

Die Polizei- und Sicherheitsgesetze werden auf jedes Luitiahrzeug an- 
gewandt, welches über spanischem Gebiet fliegt. 


$ 22. 

Die Zulassungsscheine für das Personal oder das Recht der Benutzung 
eines Flugplatzes können entzogen werden, wenn das Handelsministerium 
nach vorausgehender Untersuchung solches für zweckmäßig erachtet. 

Außerdem ist das Handelsministerium berechtigt, während der Unter- 
suchung Zulassungsscheine zeitweise zu entziehen. 


8 43. 
Das Handelsministerium kann das Flugtüchtigkeitszeugnis eines Luit- 
fahrzeuges ganz oder zeitweise entziehen, wenn es solches aus Gründen der 
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Sicherheit für erforderlich hält; dieses bezieht sich sowohl auf das einzelne 
Luftfahrzeug als auch auf den Typ eines solchen. 


S 44. 
In vorliegendem königl. Gesetz und in dem angefügten Reglement be- 
deutet: 

a) Luftfahrzeug. Jeder Apparat, welcher zum Verkehr in der Luft 
verwendet wird (Luftschiff, Frei- und Fesselballon, Flugzeug usw.); 

b) Luftschiff:. Ballon mit eigenem Antrieb; 

c) Freiballon. Ballon, welcher keine eigenen Antriebmittel besitzt; 

d) Flugzeug. Luftfahrzeug, welches schwerer als Luft ist und eigene 
 Antriebmittel besitzt; 

e) Militärluftfahrzeug. Luftiahrzeug, welches dem Heer oder der 
Flotte angehört; 

f) Passagier- und Handelsluftiahrzeug. Luftfahrzeug, 
welches zur Beförderung von Passagieren oder Waren (einschließlich 
Postsendungen) dient und auf welchem sich tatsächlich Passagiere oder 
Waren befinden; 

g) Personal. Jeder Führer, Kapitän, Orter (Beobachter) oder Mechaniker 
oder jedes sonstige aktive Mitglied der Bemannung; 

h) Flugplatz. Jedes begrenzte Gelände oder jede bezeichnete Zone, 
welche ganz oder teilweise als Start- oder Landungsplatz benutzt wird; 

i) Nationales Gebiet. Das ganze Gebiet und die Territorial- 
gewässer innerhalb der Grenzen des spanischen Reiches. 


S 45. 

Die als Anhang gegebenen Reglements betreffend den zivilen Luit- 
verkehr sind genehmigt worden. 

Der Handelsminister ist berechtigt, im Einverständnis mit den übrigen 
interessierten Ministerien die Verfügingen der obengenannten Reglements in 
Uebereinstimmung mit dem königl. Dekret zu vervollständigen oder zu kürzen. 

Durch das Handelsministerium sind geeignete Maßnahmen zu treffen 
zu dem Zwecke, daß, wenn im Zweifelsfalle für das Weiterbestehen irgend 
einer die Luftfahrt betreffenden Erlaubnis diese älteren Datums als die Ver- 
öffentlichung des vorliegenden königlichen Gesetzes ist, die Bestimmungen 
dieses Gesetzes und der beigefügten Reglements von den interessierten 
Personen und Unternehmungen genau eingehalten werden. 

Gegeben im königl. Schloß zu Madrid am 25. Nov, des Jahres 1919. 


Alfonso. 


Der Präsident des Ministerrates: Joaquin Sanchez Toga. 


Gaceta de Madrid, 26. Nov. 1919. 
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